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Das Konzept des Helden ist 
alt, ja archaisch. Und gerade 
der militärische Held hat es 
in Deutschland schwer, denn 
hier hat der Verweis auf das 
anzustrebende Heldentum 
ganze Jahrgänge in den sinn-
losen Tod geführt. Trotzdem 
empfindet es unser Rathaus-
kater Pino als durchaus pas-
send die ukrainischen Solda-
ten als Helden zu bezeichnen, 
ist doch jede ihrer Aktionen, 
jede gelungene Rückerobe-
rung von Territorium eine Va-
riante der Geschichte von Da-
vid und Goliath.  Seite 15
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Starker Draht in die  
europäischen Institutionen

Bayerische Landräte werben in Brüssel für den ländlichen Raum
Die Politik der Europäischen Union wirkt sich tiefgreifend 
auf das Leben der Menschen in den bayerischen Landkrei-
sen aus. Ein starker Draht in die europäischen Institutio-
nen ist für die Kommunen deswegen besonders wichtig. 
Die bayerischen Landrätinnen und Landräte nutzten ih-
re diesjährige Landrätetagung vom 8. bis 10. November 
deswegen, um sich in Brüssel mit den für ihre Interessen 
wichtigen Verantwortungsträgern auszutauschen.

„Gerade der Europäische 
‚Grüne Deal‘ bzw. ‚Fit for 55‘ und 
die darin enthaltenen Pflichten 
(insb. die Renovierungspflich-

unter leiden wird. Dabei sind die 
bayerischen Kommunen auf ei-
ne starke regionale Förderung 
durch die EU angewiesen. Kür-
zungen (auch im Agrarbereich) 
treffen sie empfindlich. Star-
ke kommunale Haushalte sind 
entscheidend für den Erhalt der 
Angebote und Leistungen der 
Menschen vor Ort. Das muss 
sich auch in der Klima-, Förder- 
und Finanzpolitik der EU wider-

spiegeln“, so Karmasin weiter.

Brisante Themen  
im Mittelpunkt

Runden mit den bayerischen 
Landesgruppen der Fraktionen 
im Europäischen Parlament so-
wie den deutschsprachigen 
kommunal- und regionalpoli-
tischen Sprechern im Europäi-
schen Parlament sowie der Aus-
tausch mit hochrangigen Mit-
gliedern der zuständigen Berei-
che innerhalb der Europäischen 
Kommission wie Michael Hager, 
Chef des Kabinetts, Valdis Dom-
brovskis, EU-Vizepräsident und 
EU-Kommissar für Wirtschaft 
und Kapitaldienstleistungen und 
Markus Schulte, Hauptberater 

Verleihung in München:

Generationenpreis 
„Gemeinsam aktiv“

Gemeinsam mit den bayerischen Bezirksregierungen und der 
Ehrenamtsbeauftragten Eva Gottstein hat Sozialministerin Ul-
rike Scharf in München den Generationenpreis „Gemeinsam 
aktiv“ verliehen. Damit wurden insgesamt 14 Projekte gewür-
digt, die zum Austausch und Verständnis zwischen jüngeren 
und älteren Menschen beitragen.

Über eine Prämie von jeweils 4.000 Euro dürfen sich in Ober-
bayern das Altenheim Maria Rast/Caritasverein Altmannstein 
e.V. – „Kindergarten & Seniorenheim – Jung & Alt“ und das Mehr-
generationenhaus „Unter den Arkaden“ – Euro-Trainings-Centre 
ETC e.V. München – „Patenprojekt Nordlicht“ freuen, in Nieder-
bayern Malteser Hilfsdienst e.V. – Malteser Jugend Passau – „Se-
nioren werden digital – generationenübergreifend helfen“ so-
wie TUT – Tanz- und Theaterverein Biburg – „Zukunft der Kul-
tur“. Für die Oberpfalz wurden die Dorfladen UG Krummennaab 
– „Dorfbackofen im Bürgerpark in Kombination mit dem Dorfla-
den/Dorfcafe“ und das Familienzentrum Kumpfmühl der Famili-
enwerkstatt Regensburg e.V. und Regensburg SeniorenStift gG-
mbH – „Kreativ-Werkstatt für Jung und Alt – Pflegeheim trifft Fa-
milienzentrum“ ausgezeichnet.

Mittelfränkische Preisträger sind der AWO Kreisverband 
Fürth-Land – „Mehrgenerationenprojekt Zirndorf: Partizipation 
Bürgergarten – Hochbeet“ und Großeltern stiften Zukunft e.V. 
Nürnberg – mit dem Projekt „Großeltern stiften Zukunft“. Aus 
Oberfranken wurden der BRK Kreisverband Kronach – „LQG – 
Lebensqualität für Generationen: Generationen werden Freun-
de“ und das Seniorenbüro der Stadt Rödental – „Auch im Alter 
online“ geehrt, aus Unterfranken die Veitshöchheimer Privati-
nitiative „Fußball-Team-für-alle“ und die Privatinitiative Familie 
Volkert aus Hammelburg – „Generationentreff Taubenschlag“. 
Aus Schwaben wurden schließlich die Evangelisch-Lutherische 
Kirchengemeinde Nördlingen – „Handy-Patenschaften“ sowie 
der Malteser Hilfsdienst e.V. – Gliederung Mindelheim – „Malte-
ser Rikscha-Ausflugsfahrten“ gewürdigt.  DK

Thomas Karmasin.   
 Bild: Bayerischer Landkreistag

Generaldirektion Wirtschaft und 
Finanzen, Europäische Kommis-
sion, werden für die Überbrin-
gung dieser Botschaften genutzt.

Anstieg der Flüchtlingszahlen

Aber auch ein weiteres bri-
santes Thema wird im Mittel-
punkt der Tagung stehen: die 
Migrationspolitik der Europäi-
schen Union. „Wir warnen seit 
Wochen vor einem weiteren An-
stieg der Flüchtlingszahlen und 
möglichen Zuständen wie 2015 
und 2016. Wir sehen dem Win-
ter mit Blick auf die rasant stei-
genden Flüchtlingszahlen mit 
großer Skepsis entgegen. Trag-
fähige Lösungen fordern auch 
die Europäische Union. Wir 
brauchen unter anderem drin-
gend eine Einigung der Mitglied-
staaten im Bereich der Lasten-
verteilung“, so der Präsident des 
Bayerischen Landkreistags. Mit 
Direktor Matthias Oel, General-
direktion Migration und Inneres 
der Europäischen Kommission, 
sowie Diane Angermüller, Sek-
torleiterin für legale Migration, 
und Andreas Fabritius, Policy Of-
ficer im Referat für Asyl, eben-
falls beide von der Generaldi-
rektion Migration und Inneres, 
werden die Herausforderungen 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

ten) betreffen die kommunale 
Ebene erheblich. In Zeiten an-
gespannter Haushaltslage ste-
hen damit auch finanzstar-
ke Kommunen vor großen Her-
ausforderungen. Es ist wichtig, 
sich mit den Verantwortlichen 
in Brüssel direkt auszutauschen, 
um auf kommunale Realitäten 
und Notwendigkeiten aufmerk-
sam zu machen“, so der Präsi-
dent des Bayerischen Landkreis-
tags, Landrat Thomas Karmasin, 
Fürstenfeldbruck. 

‚Grüner Deal“:  
Finanzierung unklar

„Bis heute ist unklar, wie der 
Grüne Deal finanziert werden 
soll. Auf Seiten der Kommunen 
bestehen große Befürchtungen, 
dass die Regionalförderung dar-

Aktuelle Stunde im Bayerischen Landtag:

CSU-Fraktion macht 
Pflege zum Thema

Auf Vorschlag der CSU-Fraktion befasste sich der Bayeri-
sche Landtag in einer Aktuellen Stunde mit dem Thema 
„Gute Pflege im Gesundheitsland Bayern: Große Aufgaben 
gemeinsam lösen“. Hierzu legte die Fraktion eine Resoluti-
on vor. Ziel ist es, die Wichtigkeit einer guten, wohnortna-
hen medizinischen und pflegerischen Versorgung für die 
Menschen in Bayern im Blick zu behalten, besonders jetzt 
angesichts der Herausforderungen durch Corona und der 
explodierenden Energiepreise.

Mit dem bundesweit einmali-
gen Landespflegegeld, Kranken-
hausinvestitionen in Höhe von 
643 Millionen Euro, dem Ausbau 
der Pflegeplätze über die Pflege-
strategie „Gute Pflege- daheim 
in Bayern“ und Studienplätzen 
im Bereich der Humanmedizin, 
Hebammenkunde und Pflege 
oder Landarztprämie setze der 
Freistaat, so der gesundheitspo-
litische Sprecher der CSU-Frakti-
on, Bernhard Seidenath, bereits 
wichtige Akzente. „Bayern be-
kämpft zudem den Fachkräfte-
mangel weiter entschieden. Ein 
Härtefallfonds auch für Kran-

kenhäuser und Pflegeeinrich-
tungen wird kommen. Gefor-
dert ist aber auch der Bund, 
endlich seine Hausaufgaben zu 
machen – und die Einrichtun-
gen in der Energiekrise zu unter-
stützen. Wir brauchen verlässli-
che Planungssicherheit, um un-
sere weiteren Schritte umsetzen 
zu können“, ergänzte Seidenath.

Der Bund muss handeln

Laut Resolution geht eine 
bundesweite Hochrechnung von 
mindestens vier Mrd. Euro- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

V.l.: Ehrenamtsbeauftragte Eva Gottstein, MdL, Sozialministe-
rin Ulrike Scharf, MdL und Jochen Lange, Regierungsvizepräsi-
dent von Unterfranken. Bild: StMAS / Göttert

Kinder- und Jugendhilfe:

Anstieg der Ausgaben 
auf über 9 Mrd. Euro 

Über drei Viertel der Kosten entfallen  
auf die Kindertagesbetreuung 

Im Jahr 2021 werden in Bayern insgesamt rund 9.294 Mio. Eu-
ro für Leistungen und Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe ver-
ausgabt. Nach Abzug der Einnahmen verbleiben Nettoausgaben 
von 8.867 Mio. Euro. Wie das Bayerische Landesamt für Statistik 
weiter mitteilt, ist die Kindertagesbetreuung mit Ausgaben in Hö-
he von 7 098 Mio. Euro der größte Posten, davon entfallen 6.984 
Mio. Euro auf Kindertageseinrichtungen und rund 114 Mio. Euro 
auf die Kindertagespflege. 

Im Laufe des Jahres 2021 fal-
len in Bayern für Leistungen 
und Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe insgesamt Ausga-
ben in Höhe von 9.294 Mio. 
Euro an. Gegenüber dem Vor-
jahr (8.755 Mio. Euro) ent-
spricht das einer Steigung von 
6,2 Prozent. Die Nettoausga-
ben liegen nach Abzug der 
Einnahmen bei 8.867Mio. Eu-
ro und damit 6,4 Prozent über 
dem Vorjahresniveau (8.336 
Mio. Euro). 

Steigerung um fast 7 Prozent

Von den Bruttoausgaben sind 
Aufwendungen für Kinderta-
gesbetreuung mit 7.098 Mio. 
Euro der größte Posten. Die 
Ausgaben hierfür liegen 6,8 Pro-
zent über denen des Vorjahres 
(6.643 Mio. Euro). Zweitgrößter 
Posten sind Ausgaben für Hilfe 
zur Erziehung, Eingliederungs-
hilfe für seelisch behinderte Kin-
der und Jugendliche, Hilfe für 
junge Volljährige und vorläufige 
Schutzmaßnahmen. Diese lie-
gen mit 1.448 Mio. Euro eben-
falls über dem Vorjahresniveau 
(1.404 Mio. Euro).

Wie das Bayerische Landes-
amt für Statistik weiter mitteilt, 
werden von den Bruttoausga-

ben 4.896 Mio. Euro für Leis-
tungen öffentlicher Träger und 
4.398 Mio. Euro als Zuschuss an 
freie Träger verausgabt.

Die Nettoausgaben für Einzel- 
und Gruppenhilfen liegen 2021 
bei 2.099 Mio. Euro, für Einrich-
tungen werden 6.768 Mio. Eu-
ro ausgegeben. Damit werden 
über 76,3 Prozent der Ausga-
ben für Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe genutzt. 
Seit 2011 sind die Nettoausga-
ben für Einzel- und Gruppenhil-
fen um den Faktor 2,1, die Aus-
gaben für Einrichtungen um den 
Faktor 2,4 gestiegen.  r

Die diesjährigen Preisträgerinnen und Preisträger des Kulturpreises Bayern 2022 mit Staatsminister Markus Blume und Bayernwerk-Chef Dr. Egon Leo Westphal.  Die diesjährigen Preisträgerinnen und Preisträger des Kulturpreises Bayern 2022 mit Staatsminister Markus Blume und Bayernwerk-Chef Dr. Egon Leo Westphal.  Bild: Alex Schelbert/ Bayernwerk AGBild: Alex Schelbert/ Bayernwerk AG
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Wir gratulieren
ZUM 70. GEBURTSTAG

Bürgermeister Anton Schwele 
86871 Rammingen 

am 29.11.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Lioba Zieres 

97791 Obersinn 
am 28.11.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hubert Ammer 

94368 Perkam 
am 17.11.

Bürgermeister Albin Schäfer 
63825 Sommerkahl 

am 19.11.

Landrat Thomas Karmasin  
82256 Fürstenfeldbruck 

am 28.11.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Grasl 

82541 Münsing 
am 26.11.

Bürgermeister Gerald Reiter  
92549 Stadlern 

am 26.11.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Stefan Hanner 

84378 Dietersburg 
am 17.11.

Bürgermeister Stefan Rinke 
87645 Schwangau 

am 27.11.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Feistl 

82386 Oberhausen 
am 18.11.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Marco Trautner 

91346 Wiesenttal 
am 25.11

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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GZ Expertenrunde GZ
Aktuelle Herausforderungen im kommunalen Straßenbau
1. Dezember 2022, 14:00 - 16:30 Uhr
Online, kostenfrei, Registrierung erforderlich

Straßen sind öffentliche Güter, die aufwendig unterhalten werden 
müssen. Autofahrer wollen staufrei und zügig ihre Ziele erreichen, 
Radfahrer sicher auf ebenen Flächen fahren und Fußgänger brau-
chen breite Wege. Für Anlieger und Geschäftsleute, Ver- und Entsor-
gungsbetriebe sowie Rettungsdienste muss Erreichbarkeit gewähr-
leistet werden .

Rund 860.000 km Straßen sind die sichtbaren Lebensadern unseres 
Zusammenlebens in Deutschland. Die Gemeindestraßen, deren Bau 
und Unterhalt den Gemeinden innerhalb ihres Gemeindegebietes ob-
liegt, bilden weit über die Hälfte des Straßennetzes ab. Für den kom-
munalen Straßenbau und -unterhalt erhalten die bayerischen Ge-
meinden pauschale Fördermittel des Freistaats. Darüber hinaus kön-
nen Neu- und Ausbauprojekte von verkehrswichtiger Bedeutung ge-
fördert werden.

Aufgrund hoher Energiepreise, massiv steigender Erzeugerpreise, 
steigender Umweltauflagen, stetig steigender Kosten für Transport 
und Entsorgung von Bauabfällen und des Fachkräftemangels stehen 
die Ausbau- und Erhaltungsplanungen der Kommunen im Straßenbau 
zunehmend unter Druck. 
Referenten und Programm:
• In Stoffkreisläufen denken – planen – bauen| Baudirektor Dr.-Ing. 

Johann Eicher, Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau 
und Verkehr

• Umgang mit Bodenaushub nach der neuen Mantelverordnung | 
Holger Seit, Landesverband Bayerischer Bauinnungen e.V. (LBB)

• Materialpreissteigerungen im kommunalen Straßenbau in Bayern 
– Herausforderungen in der Praxis | Robert Huber, Bayerischer 
Bauindustrieverband e.V. (BBIV)

• Umgang mit Recycling-Baustoffen im Straßenbau | Stefan Schmid-
meyer, Baustoff Recycling Bayern e.V. gemeinsam mit Dr. Bern-
hard Kling, Bayerischer Industrieverband Baustoffe, Steine und 
Erden e. V. (BIV)

• EU-Projekt „URGE: Circular Building Cities“ | Daniel Rank, Landes-
hauptstadt München

• Moderation: Constanze von Hassel | Bayerische Gemeindezeitung
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de r

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

Bildrechte und die DSGVO
Teil 1: 18. November 2022, 14:00 - 16:30 Uhr
Teil 2: 9. Dezember 2022, 14:00 - 16:30 Uhr

Die Menschen lieben Bilder. Bilder können besser verstanden 
werden als Texte. Deshalb können weder Politik noch Verwaltung 
auf Bilder verzichten. Doch was muss man wissen, um nicht in die 
Fallen der Betrüger und die Mühlen der Justiz zu geraten. Das Gan-
ze ist nicht so einfach, wie man glaubt – aber auch nicht so schwie-
rig, wie befürchtet. Aber es braucht Zeit, um Sicherheit zu gewin-
nen. Deshalb wird dieser Vortrag zweigeteilt. Ihre Fragen dazu sind 
herzlich willkommen.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 290,- € zzgl. MwSt. r
Medientraining: Grundkenntnisse
11. Januar 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Sie haben etwas zu sagen! Klar, denn Sie arbeiten als Presserefe-
renten, in der Öffentlichkeitsarbeit oder als "Entscheider" für Ihre 
Heimat. Doch wie vermitteln Sie am besten Ihre Inhalte? Wie sprin-
gen die Medien auf Ihre Bekundungen an? Und wie ticken Journa-
listen eigentlich? All das erfahren Sie in diesem Seminar. Für Sie 
wird es ab sofort kein Problem sein, mit der Presse zu agieren, denn 
mit diesem Kurs sind Sie auch in der Präsentation und Ihrer Rheto-
rik gewappnet und wissen, wie man sich, seine Schutzbefohlenen 
und die Heimat in der Öffentlichkeit präsentiert.

Inhalt: Wie ticken Journalisten? Wie präsentiere ich am besten? 
Welche Situationen gibt es? Rhetorik, Tipps & Tricks
Referent: Maximilian von Rossek, Politikjournalist
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt. r

GZ Akademie GZ

Bund muss Gesundheitswesen 
verlässlich unterstützen! 

Gemeinsamer Appell von Bayerns Gesundheitsminister Holetschek,  
Krankenhausvertretern, Landkreisen und Städtetag: Versprechen rasch umsetzen

Bayerns Gesundheits- und Pflegeminister Klaus Holetschek hat 
die Bundesregierung mit Nachdruck aufgefordert, rasch für ei-
ne stabile und langfristig gesicherte Finanzierung von Einrichtun-
gen des Gesundheitswesens zu sorgen. Mit Blick auf die Minis-
terpräsidentenkonferenz richtete der Minister gemeinsam mit 
der Bayerischen Krankenhausgesellschaft, den Sana Kliniken, den 
bayerischen Landkreisen und dem Bayerischen Städtetag einen 
dringenden Appell an die Ampel-Koalition. 

Holetschek betonte in Mün-
chen: „Viele Kliniken und Ge-
sundheitseinrichtungen unseres 
Landes stehen vor dem Knock-
out. Inflation und Energiekrise 
sorgen für Kostenexplosionen, 
die letztlich die Versorgung der 
Menschen gefährden. So gut 
wie alle Einrichtungen des Ge-
sundheitswesens sind von den 
hohen Energie- und Sachkosten, 
den Pandemie-Folgen sowie von 
Personalproblemen teils schwer 
getroffen. Die Lage ist wirklich 
ernst und erfordert rasches und 
entschlossenes Handeln.“

Dramatischer  
Versorgungsengpass

Thomas Lemke, Vorstands-
vorsitzender der Sana Klini-
ken AG und Vizepräsident der 
Deutschen Krankenhausgesell-
schaft DKG, betonte: „Die ak-
tuellen Entwicklungen führen 
jetzt schon zu einem dramati-
schen Versorgungsengpass. Vol-
le Notaufnahmen und perma-
nente Abmeldungen von Klini-
ken gefährden die Versorgung. 
Die Krankenhäuser stehen vor 
dem wirtschaftlichen Kollaps. 
Energiepreise, Inflation und Co-

rona belasten die Kliniken ex- 
trem. Diese Kosten können wir 
nicht an Patientinnen und Pa-
tienten weitergeben. Ohne ein 
schnelles Eingreifen des Bundes 
im Hinblick auf finanzielle Unter-
stützung droht eine Beeinträch-
tigung der Gesundheitsversor-
gung in Deutschland.“

Lauterbachs Vorschläge  
gehen an der Realität vorbei

Die Vorsitzende der Bayeri-
schen Krankenhausgesellschaft 
und Landrätin des Landkreises 
Kitzingen, Tamara Bischof, sag-
te: „Im ländlichen Raum sind die 
Landkreise für die Sicherstellung 
der Krankenhausversorgung un-
serer Bürgerinnen und Bür-
ger verantwortlich. Dafür brau-
chen wir verlässliche finanzielle 
Grundlagen auch in Zeiten ho-
her Inflation. Und wir brauchen 
mehr Planungssicherheit bei der 
Krankenhausreform. Die aktu-
ellen Vorschläge des Bundesge-
sundheitsministers zur Unter-
stützung der Geburtshilfe ge-
hen beispielsweise an der Reali-
tät vorbei, wenn damit lediglich 
vier Einrichtungen in ganz Bay-
ern eine bessere finanzielle Ab-
sicherung erhalten sollen.“

Gesetzesänderung nötig

Der Geschäftsführer der Baye- 
rischen Krankenhausgesellschaft, 
Roland Engehausen, ergänzte: 
„Bundesgesetze verhindern bei 
der derzeitigen Kostenexplosi-
on, über Verhandlungen mit den 
Krankenkassen eine auskömmli-
che Finanzierung der Kliniken si-
cherstellen zu können. Daher ist 
dringend eine Gesetzesände-
rung oder eine zusätzliche Ab-
sicherung der nicht finanzierten 
Betriebskosten durch den Bund 
bis Ende 2023 nötig, um Insol-
venzen zu vermeiden. Reformen 
der Krankenhausstrukturen sind 
notwendig, werden aber nicht 
die akuten Liquiditäts- und Fi-
nanzierungsprobleme der Kran-
kenhäuser in Bayern lösen.“

Bernd Buckenhofer, geschäfts- 
führendes Vorstandsmitglied des 
Bayerischen Städtetags, sagte: 
„Die Kliniken in Bayern leisten 
trotz der enormen Herausforde-
rungen hervorragende Arbeit. 
Sie benötigen dabei deutlich 
größere finanzielle Unterstüt-
zung seitens des Bundes, um 
die aktuellen Probleme bewälti-
gen zu können. Der vom Bund in 
Aussicht gestellte Ausgleich der 
Energiekosten reicht dabei nicht 
aus, um das Defizit der Kliniken 
zu decken. Die Inflation und zu 
erwartende höhere Tarifab-
schlüsse im Jahr 2023 führen zu 
weiteren allgemeinen Sachkos-
tensteigerungen, die vom Bund 
nicht finanziert werden. Die Be-
lastungen der Kliniken machen 
sich bereits bemerkbar, aktuell 
insbesondere in den Notaufnah-
men. Der Bayerische Städtetag 
appelliert daher an den Bund, 
zügig weitere finanzielle Mittel 
für die Krankenhäuser zur Ver-
fügung zu stellen.“

Gesundheitsminister Klaus 
Holetschek verlangt unmiss-
verständlich, dass die langfris-
tige Stabilisierung des Gesund-
heitssystems JETZT konkret an-
gepackt wird. Klar sei, dass der 
Bundesgesundheitsminister al-
lein den Kliniken für den Zeit-
raum bis Ende März 2023 rund 
4,5 Milliarden Euro versprochen 

hat. „Die Regierung muss ihr 
Versprechen nun aber auch ein-
halten und rasch umsetzen.“

Versprechen müssen  
eingehalten werden

Lauterbachs Ankündigungen, 
das DRG-System im Hinblick auf 
eine auskömmliche Finanzierung 
der Krankenhäuser zu reformie-
ren, finden volle Zustimmung 
seines bayerischen Kollegen. 
„Wir brauchen deutliche Signa-
le gegen eine zunehmende Aus-
richtung nach wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten. Das Wohl der 
Menschen muss im Mittelpunkt 
stehen, nicht das Streben nach 
Profitmaximierung. Meine zen-
trale Forderung ist schon lan-
ge eine bessere Vergütung von 
Vorhaltekosten zur Sicherstel-
lung der Notfallversorgung, der 
Kinderkliniken sowie im Bereich 
der Geburtshilfe. Die dazu bis-
lang vorliegenden Vorschläge 
des Bundes reichen nicht aus. 
Zudem müssen die Länder deut-
lich stärker als bisher substanzi-
ell in die Beratungen eingebun-
den werden, wie wir es bei den 
Bund-Länder-Gesprächen letzte 
Woche gefordert haben. Bis die 
Reform greift, kann so manche 
Einrichtung geschlossen sein. 
Diesen kalten Strukturwandel 
müssen wir verhindern!“, warn-
te Holetschek. Er erinnerte des-
halb an Lauterbachs Zusiche-
rung, dass die Mehrkosten der 
Einrichtungen durch gestiege-
ne und immer weiter steigen-
de Energie- und Sachkosten mit 
den finanziellen Zuschüssen des 
Bundes gedeckt werden kön-
nen. „Darauf müssen sich die 
Menschen in Deutschland ver-
lassen können. Entscheidend ist, 
dass diese Versprechen schnell 
umgesetzt werden. Die Kliniken 
brauchen jetzt Hilfe!“

Dass viele Kliniken in dieser 
völlig aus dem Ruder laufenden 
Kostenspirale kaum Stellschrau-
ben haben und Einsparungen 
kaum möglich sind, wurde in 
jüngster Zeit auch in der Baye-
rischen GemeindeZeitung aus-
führlich thematisiert. 

„Schließlich können die Kran-
kenhäuser nicht einfach die 
Temperatur herunterdrehen“, 
warnte Holetschek und be-
richtete von einem schwäbi-
schen 130 Betten-Haus, das ei-
nen durchschnittlichen Ver-
brauch von zwei Millionen Ki-
lowattstunden Gas im Jahr hat. 
Dort seien aktuell weder nen-
nenswerte Einsparungen noch 
ein kurzfristiger Wechsel auf 
Öl, Fernwärme oder Biomas-
se möglich. Auch andere Kran-
kenhäuser können, wenn über-
haupt, oft maximal 10 Prozent 
Gas einsparen – „und das ist 
dann mit einem Wechsel auf an-
dere, ebenfalls teure Energieträ-
ger oder mit Einschränkung des 
Betriebes verbunden. Notwen-
dig wären aber 20 bis 30 Pro-
zent Einsparung – ohne dass da-
für die Versorgungsqualität lei-
den darf!“

Es geht nicht nur  
um die Krankenhäuser

Der Minister warnte: „Neben 
den Krankenhäusern dürfen wir 
auch die Vorsorge- und Reha-
einrichtungen, Arztpraxen und  
Pflegeheime sowie Pflegediens-
te nicht vergessen. Ohne eine  
unbürokratische Unterstützung 
könnte auch für sie auf den kal-
ten Winter ein bitterer Früh-
ling folgen. Klar ist, dass Wohn-
geld plus und Heizkostenzu-
schuss eine wichtige Entlastung 
für einen kleinen Teil der Heim-
bewohner bei den Kosten des 
Wohnens sind, bei den Heimen 
selbst kommt das Geld nicht 
an. Insofern kann sich Herr Lau-
terbach Verbesserungen beim 
Wohngeld gerade nicht als Un-
terstützung der Heime anrech-
nen. Heimbetreiber brauchen 
wie die Kliniken dringend Unter-
stützung bei den Kosten, die sie 
nicht auf Pflegebedürftige umle-
gen können.“

Im Hinblick auf die Pflegekos-
ten beklagt Bayerns Gesund-
heitsminister, dass er von der 
Bundesregierung noch keinen 
konkreten Vorschlag gehört hat. 
So seien Pflegedienste beson-
ders von den steigenden Sprit-
kosten betroffen. Er verlangt 
deshalb „einen Mechanismus, 
um die außerordentlichen Kos-
tensteigerungen bei den Pflege-
einrichtungen kurzfristig aufzu-
fangen“, ohne dass die Pflege-
bedürftigen damit belastet wer-
den . r

Neuerlicher Brandbrief 
an Gesundheitsminister

Die Verzweiflung wird immer größer. Nunmehr richteten die Land- 
räte der Landkreise Eichstätt, Neuburg-Schrobenhausen, Pfaffen-
hofen und der Oberbürgermeister der Stadt Ingolstadt zusammen 
einen Brandbrief an Bundesgesundheitsminister Lauterbach.

Sie stünden „einer dramati-
schen Entwicklung in unseren Kli-
niken und Krankenhäusern hilf- 
und machtlos gegenüber“, schrei-
ben Dr. Christian Scharpf, Alexan-
der Anetsberger, Albert Gürtner 
und Peter von der Grün und for-
dern, den Kliniken umgehend fi-
nanzielle Unterstützungen bereit-
zustellen und umfassende und 
nachhaltige Reformen des Ge-
sundheitswesens durchzuführen, 
um eine bedarfsgerechte, quali-
tativ hochwertige medizinische 
Versorgung sicherzustellen.

Seit Beginn der SARS-COV-2-
Pandemie habe sich die struktu-
relle Situation der Krankenhäu-
ser fortlaufend verschlechtert;  
sie sei nun dramatisch. Die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter 
im Gesundheitswesen litten un-
ter wechselnden, aber stets ho-
hen Belastungen. Wie seltsam, 
dass trotz hoher Impfquote die 
Zahl von Corona-positiven Pati-
enten im Oktober 2022 auf Re- 
kordniveau stieg. Auch die Zahl 
der nicht aktuell mit Corona Infi-
zierten steige immer weiter. „In 
der aktuellen Situation ist es für 
die Mitarbeiterschaft nur noch mit 
enormem persönlichen Aufwand 

und selbstloser Einsatzbereit-
schaft möglich, die medizinische 
Versorgung der Bürgerinnen und 
Bürger auf dem notwendigen Ni-
veau zu halten“ heißt es im Brief. 

Infolge dieser immens hohen 
Belastungen für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter steigen in den 
Krankenhäusern kontinuierlich die 
Krankheitsquoten über alle Be-
rufsgruppen hinweg deutlich. Da-
mit einhergehend steigt wieder- 
um der Druck auf die Mitarbeiten-
den, die dennoch für den Dienst 
an den Patienten zur Verfügung 
stehen. Die aktuelle Lage oh-
ne Aussicht auf Besserung lässt 
einstmals hochmotiviertes Perso-
nal frustriert zurück, manche keh-
ren den Gesundheitseinrichtun-
gen den Rücken zu. „Die hohen 
Ausfallquoten sowie der generel-
le Mangel an Personal in den Ge-
sundheitsberufen führt zu Bet-
tensperrungen und gefährdet ei-
ne umfassende medizinische Ver-
sorgung unserer Bürgerinnen und 
Bürger!“, warnen die Politiker.

Die reduzierten Fallzahlen füh-
ren zu deutlichen Erlöseinbrü-
chen bei gleichzeitig steigenden 
Vorhaltekosten. Zudem erschwe-
re seitens der Politik zusätzlich 

geschaffenener Bürokratismus, 
die Arbeit der Kliniken. Sie wer-
den massiv negative Jahresergeb-
nisse erwirtschaften, die die Ga-
rantenstellung der Träger völlig 
überfordert. Dringend erforder-
liche Investitionen in die Infra-
struktur der Häuser sind nicht 

mehr abbildbar. „Der Ausblick 
unserer Kliniken und Kranken-
häuser in das nächste Jahr lässt 
diese ratlos zurück; verlässliche 
Zusagen zu einer adäquaten Fi-
nanzierung der Kosten sind 
nicht vorhanden“, schreiben die 
Kommunalpolitiker.  r

Senioren-Union für sofortige Aufhebung  
der einrichtungsbezogenen Impfpflicht

„Die Senioren-Union der CSU fordert die Aufhebung der ein-
richtungsbezogenen Impfpflicht“ betonte deren Landesvorsit-
zender, der Passauer Altlandrat Franz Meyer. Eine Verlängerung 
über den 31.12.2022 hinaus wird strikt abgelehnt. Die Überle-
gungen zur einrichtungsbezogenen Impfpflicht beruhten darauf, 
dass die allgemeine Impfpflicht vom Deutschen Bundestag be-
schlossen wird. Nachdem die Bundesregierung keinen eigenen 
Vorschlag eingebracht hat und die allgemeine Impfpflicht bei den 
Beratungen im Bundestag scheiterte, ist auch die einrichtungs-
bezogene Impfpflicht obsolet, erklärt die Senioren-Union. „Wir 
können nicht weiter die Beschäftigten im Gesundheits- und Pfle-
gebereich einseitig belasten. Die Senioren-Union weist seit Mo-
naten auf den drohenden Pflegenotstand hin. Daher brauchen 
wir jede verfügbare Arbeitskraft in Medizin, Pflege und Einglie-
derungshilfe“, fasst Meyer zusammen. „Wir müssen verhindern, 
dass dringend benötigtes Fachpersonal oder Auszubildende in 
andere Berufe oder ins benachbarte Ausland abwandern.“ r

http://www.bayerisches-infrastrukturforum.de
mailto:veranstaltungen%40gemeindezeitung.de?subject=Bildrechte%20und%20die%20DSGVO
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wenn Menschen mit der ei-
genen Pflegebedürftigkeit oder 
der eines Menschen in ihrem 
familiären Umfeld konfron-
tiert sind, beginnt für alle Be-
teiligten eine besonders sensib-
le Lebensphase. Viele sind ver-
unsichert. Sie ängstigen sich, 
was auf sie zukommt. Und 
meist brauchen sie Unterstüt-
zung, wenn sie Leistungen bei 
der Pflegeversicherung bean-
tragen, Anträge ausfüllen und 
geeignete Angebote auswäh-
len müssen. Fast jede Familie ist irgendwann da-
von betroffen, und jede familiäre Konstellation 
ist dann anders. 

Genau hier setzt die Arbeit der Pflegestütz-
punkte (PSP) an. Aus meiner Sicht sind die Pfle-
gestützpunkte ein hervorragendes Instrument, 
um Menschen bei diesen schwierigen Lebensent-
scheidungen zu unterstützen – wohnortnah, um-
fassend und unabhängig. Deshalb hat der Bezirk 

Oberbayern dieses Projekt zur Chefsache ge-
macht. Beim Start im Frühjahr 2020 gab es in 
Oberbayern nur einen Pflegestützpunkt in Neu-
burg-Schrobenhausen. Heute stehen den Men-
schen in 16 von 20 Landkreisen und in zwei von 
drei kreisfreien Städten sachkundige Personen 
in Pflegestützpunkten mit Rat und Tat zur Seite. 
Weiße Flecken gibt es nur noch in den Landkrei-
sen Bad Tölz-Wolfratshausen, Fürstenfeldbruck 
und Miesbach sowie in der Landeshauptstadt 
München, die bereits über ein engmaschiges Be-
ratungsnetz verfügt. Im Landkreis München un-
terzeichnen wir demnächst den Vertrag. 

Unsere in Oberbayern im bayerischen Ver-
gleich sehr gute Abdeckung ist das Ergebnis ei-
ner großartigen Gemeinschaftsleistung der be-
teiligten Kranken- und Pflegekassen, der Land-
kreise und kreisfreien Städte sowie des Bezirks 
Oberbayern. ‚Miteinander‘ war und ist das Zau-
berwort. Gemeinsam teilen wir uns auch die 
PSP-Finanzierung: Kranken- und Pflegekassen 
übernehmen zwei Drittel der Kosten, der Land-
kreis beziehungsweise die kreisfreie Stadt und 
der Bezirk Oberbayern teilen sich das verbleiben-
de Drittel jeweils zur Hälfte. 

Die aktuellen Rechtsgrundlagen beinhalten 
ein kommunales Initiativrecht. Das heißt, die 
Kassen müssen mitziehen, wenn ein Landkreis 

oder eine kreisfreie Stadt – 
meist auf der Grundlage eines 
Kreistags- oder Stadtratsbe-
schlusses – einen Pflegestütz-
punkt beantragt. Diese Rege-
lung hat sehr befördert, dass 
wir so schnell fast flächende-
ckend Pflegestützpunkte eta-
blieren konnten. Das Initiativ-
recht läuft Ende 2023 aus. Das 
ist für uns ein guter Grund, bei 
den verbleibenden Landkreisen 
weiterhin Überzeugungsarbeit 
zu leisten und zu hoffen, dass 
sie die Gunst der Stunde noch 
nutzen werden. 

Die Pflegestützpunkte sind 
nach unserer Auffassung ein wichtiges Instru-
ment, um die soziale Daseinsvorsorge in einem 
so komplexen Bereich wie der Pflege zu sichern. 
Warum das so wichtig ist, lässt sich bei einem 
Blick in die Statistik erkennen. Aktuell leben in 
Bayern rund 491.000 Menschen, die ambulant 
oder stationär pflegebedürftig sind. Laut einem 
Gutachten des Bayerischen Gesundheitsministe-
riums steigt die Zahl bis zum Jahr 2050 auf min-
destens 671.000 bis zu 888.000 Menschen.

All diese Menschen brauchen dringend Be-
ratungsangebote, wie sie sie beim Pflegestütz-
punkt bekommen können. Informationen aus 
erster Hand benötigen aber nicht nur Pflegebe-
dürftige, sondern auch rund 50.000 Menschen 
mit Behinderungen, die vom Bezirk Oberbayern 
Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten.

Jede Person steht für ein meist bewegendes 
menschliches Schicksal. Deshalb haben wir mit 
unserer Beratung vor Ort ein weiteres wohnort-
nahes Beratungsangebot geschaffen, das die Ar-
beit der Pflegestützpunkte ergänzt. Mitarbeiten-
de des Bezirks Oberbayern sind unser Gesicht vor 
Ort. Sie sind an einem Tag pro Woche mit einer 
offenen Sprechzeit an den jeweiligen Pflegestütz-
punkt angedockt und ergänzen dessen Arbeit mit 
der Beratung zu unseren Sozialen Leistungen. 

Aktuell gibt es 16 Beratungen vor Ort in Ober-
bayern, zwei weitere gehen noch im November 
an den Start. Eine wichtige Besonderheit ist: Bei 
der Beratung berücksichtigen unsere Mitarbei-
tenden die regionalen Gegebenheiten und ver-
netzen sich mit der sozialen Landschaft vor Ort. 
Wir selbst bündeln an jedem Standort unser viel-
fältiges Wissen zur Eingliederungshilfe, zu den 
Leistungen für Menschen in besonderen sozia-
len Schwierigkeiten und natürlich zur ambulan-
ten und stationären Hilfe zur Pflege. Denn uns 
ist es ein Anliegen, dass das Wissen dort an-
kommt, wo es benötigt wird. Unsere Ziele sind: 
guter Service, sichere Erreichbarkeit und zügige 
Klärung der Anliegen. Denn: In einer immer kom-
plexer werdenden Welt sind kurze Wege wichti-
ger denn je!

GZ KOLUMNE
Josef Mederer

Guter Service,  
sichere Erreichbarkeit

Liebe Leserinnen
und Leser,

17. November 2022

Ihr Josef Mederer
Bezirkstagspräsident von Oberbayern

» … weil die Kommunen 
für die Umsetzung der 
gemeinsamen Ziele die 
entscheidenden Partner 
sind. «
Carolina Trautner
Staatsministerin a.D.
Landtagsabgeordnete

Ich lese die GZ
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Kulturpreis Bayern 2022: 

Wo können wir diverser, mutiger und 
unperfekter sein als in der Kunst!

Vielfalt, ernste und unterhaltende Töne und vor allem hohe Wertschätzung für die Menschen  
in Kunst und Wissenschaft prägten die Verleihung des diesjährigen Bayerischen Kulturpreises

In Kooperation mit dem Bayerischen Staatsministerium für Wis-
senschaft und Kunst zeichnete die Bayernwerk AG (Bayernwerk) 
auch dieses Jahr Künstler und Wissenschaftler mit dem Kultur-
preis Bayern aus. Es war ein gleichermaßen ernster wie bunter 
Abend in den Münchner Eisbachstudios. 

In der Sparte Kunst wurden 
der Countertenor Valer Saba-
dus, die Band Sportfreunde Stil-
ler, der Fotograf Olaf Unverzart, 
die Künstlerin und Lyrikerin Au-
gusta Laar sowie die Schauspie-
lerin Lucy Wilke ausgezeichnet. 
In der Sparte Wissenschaft ha-
ben 33 Absolventen und Dokto-
randen bayerischer Kunsthoch-
schulen, Hochschulen und Uni-
versitäten den begehrten Preis 
erhalten.

Kunst ist die Art,  
wie ich mich ausdrücke

Die Opernsängerin Golda 
Schultz erhielt den Sonderpreis 
des bayerischen Kunst- und Wis-
senschaftsministeriums. Staats-
minister Markus Blume würdig-
te Golda Schultz als „Ausnahme-
künstlerin, die auf allen Bühnen 
der Welt zuhause ist ... Sie denkt 
die Grenzen ihres Genres neu.“

„Kunst ist die Art, wie ich mich 
ausdrücke“, so Schauspielerin 
Lucy Wilke (Laudatorin: Lotta 
Ökmen), die zudem in einem ge-
meinsamen Bühnenauftritt mit 
ihrer Mutter als Duo „blind&la-
me“ sang. Augusta Laar hat nach 
ihren Worten schon als Kind 
Kunst gemacht, ohne zu wissen, 
dass es Kunst ist. „Gedichte sind 
wie eine gedankliche Skulptur, 
da tun sich Räume auf. Ich will 
begehbare Gedichte schreiben“, 
erzählt Augusta Laar (Lauda-
tor Kalle Aldis Laar). Für Florian 
Weber von Sportfreunde Stiller 
(Laudator: Hannes Ringlstetter) 
ist es herrlich, nach fünf Jahren 
Pause wieder Kultur schaffen zu 
dürfen: „Wo können wir diver-
ser, mutiger oder unperfekter 
sein, als in der Kunst“. 

Mut und Entschlossenheit  
in schwierigen Zeiten

Für Olaf Unverzart (Lauda-
tor: Markus Kubesch) erfordert 
Kunst, Sachen in Frage zu stel-
len. „Man muss sich seine kindli-
che Neugier erhalten, neue Din-
ge suchen“, so der Fotograf. Für 
Sänger Valer Sabadus (Lauda-
torin Prof. Gabriele Fuchs) sind 
Kunst und Kultur eine univer-
selle Sprache. „Kunst und Kultur 
sind der Katalysator unserer Ge-
sellschaft“.

Im Gespräch mit Moderato-
rin Nina Sonnenberg und Bayer-
werk-Chef Dr. Egon Leo Westphal 
brachte Staatsminister Markus 
Blume seine persönliche Wert-
schätzung für alle diesjährigen 
Preisträger sowie für die Leis-
tung aller Menschen in Kunst, 
Kultur und Hochschullandschaft 
zum Ausdruck: „Bayern ist un-
heimlich reich an Kunst und Wis-
senschaft. Diesen Reichtum er-
halten und entwickeln Künstle-
rinnen, Künstler, Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler 
wie unsere heutigen Preisträ-
gerinnen und Preisträger. Unser 
Dank und unsere Wertschätzung 
gelten Kunst und Wissenschaft, 
insbesondere auch für den Mut 
und die Entschlossenheit in der 
so fordernden zurückliegenden 
Zeit der Pandemie. Unsere bay-
erische Kulturszene und unsere 
Hochschulen haben in den letz-
ten Jahren unfassbar viel auf 
sich genommen und geleistet.“ 
Dr. Egon Leo Westphal zeigte 
sich im Gespräch beeindruckt: 
„Wir lernen jedes Jahr aufs Neue 
von den Preisträgerinnen und 
Preisträgern. Das zeigt, welche 
Kraft in Kultur und Wissenschaft 
steckt.“

Die 33 besten Absolventin-
nen und Absolventen und Dok-
torandinnen und Doktoranden 
bayerischer Hochschulen, Uni-
versitäten und Kunsthochschu-
len erhielten den Preis für ihre 
herausragenden wissenschaftli-
chen Leistungen. 

Forum für die Wissenschaft

Das Spektrum der Fachberei-
che reicht von der Biochemie 
über Physik und Medizin bis hin 
zu Kunst und Philosophie. Dr. 
Egon Leo Westphal, Vorstands-
vorsitzender des Bayernwerks, 
hob hervor, dass unter den Ab-
schlussarbeiten auch wichtige 
Beiträge für das Voranbringen 
der Energiewende sind. Jedoch 
würdigte er nicht nur die indi-
viduellen Leistungen, sondern 
hob auch die Bedeutung der 
Wissenschaft im Allgemeinen 
hervor: „Innovation und wis-

senschaftlicher Fortschritt sind 
wichtige Bausteine unserer Ge-
sellschaft. Ohne sie ist Entwick-
lung nicht möglich.“

Die Preisverleihung fand mit 
rund 300 geladenen Gästen 
statt und wurde zudem in regio- 
nalen Fernsehsendern und als 
Stream live übertragen. Mode-
ratorin Nina Sonnenberg führ-
te durch den Abend. Umrahmt 
wurde die Preisverleihung ne-
ben „blind&lame“ durch den 
Sänger Malik Harris (Rockstars), 
durch die Kabarettisten und Mu-
siker Stefan Leonhardsberger und 
Martin Schmid sowie durch ein 
bewegendes Gedicht der Preis-
trägerin Augusta Laar zum Krieg 
in der Ukraine, das Kalle Aldis 
Laar vortrug. Talkgast war Neuro-
wissenschaftler Dr. Henning Beck.

Informationen

Wer die Sendung verpasst 
hat, kann sie nachträglich sehen 
unter www.bayernwerk-live.de/
kulturpreis-bayern . Dort sind 
die Steckbriefe aller Preisträger 
zu finden.  r

Kongress „ZukunftLAND“ der Grüne Fraktion Bayern:

„Heimat ist, was wir 
draus machen!“

Auf dem Land liegt der Pionierraum für neuen Wohlstand. Seine 
Vielfalt macht den ländlichen Raum zum perfekten Ökosystem für 
Innovation. „Aufgabe muss sein, die ‚drei G‘ sicherzustellen: Ge-
staltungsmacht, Gehör, Geld. So machen wir das Land zum Land 
der Möglichkeiten“, lautete der Tenor einer Konferenz der Grüne 
Fraktion Bayern im oberfränkischen Energiepark Hirschaid unter 
dem Motto „ZukunftLAND – Heimat ist, was wir draus machen!”

 Vor rund 170 Teilnehmern er-
klärte Dr. Manuela Rottmann, 
MdB, parlamentarische Staats-
sekretärin im Bundesministeri-
um für Ernährung und Landwirt-
schaft: „Das nächste Jahrzehnt 
wird ein Jahrzehnt der ländli-
chen Räume. Innovation und 
Wertschöpfung werden im We-
sentlichen auf dem Land statt-
finden: Egal ob es um die Ernäh-
rungswende, die Energiewende 
oder die Wiederherstellung von 
Ökosystemen geht.”

Ein lebenswertes  
Morgen gestalten

Wie heute gemeinsam ein le-
benswertes Morgen gestaltet 
werden kann, wurde in einer 
Reihe von Workshops erarbei-
tet. Mit Blick auf „Gemeinschaft 
leben auf dem Land“ (Impulsge-
ber: Melina Hölzl, Urbanistik (M.
Sc.), Teilnehmerin am Projekt 
„Young Planners“ des Staatsmi-
nisteriums für Wirtschaft, Lan-
desentwicklung und Energie) 
definierte Ludwig Hartmann, 
Fraktionsvorsitzender Bündnis 
90/Die Grünen im Bayerischen 
Landtag und Sprecher für ländli-
che Räume, den Flächenfraß als 
eines der bewegenden Themen 
für die Menschen in Bayern. 
Verständnis für den nächsten 
Supermarkt auf der grünen Wie-

se begegne ihm nirgends mehr, 
betonte Hartmann. Die Staats-
regierung aber scheue sich noch 
immer, die Fünf-Hektar-Grenze 
vom Richt- zum Pflichtwert um-
zumünzen. Dabei seien die Men-

V.l.: Frank Seuling, Manuela Rottmann und Ludwig Hartmann. 
 Bild: Andreas Gebert

schen im Land schon viel weiter. 
Sie sehnten sich nach intelligen-
ten Lösungen für Leerstände in 
der Ortsmitte. Niemand wol-
le Donut-Dörfer mit ausgestor-
benen Ortskernen und ausfran-
senden Randgebieten.

Die Menschen wissen selbst 
am besten, was sie brauchen

„Die Menschen auf dem Land 
wissen selbst am besten, was sie 

brauchen. Deshalb müssen Ent-
scheiderinnen und Entscheider 
in den ländlichen Regionen frei-
er sein in ihren Investitionen“, 
fuhr Hartmann fort. Mehr frei 
verfügbares Geld etwa über Re-
gionalbudgets werde eine enor-
me Gestaltungskraft in Städten 
und Gemeinden entfalten. Denn 
ob die Mittel ins Schwimm-
bad, den Dorfladen oder den 
Co-Working-Space fließen, ent-
schieden die Menschen vor Ort 

nach ihren Bedürfnissen eigen-
verantwortlich.

Bis ins hohe Alter in  
gewohnter Umgebung leben

Beim Workshop „Gesund blei-
ben auf dem Land“ (Impulsge-
ber: Christine Becker, Saluto-
consult, freiberufliche Beraterin 
für die wohnortnahe Gesund-
heitsversorgung), stellte Katha- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/abo-newsletter
https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/abo-newsletter/50-abonnements-der-bayerischen-gemeindezeitung1
http://www.bayernwerk-live.de/kulturpreis-bayern
http://www.bayernwerk-live.de/kulturpreis-bayern
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Starker Draht ...
(Fortsetzung von Seite 1)
im Schengenraum und die Aus-
wirkungen der EU-Migrations-
politik auf die bayerischen Land-
kreise diskutiert.

Vorträge von Botschafterin 
Dr. Helen Winter, Stellvertreten-
de Ständige Vertreterin der Bun-
desrepublik Deutschland bei der 
EU über die anstehenden He-
rausforderungen für Deutsch-
land in der EU sowie von Georg 
Huber, Leiter der EU-Repräsent-
anz des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbands über aktuel-
le Herausforderungen in der Fi-
nanzmarktregulierung rundeten 
die Tagung ab.

Getagt wurde im Europäi-
schen Ausschuss der Regionen 
(AdR). Für den Ersten Vizepräsi-
dent des Bayerischen Landkreis-
tags, Landrat Thomas Haber-
mann, Rhön-Grabfeld, ist dieser 
Ort kein unbekannter. Als einer 
von zwei Vertretern des Deut-
schen Landkreistags vertritt der 
Unterfranke im AdR die Belan-
ge aller 294 deutschen Land-
kreise und setzt sich dafür ein, 
dass Fragen der Daseinsvorsor-
ge dort geregelt werden, wo sie 
umgesetzt werden: auf der Ebe-
ne der Kommunen. Der AdR hat 
ein förmliches Mitspracherecht, 
wenn EU-Rechtsvorschriften lo-
kale Gebietskörperschaften be-
treffen. Habermann wurde in 
diesem Jahr sogar als Mitglied in 
das Präsidium des AdR berufen.

Zur Tagung gehörte auch ein 
Festakt anlässlich des 30. Ge-
burtstages des Europabüros der 
bayerischen Kommunen (EBBK). 
Dieses teilt sich der Baye- 
rische Landkreistag seit 1992 
mit dem Bayerischem Gemein-
detag, dem Bayerischen Städ-
tetag, dem Bayerischen Bezir-
ketag und dem Bayerischen 
Kommunalen Prüfungsverband. 
1999 haben sich noch Sachsen 
und Baden-Württemberg ange- 
schlossen . Die Kommunalen Spit- 
zenverbände der übrigen Bun-
desländer werden vom Deut-
schen Landkreistag vertreten. 
Das Büro ist insofern einzigartig. 
Im Rahmen der Veranstaltung in 
der Vertretung des Freistaates 
Bayern wird die Präsidentin des 
Europäischen Parlamentes, Ro-
berta Metsola, MdEP, Einblicke 
in aktuelle Herausforderungen 
der EU geben.  r

(Fortsetzung von Seite 1)
Energiekostensteigerung allein 
im Krankenhaussektor für 2023 
im Vergleich zum Jahr 2021 aus. 
Der Bund sei aufgefordert, end-
lich für eine nachhaltige Finan-
zierung der Krankenhäuser zu 
sorgen. Hier bedürfe es eines 
Belastungsmoratoriums: „Wir 
fordern vom Bund jährlich 500 

(Fortsetzung von Seite 3)
rina Schulze, Fraktionsvorsitzen-
de Bündnis 90/Die Grünen im 
Bayerischen Landtag und innen-
politische Sprecherin, fest: „Wir 
Grüne setzen uns dafür ein, dass 
alle Menschen wohnortnah Zu-
gang zu medizinischer Versor-
gung und Pflegedienstleistun-
gen haben. Denn wenn es ei-
ne medizinische Betreuung in 
der Nähe gibt, dann ist auch ein 
Wohnen bis ins hohe Alter in ge-
wohnter Umgebung möglich. 
Dazu wollen wir den Ausbau 
von Gesundheitszentren als An-
kerpunkte der gesundheitlichen 
Versorgung auf dem Land mit 
eigenen Vergütungsstrukturen 
unterstützen und die Kranken-
hausplanung- und vergütung re-
formieren.”

Für jedes Kind  
ein Recht auf gute Bildung

Beim Thema „Gute Bildung 
auf dem Land“ (Impulsgeber: 
Florian Questel, Bürgermeis-
ter von Ahorntal) wies Schul-
ze darauf hin, dass jedes Kind 
das Recht auf gute Bildung ha-
be, unabhängig davon, wo es in 
Bayern aufwächst. Dafür müss-
ten Kitas, Schulen und berufli-
che Bildungszentren im ganzen 
Land personell und technisch 
besser ausgestattet werden. 
Kommunen und Landkreise sei-
en bei der Aufrechterhaltung ih-
rer Bildungsstandorte gezielt zu 
unterstützen. Zudem brauche 
es flächendeckendes Internet in 
allen Klassenzimmern, eine faire 
Vergütung von Lehrkräften und 
einen erleichterten Querein-
stieg für Fachkräfte.

Im Rahmen des Workshops 
„Zuhause sein auf dem Land“ 
(Impulsgeber: Alexandra Fröh-
lich, ehrenamtliche Landesvor-
sitzende der Katholischen Land-
jugendbewegung (KLJB) Bayern; 
Stefan Kohlmeier, Architekt, 
Projekt Mehrgenerationenwoh-
nen Pallaufhof in Münsing) wur-
de für die Stärkung innovativer 
Wohnformen durch verbesser-
te Förderkonditionen plädiert. 
Sinnvoll sei auch ein Landespro-
gramm zur Quartiersentwick-
lung. Die Schaffung von mehr 
Mietwohnungsbau – genossen-
schaftlich, öffentlich und privat, 
eine Mietpreisbindung im Be-
stand sowie eine ressourcen-
schonende und kreislaufgerech-
te Bauwende stünden eben-
falls auf der Agenda. Überdies 
müsse Wohnraum für alle Men-
schen bezahlbar sein und aus-
reichend zur Verfügung ste-

Millionen Euro allein für klima-
schützende Investitionen an den 
Plankrankenhäusern und den 
Universitätsklinika. Allen Be-
strebungen aber, die Kompeten-
zen des Freistaats in der Kran-
kenhausplanung und -finanzie-
rung zu beschneiden, erteilen 
wir eine klare Absage. Genauso 
benötigen die Pflegeeinrichtun-
gen ein Belastungsmoratorium“, 
unterstreicht die CSU-Fraktion.

Umfassende Reformen

Gefordert werden zudem um-
fassende Reformen in Kran-
ken- und Pflegeversicherung. 
Die Vorschläge der Ampelkoa-
lition auf Bundesebene seien 
vollkommen unzureichend. Der 
Entwurf des sogenannten GKV- 
Finanzstabilisierungsgesetzes 
müsse dringlich nachgebessert 
werden. Krankenkassen benö-
tigten mehr Puffer, die jetzt ge-
plante Abschmelzung dürfe 
nicht kommen. Der Bund müsse 
versicherungsfremde Leistun-
gen aus Steuermitteln überneh-
men. Hierzu zählten insbeson-
dere die zehn Milliarden Euro 
pro Jahr für Hartz-IV-Bezieher.

In der Pflegeversicherung wa-
ren aus Sicht der CSU-Fraktion 
die Tarifsteigerungen richtig und 
wichtig, um die Pflege als Berufs-
ziel attraktiver zu gestalten. Die 
damit verbundenen Kostenstei-
gerungen dürften jedoch nicht 
1:1 an die Pflegebedürftigen und 
deren Angehörigen weiterge-
reicht werden. Es bedürfe zwin-
gend einer Refinanzierung der Ta-
rifsteigerungen, die durch das Ta-
rif-Treue-Gesetz ausgelöst wur-
den. „Hier müssen die Kassen 
den Einrichtungen die finanziel-
len Mittel zur Verfügung stellen.“

„Eine der zentralen Heraus-
forderungen ist und bleibt die 
Behebung des Fachkräfteman-
gels in den medizinischen und 
pflegerischen Berufen“, heißt es 
weiter. Auf Bundesebene wird 
das sofortige Ende der einrich-
tungsbezogenen Impfpflicht 
ebenso gefordert wie signifikant 
mehr Studienanfängerplätze in 
der Humanmedizin. Die Mitbe-
stimmungsmöglichkeit des Bun-
desfinanzministeriums darüber, 
wie viele Pflegekräfte im Kran-
kenhaus notwendig sind, müs-

hen . Dieses Grundrecht werde 
oft missbräuchlich angeführt, 
um klimapolitisch notwendige 
Vorgaben im Gebäudebestand 
zu verdrängen, hieß es. Mit ei-
nem Sozialwärmefonds, in den 
jährlich 300 Mio. Euro aus dem 
Staatshaushalt fließen, wollen 
die Landtags-Grünen sicherstel-
len, dass kein Mensch in Bayern 
durch den klimaneutralen Um-
bau der Gebäude in existenziel-
le Nöte gerät.

Beim Thema „Mobil sein auf 
dem Land“ (Impulsgeber: Mi-
chael Stumpf, Landratsamt Hof, 
Projekt HoferLandbus) setzt die 
Grüne Fraktion neben der Ver-
doppelung des ÖPNV-Anteils 
am Verkehrsaufkommen auf 
20 Prozent bis 2030 auf sichere 
Rad- und Fußwege sowie attrak-
tive Bus- und Bahnverbindun-
gen überall in Bayern. So sol-
len in Orten ab 200 Einwohnern 
werktags von fünf Uhr morgens 
bis Mitternacht im Stundentakt 
öffentliche Verkehrsmittel fah-
ren. Für die Gründung flächen-
deckender Verkehrsverbünde 
will man die Kommunen unter-
stützen. Verkehrsberuhigung in-
nerorts, der Ausbau des E-La-
denetzes (in einem Radius von 
zehn Kilometer soll von über-
all in Bayern eine Ladesäule er-
reichbar sein, in einem Radius 
von 20 Kilometer eine Schnella-
desäule) sowie die Vernetzung 
von Radverkehr, Car-Sharing 
und Rufangeboten sind weitere 
Schwerpunkte.

Energiewende gestalten, 
Wertschöpfung steigern

Auf der Agenda stand auch 
das Thema „Energiewende ge-
stalten, Wertschöpfung stei-
gern“ (Impulsgeber: Ludwig 
Friedl, Vorsitzender Bayerische 
Energieagenturen e.V.). Neben 
dem Ausbau von Windkraft und 
Solarenergie fordert die Grü-
ne Landtagsfraktion ein Kli-
magesetz für Bayern sowie die 
Schaffung eines dichten Netzes 
regionaler Energieagenturen in 
allen Landkreisen und kreisfrei-
en Städten. Bei den Bayerischen 
Staatsforsten will sie eine Wind-
im-Wald-Einheit einrichten, die 
sich ausschließlich um die Er-
mittlung von geeigneten Stand-
orten und deren Vermarktung 
kümmert. Die Einkünfte aus die-
sem Geschäft sollen zu hundert 
Prozent in den Waldnaturschutz 
fließen.

Angelehnt an einem Verteil-
system ähnlich dem kommuna-
len Finanzausgleich sollen zu-

dem diejenigen Kommunen be-
lohnt werden, die Flächen für die 
Windenergie (oder Solarparks) 
zur Verfügung stellen. „Wir wol-
len einen Landeswärmeplan 
und kommunale Wärmeplanung 
für alle Kommunen mit mehr als 
10.000 Einwohner“, hieß es. Au-
ßerdem sei ein Fonds zur Absi-
cherung von Geothermie-Boh-
rungen von Kommunen sinnvoll. 
Geschaffen werden soll darüber 
hinaus ein ordnungspolitischer 
Rahmen für einen Einspeisevor-
rang für überschüssige Wärme 
in Wärmenetze. Auch steht die 
Entwicklung eines Geschäftsmo-
dells für den Vertrieb von Ab-
wärme im Fokus.

Bioregionale Wertschöpfung

Was die „Bioregionale Wert-
schöpfung“ (Impulsgeber: Pet-
ra Wähning, Initiatorin der Ge-
nussgemeinschaft Städter und 
Bauern) anbelangt, plädierten 
die Kongressteilnehmer für eine 
Öffnung der Landwirtschafts- 
und Ernährungspolitik für Start-
ups sowie Kooperationen und 
Existenzgründungen im Gar-
tenbau, der Landwirtschaft und 
der Lebensmittelverarbeitung. 
Langfristige Verträge und kur-
ze Lieferketten zwischen Produ-
zenten und Abnehmern sorgten 
dafür, dass die Wertschöpfung 
vor Ort bleibt und unabhängiger 
von internationalen Märkten ist. 
Unabdingbar notwendig sei zu-
dem eine an den Bedürfnissen 
der Tiere ausgerichtete Haltung: 
„Die Forderungen der Gesell-
schaft nach mehr Tierwohl und 
Tiergesundheit sind ein wichti-
ger Aspekt der Nutztierhaltung 
in Bayern. Wir wollen Weide-
haltung als ressourcenschonen-
de Nutztierhaltung konsequent 
ausbauen“, lautete eine weitere 
Forderung.  DK

Bayerischer Musikschultag in Lauf a. d. Pegnitz:

Wert der Gemeinschaft
Die Musikschullandschaft als Ort der Begegnung und Vernet-
zung: Unter dem Motto „Gemeinsam!“ fand in diesem Jahr der 
45. Bayerische Musikschultag im mittelfränkischen Lauf a. d. Peg-
nitz statt. Eröffnet wurde der Musikschultag mit einem Konzert 
zum 40-jährigen Jubiläum der Laufer Musikschule. Den kulturpo-
litischen Höhepunkt bildete ein Festakt, dem Vertreter aus Poli-
tik, Kultur und den Musikhochschulen beiwohnten.

Thomas Lang, Erster Bürger-
meister der Gastgeberstadt, 
verwies in seiner Begrüßung auf 
die erfolgreiche Zusammenar-
beit von Musikschulen, Freistaat 
und Kommunen, lobte die Ar-
beit der Sing- und Musikschule 
Lauf und hob deren enorme Be-
deutung hervor. Professor Rai-
ner Kotzian, Präsident der Mu-
sikhochschule Nürnberg, stellte 
in seiner Festrede die Gemein-
samkeiten der Musikschulen mit 
den Musikhochschulen in den 
Vordergrund: „Wir müssen uns 
in jeder einzelnen Situation fra-
gen: Tun wir wirklich schon al-
les, was in unserer Macht steht, 
um Vernetzung zu ermöglichen? 
… Wir brauchen eine Verbesse-
rung der Sichtbarkeit und Wert-
schätzung der Musikschularbeit 
– in ihrer gesamten Vielfalt.“

Bayerstorfer wiedergewählt

Aus Sicht des einstimmig zum 
vierten Mal in Folge gewähl-
ten Präsidenten des Verbandes 
Bayerischer Sing- und Musik-
schulen, Landrat Martin Bayers- 

torfer, trägt das Netzwerk Mu-
sikschule einen maßgeblichen 
Anteil des Begegnens und Mitei-
nanders. Die Musikschulen und 
ihre Arbeit bedeuteten nach-
haltige Lernerfahrungen: Neben 
der musikalischen Entwicklung 
werde auch eine Persönlich-
keitsentwicklung der Schülerin-
nen und Schüler angeregt, der 
Wert des Miteinanders gestärkt 
und somit auch Einfluss auf die 
gesamte Gesellschaft genom-
men. „Denn gemeinsame Wer-
te wie auch Anerkennung indi-
vidueller Qualität sind die Basis 
für einen wertschätzenden Um-
gang miteinander – mit der Viel-
falt der Gemeinschaft“, betonte 
Bayerstorfer.

„Unsere Musikschulen sind 
seit Jahrzehnten dank kontinu-
ierlicher Arbeit die breite Basis 
für die Musikausbildung in Bay-

ern“, unterstrich der Präsident 
des Bayerischen Musikrates, Dr. 
Helmut Kaltenhauser, MdL. In 
220 Musikschulen werde schon 
bei den Kleinsten Interesse für 
die Musik geweckt. Wenn dann 
noch Talent und Fleiß dazukom-
men, bekomme man dort das 
Handwerkszeug, um wirklich et-
was aus dem Interesse für Musik 
zu machen – über ein gewisses 
Level hinauszukommen, durch 
die Kooperationen mit den 
Hochschulen die Musik auch 
zum Beruf zu machen. „Davon 
profitiert unsere ganze Gesell-
schaft“, so Kaltenhauser.

Musikalischer 
Altstadtspaziergang

Mit einem musikalischen Alt-
stadtspaziergang klang der dies-
jährige Bayerische Musikschul-
tag aus. Die Teilnehmer wurden 
durch sehenswerte Orte der Alt-
stadt geführt, angereichert mit 
historischen Informationen zur 
Stadtgeschichte und musikali-
schen Stationen, die von Musik-
schülern des Landkreises Nürn-
berger Land gestaltet wurden. DK

Heimat ist, was wir ...

se unterbunden werden, eben-
so seien die Gesundheitsfach-
berufe zu stärken: „Die Tarifab-
schlüsse müssen vollständig von 
den Kostenträgern refinanziert 
und die Finanzierung der Aus-
bildungen hinsichtlich der Schul-
kosten, der Kosten der prakti-
schen Ausbildung und der Aus-
bildungsvergütung geklärt wer-
den“, heißt es hierzu.

„Im Rahmen vorhandener 
Stellen und Mittel“ schlägt die 
CSU-Fraktion für Bayern einen 
Personalpool für alle pflegeri-
schen und medizinischen Beru-
fe, auch für Ärzte oder Hebam-
men über den Katastrophenfall 
hinaus, vor. Aus diesem Pool sol-
len sich Senioren- und Pflegehei-
me ebenso im Notfall bedienen 
können wie Krankenhäuser oder 
auch der Öffentliche Gesund-
heitsdienst. Überdies ist es das 
Ziel, die Vereinigung der Pflegen-
den in Bayern (VdPB) durch die 
Pflichtregistrierung der Pflege-
kräfte in Bayern zu stärken und 
mindestens 100 Ausbildungs-
plätze mehr für Notfallsanitäter 
zu schaffen. Auch soll es mittel- 
bis langfristig einen Masterstu-
diengang für Hebammen geben, 
und ebenso eine weitere Ausbil-
dungsoffensive für die Pflege, um 
mehr junge Menschen dafür zu 
begeistern. Zusätzlich müsse die 
Anerkennung von ausländischen 
Qualifikationen in Gesundheits-
berufen beschleunigt werden.

Genutzt werden müssten auch 
die Chancen, die die Digitalisie-
rung für Gesundheit und Pflege 
bietet, unterstreicht die CSU-Frak-
tion. In der Resolution heißt es: 
„Wir brauchen eine durchgehen-
de, medienbruchfreie Weiterga-
be von digitalen Behandlungs-
daten vom Rettungswagen über 
die Notaufnahme, über die Stati-
onen der Krankenhäuser bis hin 
zu den niedergelassenen Ärzten, 
die die Nachbetreuung überneh-
men. Hier braucht es ein klares 
Bekenntnis und eine entschiede-
ne Finanzierung durch den Bund. 
Der Krankenhauszukunftsfonds 
ist hier erst ein erster Schritt.“ Zu-
dem wird eine zeitgemäße Kran-
kenhaus-IT befürwortet. „Das 
entlastet die Krankenhäuser, so 
dass sie sich wieder mehr auf ihr 
Kerngeschäft konzentrieren kön-
nen.“ Um dieses Ziel zeitnah zu er-
reichen, brauche es weitere, ziel-
gerichtete Fördermittel des Bun-
des .  DK

Die Begrenzung des Mietenanstiegs in Zeiten 
steigender Energiepreise und hoher Inflati-
on ist ein wichtiges Anliegen der bayerischen 
Staatsregierung. Menschen mit normalen 
Einkommen, Senioren und Familien müssen 
sich das Leben auch in Ballungsräumen wei-
ter leisten können. Der Ministerrat hat des-
halb eine Bundesratsinitiative zur „Ermögli-
chung von Mietspiegelanpassungen anhand 
des Mietpreisindex und Anpassung von In-
dexmieten“ beschlossen.

Qualifizierte Mietspiegel müssen nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) alle zwei Jah-
ren angepasst werden – entweder durch ei-
ne neue Datenerhebung oder anhand des Ver-
braucherpreisindex des Statistischen Bundes-
amts. Die Gemeinden nutzen meist die Ind-
exanpassung, weil sie deutlich einfacher und 
kostengünstiger ist. 

Das Problem: Durch die aktuell hohe Infla- 
tion führt eine Indexanpassung zu großen 
Mietsprüngen. So hätte sich für einen im  
Juli 2020 erstellten Mietspiegel bei einer An-
passung nach dem Verbraucherpreisindex im 
Juli dieses Jahres bereits eine Steigerung von 
11,6 Prozent ergeben. Die Gemeinden stehen 
somit vor der Wahl, ungewollt zum Mietpreis- 
treiber zu werden oder von der einfachen und 
kostensparenden Indexanpassung keinen Ge-
brauch mehr zu machen. 

Hier will die Staatsregierung zum Schutz der 
Mieterinnen und Mieter einen pragmatischen 
Ausweg eröffnen. Der Freistaat fordert des-
halb vom Bund, dass qualifizierte Mietspiegel 
künftig auch durch einen Mietpreisindex ange-
passt werden können, der das derzeit deutlich 

unter der Inflation liegende Preiswachstum bei 
den Mieten abbildet. Dies würde einen wichti-
gen Beitrag leisten, die durch stark steigende 
Energie- und Heizkosten belasteten Mieterin-
nen und Mieter vor zusätzlichen erheblichen 
Mieterhöhungen zu schützen. 

Gleichzeitig sollen damit auch die Kommu-
nalhaushalte entlastet werden, indem den Ge-
meinden die Möglichkeit gegeben wird, qualifi-
zierte Mietspiegel auch ohne Rückgriff auf den 
Verbraucherpreisindex kostengünstig zu aktu-
alisieren. Mit der Bundesratsinitiative wird die 
Bundesregierung aufgefordert, die rechtlichen 
Voraussetzungen hierfür zu schaffen. Das Pro-
blem steigender Wohnkosten stellt sich in be-
sonderer Weise bei Indexmietverträgen. Auch 
hier werden Mieterinnen und Mieter doppelt 
durch die steigenden Energiekosten belastet: 
Zusätzlich zu den stark erhöhten Betriebskos-
ten müssen Mieterinnen und Mieter mit In-
dexverträgen mit deutlichen Mieterhöhun-
gen entsprechend der Inflationsrate rechnen. 
Die Inflationsrate steigt zu einem wesentlichen 
Teil ebenfalls durch den Energiekostenanstieg. 
Die Justizministerkonferenz hat deshalb unter 
Vorsitz Bayerns auf ihrer Frühjahrstagung im 
Juni dieses Jahres beschlossen, dass Mieterin-
nen und Mieter mit Indexverträgen entlastet 
werden sollen. Der Bundesjustizminister wur-
de darin aufgefordert, die Einführung einer 
wirksam dämpfenden Regelung für die Erhö-
hung von Indexmieten zu prüfen, hat aber bis-
lang nichts unternommen. Der Beschluss der 
Justizministerkonferenz wird mit der bayeri-
schen Bundesratsinitiative ausdrücklich unter-
stützt .  r

Bayern setzt sich für bezahlbare Mieten 
trotz hoher Inflation ein 

Ministerrat beschließt Bundesratsinitiative für neues Verfahren  
zur Anpassung von qualifizierten Mietspiegeln und zur Anpassung von Indexmieten

CSU-Fraktion macht ...
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Matthias Dießl, Landrat des Landkreises Fürth

Deutsch-Ukrainische Partnerschaftskonferenz in Augsburg:

„In Krisenzeiten 
zusammenrücken“

Unter dem Motto „In Krisenzeiten zusammenrücken“ fand in 
Augsburg die 5. Deutsch-Ukrainische kommunale Partnerschafts-
konferenz statt. In deren Rahmen tagte auch der zweite Runde 
Tisch deutscher und ukrainischer (Ober-)Bürgermeister. Durchge-
führt wurde der zweitägige Kongress mit rund 300 Teilnehmern 
von Engagement Global mit ihrer Servicestelle Kommunen in der 
Einen Welt (SKEW) in Kooperation mit dem Bezirk Schwaben, 
dem Deutschen Städtetag und dem Verband ukrainischer Städte.

Im Rahmen von Fachbeiträ-
gen und Podiumsdiskussionen 
wurde die deutsch-ukrainische 
kommunale Partnerschaftsar-
beit unter den Aspekten ihrer 
Bedeutung für den Wiederauf-
bau der Ukraine und der EU-In-
tegration beleuchtet. Überdies 
nahm man auch die zunehmend 
relevanten kommunalen Netz-
werke auf europäischer Ebene in 
den Blick. Fachworkshops boten 
die Gelegenheit, bei der Bewäl-
tigung aktueller Herausforde-
rungen voneinander zu lernen. 
Bei einem „Markt der Möglich-
keiten“ hatten die Teilnehmer 
an insgesamt elf Informations-
ständen die Möglichkeit, sich 
über die unterschiedlichen per-
sonellen und finanziellen För-
dermöglichkeiten individuell be-
raten zu lassen.

Bundesentwicklungsministe-
rin Svenja Schulze, die die Kon-
ferenz mit einer Video-Bot-
schaft eröffnete, würdigte die 
Rolle der Kommunen. Bereits 
wenige Tage nach Kriegsbeginn 
hätten diese eine schnelle und 
unkomplizierte Hilfe geleistet. 
Durch gezielte Unterstützung 
hätten sie gezeigt, dass Kommu-
nen für den Wiederaufbau der 
Ukraine zentral seien, insbeson-
dere in den Bereichen der Ener-
gie-, Wasser- und Gesundheits-
versorgung. Erfreulich sei die 
wachsende Anzahl der kommu-
nalen Partnerschaften von et-
wa 70 vor Kriegsbeginn auf 105 
im September 2022. Die Kom-
munen brachten bis dahin über 
11 Millionen Euro an Eigenmit-
teln auf, mobilisierten weitere 
12 Millionen an privaten Spen-
den sowie Sachgütern und or-
ganisierten weit über 100 Hilfs- 
transporte.

„Viele Städte müssen mit 
Bombardierungen leben. Kriti-
sche Infrastruktur, die Strom- 
und Wasserversorgung, wird 
täglich beschossen mit dem Ziel, 
die Bevölkerung einzuschüch-
tern“, erläuterte Ivan Lukerya, 
stellvertretender Minister für 
Entwicklung der Gemeinden und  
Territorien der Ukraine, die Lage 

in seinem Land. In dieser Situati-
on müssten Kommunen zusätz-
liche Aufgaben übernehmen, 
wie zum Beispiel die Versorgung 
von Binnengeflüchteten. Den-
noch steht Lukerya zufolge „die 
Ukraine geschlossen zusammen 
wie nie zuvor“. Je schneller der 
Wiederaufbau voran gehe, des-
to eher wäre das Land auch be-
reit für die Mitgliedschaft in der 
Europäischen Union.

Engagierter Bezirk Schwaben

Mercedes Leiß vom Bezirk 
Schwaben und Leiterin der 
Stabsstelle für Vergabewesen 
und Europäische Angelegenhei-
ten verwies auf das regionale 
Engagement. Nach ihren Anga-
ben unterhält der Bezirk Schwa-
ben mit drei Regionen Partner-
schaften: dem französischen De-
partment de la Mayenne, dem 
rumänischen Judet Suceava und 
dem Gebiet Tscherniwtzi in der 
Ukraine. Mit der gemeinsamen 
Erklärung „Vier Regionen für 
Europa“ sei im Jahr 2000 eine 
Brücke vom äußersten Westen 
(Frankreich) bis zum äußersten 
Osten (Rumänien) Europas ge-
schlagen worden. Hauptschwer-
punkt der Zusammenarbeit wa-
ren gemeinsame Projekte der 
Jugendarbeit. Seit Kriegsbeginn 
unterstützten Mayenne, Judet 
Suceva und der Bezirk Schwa-
ben das Gebiet Tscherniwitzi un-
ter anderem durch regelmäßige 
Hilfsgütertransporte.

Wiederaufbau als entwick-
lungspolitische Aufgabe war auch 
das Thema einer Podiumsdis-
kussion mit Gabi Schock, Vor-
sitzende des Ausschusses für 
Kommunale Entwicklungszu-
sammenarbeit im Rat der Ge-
meinden und Regionen Europas 
(RGRE) und Anja Wagner, Refe-
ratsleiterin, Referat 513 Länder 
und Kommunen des BMZ. Der 
RGRE, so Schock, sehe sich in 
erster Linie als Transmitter, um 
den Informationsfluss und die 
Vernetzung zwischen europäi-
schen Städten zu fördern, Dop-
pelarbeiten zu vermeiden und 

Gute Praktiken zu dokumentie-
ren und zu verbreiten. Wagner 
betonte, dass das BMZ derzeit 
gemeinsam mit anderen Gebern 
wie der Europäischen Union Hil-
fen koordiniere und voranbrin-
ge, um die Lage zu stabilisieren. 
Dabei seien die Nachhaltigkeits-
ziele der Agenda 2030 ein wich-
tiger Referenzrahmen für die 
Ausgestaltung der langfristigen 
Unterstützung.

Kommunale Beiträge zum Wie-
deraufbau standen auf der Agen-
da einer weiteren Podiumsdis-
kussion, in der Oleksandr Mar-
kushyn, Bürgermeister von Irpin, 
zunächst die Lage seiner Stadt 
beschrieb. Irpin war die meistum-
kämpfte Stadt im Oblast (Verwal-
tungsgebiet) Kiew und wurde 
zu 70 Prozent zerstört. Im Früh-
jahr gelang die Befreiung und da-
mit der Wiederaufbau. Die Stadt 
verfüge jedoch über keine eige-
nen finanziellen Mittel. Der Wie-
deraufbau gelinge nur mit exter-
ner Unterstützung, derzeit unter 
anderem mit großer Hilfe des Ro-
ten Kreuzes.

Regionaler Wiederaufbau

Maryna Denysiuk (leitende 
Projektmanagerin und Teamlei-
terin, Koordination der Erstel-
lung des Wiederaufbauplans 
der Ukraine, Büro der Refor-
men des Ministerkabinetts der 
Ukraine) wies darauf hin, dass 
der Wiederaufbau in vier Regi-
onen in unterschiedlichen Tem-
pi verlaufe. Während Region 1, 
die kriegsnahen Gebiete, der-
zeit noch primär auf humanitä-
re Hilfe angewiesen seien, kon-
zentriere man sich in Region 2, 
den befreiten Gebieten, auf den 
Wiederaufbau der wichtigsten 
Infrastruktur. In der Unterstüt-
zungsregion 3, primär im Zen-
trum des Landes, würden in-
zwischen erste langfristige Ent-
wicklungspläne entwickelt und 
in Region 4 im Westen des Lan-
des stehe neben der wirtschaft-
lichen Entwicklung vor allem die 
Versorgung der Binnenvertrie-
benen im Vordergrund. Hier sei 
auch internationales privatwirt-
schaftliches Engagement von 
zentraler Bedeutung.

Wie die Zusammenarbeit mit  
acht polnischen und sieben uk-
rainischen Landkreisen mit be-
grenzten Mitteln, aber viel En-
gagement funktioniert, be-
schrieb Dr. Theophil Gallo, 

Landrat des Saarpfalz-Kreises. 
Michael Cyfka, Bürgermeister 
der rheinland-pfälzischen Ver-
bandsgemeinde Langenlons-
heim-Stromberg, legte dar, wie 
die Gemeinde nach Unterstüt-
zungsleistungen im Bereich der 
Trinkwasseraufbereitung und des 
Brand- und Katastrophenschut-
zes die Zusammenarbeit mit der 
Stadtgemeinde Myrhorod im 
September 2022 durch eine Part-
nerschaft formalisiert hat.

Unbürokratisches Agieren

Laut Dr. Stefan Wilhelmy, Lei-
ter der Servicestelle Kommunen 
in der Einen Welt von Engage-
ment Global, hat das bestehen-
de Netzwerk der deutsch-uk-
rainischen Kommunalpartner-
schaften ab 2015 bereits den 
Dezentralisierungsprozess in 
der Ukraine unterstützt. Die in-
nerhalb des Netzwerks beste-
henden Verbindungen hätten 
es ermöglicht, nach Kriegsbe-
ginn in Städtepartnerschaften 
schnell und unbürokratisch ge-
meinsam zu agieren. Deutsche 
Kommunen könnten ihre ukrai-
nischen Partner auch weiter-
hin bei der Transformation ih-
rer Verwaltungssysteme unter-
stützen.

Mit der Rolle kommunaler 
Netzwerke auf EU-Ebene be-
fasste sich Panel Nummer 3. Li-
udmyla Damentsova, stellver-
tretende Geschäftsführerin des 
Verbands ukrainischer Städ-
te, hob die Vielfalt an Aufga-
ben hervor, den der Wieder-
aufbau mit sich bringt, verwies 
aber auch auf die Potenziale ei-
nes gemeinsamen Vorgehens. 
Wichtig seien vor allem der Aus-
bau mehrerer Grenzübergänge, 
der Bau von Schutzräumen und 
die Versorgung von Binnenver-
triebenen.

Auf die Vorteile multinationa-
ler Partnerschaften machte Dr. 
Katharina Haberkorn vom Eu-
ropabüro des Bezirks Schwaben 
aufmerksam. So verfüge bei-
spielsweise Rumänien über ei-
nen grenznahen Flughafen mit 
ausreichend Lagerkapazitäten, 
der schnelle Hilfe für die ukraini-
schen Partner ermögliche. Lina 
Furch, Abteilungsleiterin Europa 
und Internationales des Deut-
schen Städtetags und stellver-
tretende Generalsekretärin des 
RGRE/Deutsche Sektion, stell-
te heraus, dass für die Mam-
mutaufgabe des Wiederaufbaus 
mit seinen enormen Kosten erst 
noch Mechanismen gefunden 
werden müssten, um die Exper-

tise der Kommunen ausreichend 
miteinzubeziehen. Es sei wich-
tig, dass die Kommunen mit ei-
ner Stimme sprächen: „Ohne die 
Kommunen geht es nicht!“

Olena Ovcharenko, Projektlei-
terin „Kommunale Partnerschaf-
ten mit der Ukraine“ der SKEW, 
stellte neben der Entwicklung 
und den Erfolgen des Netzwerks 
in den vergangenen fünf Jahren 
auch die Unterstützungsangebo-
te, die die Servicestelle speziell 
hierfür entwickelt hat, ins Zen-
trum ihrer Ausführungen. Diese 
reichen von der Partnerschafts-
vermittlung, Beratung und Pro-
zessbegleitung bis hin zu perso-
neller und finanzieller Förderung 
konkreter Projekte. DK

Starkes Engagement 
der Städte

Laut Markus Lewe, Präsident des Deutschen Städtetages 
und Oberbürgermeister der Stadt Münster, „leisten unsere 
Städte einen wichtigen Beitrag für die Menschen und Städ-
te in der Ukraine“. „Oft gibt es einen kurzen Draht zwischen 
den Stadtverwaltungen und intensive Beziehungen zwi-
schen Vereinen, Schulen und anderen zivilen Organisatio-
nen. Das große Engagement hat auch die deutsch-ukraini-
sche Partnerschaftskonferenz in Augsburg Anfang Oktober 
eindrucksvoll gezeigt.“

Materielle und humanitäre Hilfe für die Menschen in uk-
rainischen Städten stehe im Moment im Vordergrund, so Le-
we. Jedoch liefen auch schon Planungen für den Wiederauf-
bau, etwa für Schulen, Krankenhäuser, Wohnungen und Ver-
kehrsverbindungen. Beim Wiederaufbau der verwüsteten 
Städte und Regionen müssten sehr viele Kräfte zusammenwir-
ken. Hierbei sei wichtig, dass die langjährigen Erfahrungen der 
Städte bei den Planungen für den Wiederaufbau einbezogen 
werden und dieser gemeinsam mit den Kommunen erarbei-
tet wird. Die zahlreichen Beziehungen böten dafür eine aus-
gezeichnete Vertrauensbasis.

„Starke Städte sind Kern der Demokratie. Deshalb wollen 
wir uns weiter engagieren, um dezentrale Strukturen in der 
Ukraine zu stärken und Verwaltungen konkret zu unterstüt-
zen“, unterstrich der Verbandschef. DK

Stiftung „Menschen für Menschen“:

Bayern unterstützt Projekte in 
Äthiopien mit knapp 1,4 Mio. Euro

Bayern finanziert zwei Projekte der Stiftung „Menschen für Men-
schen – Karl Heinz Böhms Äthiopienhilfe“ mit knapp 1,4 Millio-
nen Euro. Bayerns Ministerin für Internationales, Melanie Huml, 
übergab in der Bayerischen Staatskanzlei einen Scheck an Stif-
tungsvorstand Dr. Sebastian Brandis, Bahritu Seyoum, Direkto-
rin für Projektkoordination und verantwortlich für die Umsetzung 
vor Ort, sowie an Yilma Taye, Landesrepräsentant in Äthiopien. 

Huml zufolge „wollen wir damit 
helfen, die Ernährungssituation 
und die medizinische Versorgung 
vor Ort nachhaltig zu verbessern. 
Unsere Hilfe ist Ausdruck unserer 
freundschaftlichen Verbundenheit 
mit Äthiopien. Wir unterstützen 
die Menschen in Äthiopien in Be-
reichen, in denen der Bedarf ak-
tuell besonders groß ist. Äthiopi-
en leidet nicht nur wie viele ande-
re Entwicklungsländer unter ge-
stiegenen Getreidepreisen infolge 
des Krieges in der Ukraine, son-
dern ist auch von Dürre betroffen. 
Überdies erschwert der bewaffne-
te Konflikt in der Region Tigray die 
Situation zusätzlich.“

Mit 450.000 Euro unterstützt 
Bayern die Verbesserung der 
kleinbäuerlichen Strukturen und 

der Ernährungssicherheit. Ziel ist 
es, den Ernteertrag von 400 Bau-
ern durch verbessertes Saatgut, 
Verbreiterung der Vielfalt an Feld-
früchten und durch den Bau von 
Bewässerungssystemen zu stei-
gern. Es sollen zudem zwei Be-
wässerungsanlagen gebaut wer-
den, die auf Gemüsefeldern zum 
Einsatz kommen. Die Landwirte 
erhalten Trainings in der Hand-
habung der Bewässerungsanla-
gen sowie im Gemüseanbau. Das 
Projekt leistet zudem einen Bei-
trag zum Schutz der Böden und 
zur besseren Wasserspeicherung. 
Dazu sollen 500 Hektar Land zu 
einem Weideschutzgebiet erklärt 
werden, wovon 30 Hektar Land 
aufgeforstet und Hänge durch 
Terrassierungen stabilisiert wer-

den, um Regenwasser besser in 
den Böden speichern zu können 
sowie Überschwemmungen zu 
vermeiden.

In den Regionen Amhara und 
Afar werden 22 Gesundheitsein-
richtungen mit medizinischen Ge-
räten und Instrumenten ausge-
stattet, sodass Laboruntersuchun-
gen und ambulanten Behandlun-
gen möglich sind. Zudem werden 
12 Krankenhäuser mit Geräten 
und Instrumenten zur Durchfüh-
rung chirurgischer Eingriffe aus-
gestattet. Um die Versorgung für 
Neu- und Frühgeborene zu ver-
bessern, beschafft die Stiftung In-
kubatoren und Wärmegeräte für 
die Krankenhäuser und Gesund-
heitszentren. Für diese medizini-
sche Versorgung stellt der Frei-
staat 918.000 Euro zur Verfügung.

„Die Projekte sind hochaktuell. 
Sie fügen sich in die Schwerpunk-
te Landwirtschaft und Global He-
alth unseres Bayerischen Afrika-
pakets ein und geben den Men-
schen Chancen und Perspektiven 
in ihrer Heimat“, so Huml. r
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Mit der Kraft 
der Sonne selbst 
Strom produzieren

Sonnenenergie 
von Schwabens 
Dächern

Mit der Kraft 
der Sonne selbst 
Strom produzieren

Ministerrat:

Bayern zündet Energie-  
und Klima-Turbo

Die bayerische Staatsregierung will die Folgen der Energiekrise im 
kommenden Jahr mit einem eigenen Härtefallfonds in Höhe von 
1,5 Milliarden Euro abmildern. Dies hat das Kabinett in München 
beschlossen. Zudem wird der Freistaat durch eigene Energie-Pro-
jekte die Energieversorgung und Krisenfestigkeit der Zukunft si-
chern und auch neben der Erreichung der Klimaziele die weite-
re Energiepreisentwicklung abfedern. Dafür nimmt er Mittel in 
Höhe von 500 Mio. Euro in die Hand. Wie Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder erläuterte, „wollen wir bewusst ein Zeichen für die 
Zukunft setzen. Dies soll durch einen ‚Energie- und Klimaturbo‘ 
geschehen.“

Sowohl auf Bundes- wie auf 
Landesebene wurden die Rah-
menbedingungen für die Erneu-
erbaren Energien bereits nach-
haltig verbessert. Damit diese 
Änderungen ihre volle Wirkung 
entfalten können, werden 100 
zusätzliche Personalkapazitä-
ten insbesondere bei den Regie-
rungen geschaffen werden, um 
unter anderem die Genehmi-
gungsverfahren für Erneuerba-
re Energien wie Windkraft und 
Geothermie zu beschleunigen, 
die zwingend erforderliche zügi-
ge Fortschreibung der Regional-
pläne für die Windkraft sicher-
zustellen, und die Ausweisung 
von relevanten Flächen auch 
zur Rohstoffsicherung für die Er-
neuerbaren Energien zu ermög-
lichen.

Im südbayerischen Molasse-
becken ist die hydro-thermale 
Tiefengeothermie bereits heute 
marktreif. Bei der sogenannten 
petrothermalen Geothermie be- 
darf es jedoch laut Ministerrat 
noch zusätzlicher Forschung, 
um eine Marktreife zu erlangen. 
Kann dieses Potenzial erschlos-
sen werden, ist die Nutzung der 
Geothermie auch in Nordbay-
ern möglich. Vor diesem Hinter-
grund wurde beschlossen, zu-

sätzliche Mittel für die entspre-
chende Forschungsförderung für 
die Geothermie in Höhe von 10 
Mio. Euro zur Verfügung zu stel-
len.

Versorgung mit Wasserstoff

Die Sicherstellung der Ver-
sorgung der bayerischen Indus-
trie mit Wasserstoff ist für die 
erforderliche Dekarbonisierung 
der Produktionsverfahren von 
ausschlaggebender Bedeutung. 
Um die bayerische Industrie zu-
kunftsfähig zu machen, ist ins-
besondere eine leistungsfähige 
Wasserstoffinfrastruktur erfor-
derlich. Die auf die Bedürfnis-
se der bayerischen Industrie zu-
geschnittene Ertüchtigung („H2 
ready“) sowie auch der weite-
re Ausbau des Ferngasleitungs-
netzes liegen im fundamentalen 
Interesse des Freistaats Bayern 
und erfordern massive Investiti-
onen in das Leitungsnetz. Da es 
insbesondere auf Bundesebene 
noch keinen koordinierten Pro-
zess zum Aufbau eines Wasser-
stoffnetzes gibt, werden die Pla-
nungen gegenwärtig vor allem 
von privaten Akteuren wie den 
Ferngasnetzbetreibern voran-
getrieben. Da dies aus Sicht der 

Staatsregierung jedoch nicht 
ausreichend ist, bedarf es hier 
einer koordinierten Planung 
durch die Bundesregierung.

Um zusätzlich noch eigene  
Akzente von Seiten der Staats- 
regierung setzen zu können, 
werden das Staatsministeri-
um der Finanzen und für Hei-
mat und das Staatsministerium 
für Wirtschaft, Landesentwick-
lung und Energie prüfen, ob ei-
ne Beteiligung des Freistaats 
Bayern an relevanten heimatna-
hen Energieunternehmen (z.B. 
Bayerngas) geeignet sein könn-
te, den erforderlichen Leitungs-
ausbau zu beschleunigen und im 
Interesse der bayerischen Wirt-
schaft zu gestalten.

Projekt „HyPipe Bavaria“

Im Rahmen des IPCEI Wasser-
stoff Auswahlverfahrens haben 
die in Bayern tätigen Ferngas-
netzbetreiber bereits das Pro-
jekt „HyPipe Bavaria“ entwi-
ckelt. Dieses Projekt sieht den 
Aufbau einer leitungsgebunde-
nen Wasserstoffversorgung ins-
besondere der Wasserstoffclus-
ter Ingolstadt und Burghausen 
mit ihren energieintensiven In-
dustrien vor und ist aus Sicht 
der Staatsregierung ein Meilen-
stein zum Aufbau eines Was-
serstoff-Startnetzes in Bayern. 
Als Nukleus könnte es den wei-
teren Ausbau der Wasserstoff- 
infrastruktur maßgeblich be-
schleunigen. Da dieses Projekt 
leider nicht vom Bund im Rah-
men des IPCEI-Prozesses aus-
gewählt wurde, wird das Staats-
ministerium für Wirtschaft, Lan-
desentwicklung und Energie zu-

sammen mit den beteiligten 
Unternehmen ein Konzept ent-
wickeln, wie dieses Projekt mit 
entsprechenden Landesmitteln 
unterstützt werden kann, und 
hierzu zeitnah zu berichten. 
Hierzu werden 100 Mio. Euro 
zusätzlich bereitgestellt.

Parallel zum Ausbau des Lei-
tungsnetzes bedarf es für den 
Hochlauf der Wasserstoffwirt-
schaft auch eines dezentralen 
Aufbaus einer eigenen heimi-
schen Wasserstoffproduktion 
in ganz Bayern. Durch die ver-
brauchsnahe Produktion von 
Wasserstoff können regionale 
Kreisläufe und auch Inselnetze 
zur Verteilung des Wasserstoffs 
an Abnehmer gebildet werden, 
die dann an die großen Wasser-
stoff-Pipelines angeschlossen 
werden. Daraus kann sich lang-
fristig eine flächendeckende 
Versorgung entwickeln.

Aufgrund der zu erwartenden 
Definition von grünem Wasser-
stoff auf EU-Ebene und im Sinne 
einer integrierten Energiewen-
de sollen diese Elektrolyseu-
re von einem entsprechenden 
Aufbau regenerativer Stromer-
zeugungskapazitäten begleitet 
werden. Für dieses Programm 
sollen 150 Mio. Euro bereitge-
stellt werden. Das Staatsmi-
nisterium für Wirtschaft, Lan-
desentwicklung und Energie 
wird eine Machbarkeitsanaly-
se durchführen und ein entspre-
chendes neues, investives Elek-
trolyseur-Förderprogramm ent-
wickeln. 

Ziel ist es, zeitnah rund 50 klei-
ne Wasserstoffkraftwerke, soge-
nannte Elektrolyseure, bis zu ei-
ner Größe von 5 MW zu fördern. 
Sie sollen insbesondere in Regi-
onen gebaut werden, wo beson-
ders viel Erneuerbare Energien 
erzeugt werden. Gerade in Ge-
bieten, in denen es Probleme mit 
der Einspeisung der Überschüsse 
ins Stromnetz gebe, sei Wasser-
stoff die optimale Ergänzung zur 
Speicherung dieses Stroms. Dar-
über hinaus soll die bestehende 
Förderung von Wasserstofftank-
stellen und der E-Ladesäulen um 
einen weiteren zusätzlichen Be-
trag in Höhe 30 Mio. Euro aufge-
stockt werden.

Fokus auf Wasserkraft

Bei der Stärkung der Heimat 
energien spielt insbesondere 
auch die Wasserkraft eine wich-
tige Rolle. Die Staatsregierung 
hat sich zum Ziel gesetzt, wei-
tere Potenziale bei der Wasser-
kraft zu erschließen. Zeitnah 
werden das Staatsministerium 
für Umwelt und Verbraucher-
schutz und das Staatsministeri-
um für Wirtschaft, Landesent-
wicklung und Energie ein ent-
sprechendes Konzept vorlegen 
und die notwendigen Maßnah-
men ergreifen, um eine Was-
serkraftnutzung an der unte-
ren Salzach im Tittmoninger Be-
cken zu realisieren. Hierbei ist 
eine größtmögliche Ausnutzung 
des vorhandenen Potenzials an-
zustreben. Das Konzept soll zu-
dem die Frage umfassen, wie 
der Freistaat das entsprechende 
Projekt finanziell unterstützen 
kann. Hierfür werden 20 Mio. 
Euro zusätzlich im Haushalt des 
Staatsministeriums für Umwelt 
und Verbraucherschutz bereit-
gestellt.

„BioWärme Bayern“

Die aktuelle Energiekrise und 
der Klimawandel erfordern zu-
dem neue Wege, um die Ener-
gieträger Öl und Gas verstärkt 
auch durch erneuerbare Ener-
gieträger wie feste Biomasse 
im Wärmebereich zu ersetzen.  
Das Staatsministerium für  
Wirtschaft, Landesentwicklung 
und Energie wird eine neue 
Förderinitiative („BioWärme 
Bayern“) zur Beschleunigung 
des sogenannten Fuel Switch 
in Bayern für Unternehmen 
und Kommunen entwickeln. 
Hierfür sollen 10 Mio. Euro zu-

sätzlich bereitgestellt werden.
Auch sollen 100 zusätzliche 

Stellen, sogenannte Problemlö-
ser, bei den Regierungen dafür 
sorgen, dass Genehmigungsver-
fahren für Erneuerbare Ener-
gien wie Windkraft oder Geo-
thermie beschleunigt werden. 
Ferner setzt der Freistaat auf 
die Potenziale von Photovoltaik 
auf staatlichen Dächern. Rund 
1.300 staatliche Dächer sind 
grundsätzlich für PV-Anlagen 
geeignet, bis Ende 2022 werden 
ca. 580 Anlagen in Betrieb sein. 
Um die noch offenen Potenziale 
bis 2025 zu erschließen, sollen 
zusätzlich 125 Mio. Euro bereit-
gestellt werden. Auch die noch 
im Besitz des Freistaats befind-
lichen Eon-Aktien sollen veräu-
ßert werden, um in die baye-
rische Energieinfrastruktur zu  
investieren. Nach Söders An- 
gaben umfassen die bayeri-
schen Eon-Anteile ein Volumen 

Energiewende: 

„Gemeinsam erreichen 
Sie mehr“

Von Florian Christner, Redaktion „Profil“

Wie können Kommunen, Bürger und Unternehmen gemeinsam die 
Energiewende voranbringen? Das Netzwerktreffen Energie der VR-
Bank Landsberg-Ammersee und des GVB zeigte Beispiele. Der Ver-
band möchte das Format auch in anderen Regionen etablieren.

Die Herausforderungen der 
Energiewende sind mannigfal-
tig: Neben der Versorgungssi-
cherheit zu bezahlbaren Preisen 
und der Einhaltung der Klima-
ziele geht es vor allem darum, 
die Abhängigkeit von Energieim-
porten zu reduzieren und zu-
gleich die regionale Wertschöp-
fung zu steigern. Wie dies mit ei-
ner Vielfalt an Akteuren funktio-
niert und wie vor Ort die besten 
Lösungen umgesetzt werden 
können, darum ging es bei der 
Netzwerkveranstaltung Ener- 
gie im großen Sitzungssaal des 
Landsberger Landratsamts. Ein-
geladen hatten die VR-Bank 
Landsberg-Ammersee und die 
VR-Bürgerenergie Landsberg eG 
gemeinsam mit dem Genossen-
schaftsverband Bayern (GVB).

Impulse für die  
Energiewende vor Ort

Wie sehr das Thema vielen 
Kommunalvertretern auf den 
Nägeln brennt, ließ sich schon 
an der Teilnehmerliste ablesen. 
100 Einladungen hatte die VR-
Bank Landsberg-Ammersee ver-
schickt, gut 80 Gäste nahmen an 
dem Netzwerktreffen teil, da-
runter der Landsberger Land-
rat Thomas Eichinger, zahlrei-
che Bürgermeister und Gemein-
devertreter aus dem Landkreis 
Landsberg sowie Vertreter der 
örtlichen Energiebranche.

Ziel der Veranstaltung war es, 
Anstöße für neue Ideen zu ge-
ben. Denn auch das wurde im 

Laufe des Vormittags klar: Der 
Energieumbau vor Ort kann nur 
gelingen, wenn Kommunen, lo-
kale Energie-Unternehmer und 
Entscheidungsträger in den Be-
hörden an einem Strang ziehen 
und die Bürger mit einbinden. 
Um echte Bürgerbeteiligung si-
cherzustellen, bietet sich die 
Rechtsform der Genossenschaft 
an, betonten viele Redner in ih-
ren Beiträgen. Stefan Jörg, Vor-
standsvorsitzender der VR-Bank 
Landsberg-Ammersee und im 
Ehrenamt Vorstandsmitglied 
der VR-Bürgerenergie Lands-
berg eG, zog ein positives Fazit: 
„Wir haben deutlich gesehen, 
dass zwischen allen Beteiligten 
ein hoher Informations- und 
Diskussionsbedarf zum Ener-
gieumbau vor Ort besteht. Die 
bilateralen Gespräche am En-
de der Veranstaltung haben ge-
zeigt, dass wir einen Impuls set-
zen konnten, den wir im Nach-
gang aufrechterhalten und ver-
stärken wollen.“

Für den GVB war das Netz-
werktreffen in Landsberg ei-
ne Pilotveranstaltung. Ziel ist 
es, gemeinsam mit den Volks-
banken und Raiffeisenbanken 
sowie den Energiegenossen-
schaften vor Ort auch in ande-
ren Landkreisen und Regionen 
Bayerns die Kommunen und 
die Akteure der Energiewende 
in einen fruchtbaren Austausch 
zu bringen. Genossenschaf-
ten, die daran Interesse haben, 
wenden sich an Daniel Caspari 
vom GVB. r

Freuen sich über eine gelungene Veranstaltung (v. l.): Albert Rösch, 
Vorstand VR-Bürgerenergie Landsberg eG, Sylvia Stegmüller, Baye-
risches Wirtschaftsministerium, Bernhard Schmidt, Geschäftsfüh-
rer NEW – Neue Energien West eG, Siegfried Drexl, Vorstandsmit-
glied GVB, Daniel Caspari, Energieberater GVB, Max Riedl, Grün-
dungsberater GVB, Martin Egger, Vorstandsmitglied VR-Bank 
Landsberg-Ammersee, und Stefan Jörg, Vorstandsvorsitzender VR-
Bank Landsberg-Ammersee. Bild: GVB

von rund 250 Millionen Euro.
„Sowohl die Corona- wie die 

aktuelle Energiekrise haben ge-
zeigt, dass die Krisenfestigkeit 
der bayerischen Wirtschaft ge-
stärkt werden muss. Es gilt so-
wohl die Forschung wie die hei-
mische Produktion in den Berei-
chen der alternativen Energien 
und vor allem auch im Gesund-
heitsbereich zu stärken. Da-
mit stärken wir die Unabhän-
gigkeit Bayerns und sind so im 
nächsten Krisenfall besser ge-
rüstet“, heißt es abschließend. 
Vor diesem Hintergrund wird 
das Staatsministerium für Wirt-
schaft, Landesentwicklung und 
Energie die bayerische Techno-
logieförderung entsprechend 
ausbauen und einen neuen 
Schwerpunkt „Stärkung der Kri-
senfestigkeit der bayerischen 
Wirtschaft“ entwickeln. Der Mi-
nisterrat stellt hierzu 100 Mio. 
Euro zusätzlich bereit. DK

https://www.energie-schwaben.de/kommunen
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Für den Bürgerenergiepreis 2022 suchen wir:

Energie-Sparer, Klima-Schützer, Öko-Helden…
… die mit ihren Ideen und Projekten einen Impuls für  
die Energiezukunft in der Region setzen. Teilnehmen können  
Privat personen, Vereine, Schulen oder Kindergärten. 

Mehr unter bayernwerk.de/buergerenergiepreis
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51 Kilometer 
Höchstspannungstuning

Erstes Teilstück des 380.000-Volt-Ostbayernrings offiziell in Betrieb genommen
Dem Anlass angemessen war Ministerpräsidentenwetter ange-
sagt, als der bayerische Regierungschef Markus Söder zusammen 
mit Stefan Wenzel, Grüner Bundestagsabgeordneter und Parla-
mentarischer Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz, sowie TenneT-Geschäftsführer (COO) Tim Meyer-
jürgens und Dr. Egon Westphal, Vorstandsvorsitzender der Bayern-
werk AG, den berühmten roten Knopf drückten: Mit lautem Zischen 
flossen erstmals 380.000-Volt-Höchstspannung über das erste neu-
gebaute Teilstück des Ostbayernring-Ersatzes in das Umspannwerk 
Mechlenreuth bei Münchberg im oberfränkischen Landkreis Hof.

Hintergrund für die Teilnah-
me der hochkarätigen, politi-
schen Prominenz ist, dass die 
Verstärkung des sogenannten 
Ostbayernrings, einer 185 Kilo- 
meter langen Hoch- und Höchst-
spannungs-Freileitung zwischen 
dem oberfränkischen Red-
witz und dem oberpfälzischen 
Schwandorf, als wesentliche 
Maßnahme gilt, die immer mehr 
zunehmenden Mengen von So-
lar- und Windstrom in der Re-
gion im Netz aufzunehmen und 
mit erhöhter Übertragungska-
pazität zu den Verbrauchsorten zu 
transportieren. Zudem soll die 
Netzstabilität und Versorgungs-
sicherheit für Bayern nachhaltig 
gestärkt werden, wie der Ten-
net-COO betonte.

Schnelle Fertigstellung

Bemerkenswert schnell war 
das knapp 20 Millionen Euro 
teure Teilstück des Ersatzneu-
baus für den bisherigen Ostbay-
ernring zwischen den Umspann-
werken Redwitz im oberfrän-
kischen Landkreis Lichtenfels 
und Mechlenreuth fertiggestellt 
worden. Mit einer Planungs-, 
Genehmigungs- und Bauphase 
von insgesamt rund fünf Jahren 
ist der nördliche Teil des Ostbay-
ernrings Vorbild für den Netz- 
ausbau und bestätigt, dass das 
Mantra von beschleunigten Ge-
nehmigungsverfahren tatsäch-
lich in diesem Fall positiv in die 
Tat umgesetzt werden konnte. 
Das sei in heutigen Zeiten nicht 
selbstverständlich, hob Meyer-
jürgens hervor, zumal die Net-
to-Bauzeit nur 15 Monate dau-
erte. Dafür gebührt sowohl den 
zuständigen Behörden als auch 
den ausführenden Baufirmen 
ein herzliches Dankeschön. 

Heidrun Piwernetz, Regie-
rungspräsidentin der Regierung 
von Oberfranken, sah in dem 

transparenten Genehmigungs-
verfahren einen wesentlichen 
Grund, dass der 51 Trassenkilo-
meter lange Freileitungsneubau 
in ihrem Regierungsbezirk ohne 
Gerichtsverfahren ausgeführt 
werden konnte. Die offenen Fra-
gen aller Betroffenen konnten 
absehbar in intensiven Gesprä-
chen geklärt werden, so dass 
an ausgewählten Maststandor-
ten ein vorzeitiger Baubeginn 
bereits im Juni 2021 durch ihre 
Genehmigungsbehörde zugelas-
sen wurde. Nach dem Planfest-
stellungsbeschluss im Novem-
ber 2021 konnten die Bauarbei-
ten dann auch an allen übrigen 
Maststandorten aufgenommen 
werden.

Vorbild für den Netzausbau

Insofern hat der Ersatz-Neubau 
des Ostbayernrings Vorbildfunk- 
tion, stellte Meyerjürgens fest. 
Sowohl Bayern mit seinem Klima-
neutralitätsziel bis 2040 als auch 
die Zuwachsprognosen von 50 
Prozent und eventuell noch mehr 
gegenüber heute beim Strombe-
darf bedeuten enorme Herausfor-
derungen an Investitionen aber 
auch an Bezahlbarkeit der Energie. 
Der Tennet-COO zeigte sich über-
zeugt, dass das zu stemmen ist, 
wenn zum Beispiel die Energieun-
ternehmen an einem Strang für  
ein leistungsfähiges, aufeinander 
abgestimmtes Übertragungs-  
und Verteilnetz ziehen und 
sich bei notwendigen Ausbau-
maßnahmen abstimmen bzw. 
zusammenschließen.

Meyerjürgens appellierte ein-
dringlich an Politik und Öffent-
lichkeit, den Netzausbau als ent-
scheidenden Hebel zur Integ-
ration der erneuerbaren Ener- 
gien zu unterstützen. Nur so sei 
die Energiewendezukunft er-
folgreich zu stemmen. Ein aus-
gezeichnetes Zeichen sei der Be-

schluss der bayerischen Staats-
regierung, den Netzausbau im 
Sinne der Versorgungssicher-
heit der Bevölkerung wie auch 
der Wirtschaft zur Chefsache 
zu erklären und entsprechende 
Strukturen zu schaffen. Schließ-
lich sei der Netzausbau von 
überragendem öffentlichen In-
teresse.

Bayerns Regierungschef Mar-
kus Söder nahm den Ball von 
Meyerjürgens gern auf und 
spannte zunächst den Bogen 
vom Russland-Überfall auf die 
Ukraine mit all seinen Auswir-
kungen auf die Energiesituation 
in Bayern bis hin zum erklärten 
Ziel, Bayern klimaneutral, rege-
nerativ und bezahlbar mit Ener-
gie zu versorgen. Dies sei eine 
noch viel größere Herausforde-
rung, als die meisten meinen.

Nicht ohne die Bürger

Der Ministerpräsident beton-
te, dass alles, was an Netzaus-
bau potenziell möglich ist, zeit-
nah und im Einklang mit der Be-
völkerung umgesetzt werden 
sollte, denn die Stromleitungen 
sind die Blutbahnen der künf-
tigen wirtschaftlichen und so-
zialen Entwicklung in Bayern. 
Das Kleinklein mit ein bisschen 
Netz hier und da oder dem „kla-
ren“ Jein bei Laufzeitverlänge-
rung der Kernkraftwerke ist nie-
mandem geholfen. Der Energie-
hunger Bayerns wird bleiben, 
denn der Freistaat ist das wirt-
schaftliche Leistungszentrum 
von Deutschland mit den meis-
ten Industriearbeitsplätzen und 
der dichtesten Ansiedlung von 
Technologieunternehmen. 

Bayern steht an zweiter Stel-
le bei Ausbau und Nutzung grü-
ner Energieerzeugung, ist füh-
rend bei der Stromerzeugung 
aus Sonne, Wasserkraft und Bio-
masse; beim Wind wird spürbar 
nachgelegt, außer bei Offsho-
re-Anlagen, was geografisch 
hoffentlich einleuchtend sei. 
Große Anstrengungen werde 
Bayern auch beim Aufbau einer 
grünen Wasserstoffwirtschaft 
unternehmen.

Kernproblem  
Genehmigungsverfahren

Ein Kernproblem will Söder 
für Bayern angehen: die endlos 
langen Genehmigungsverfah-
ren, die nicht nur im Freistaat 
viele Projekte dramatisch ver-
zögern. Wichtig sei mehr Tempo 
sowie Pragmatismus und weni-
ger Ideologie. Eine Stellschrau-
be sei die Aufstockung von fach-
kundigem Personal in den Ge-
nehmigungsbehörden, wofür 
Bayern entsprechende Planstel-
len geschaffen habe. Um die  
Herausforderungen im Energie-
sektor erfolgreich zu meistern, 
gilt es auf Länder- und Bundese-
bene mehr miteinander als ge-
geneinander zu arbeiten.

Stefan Wenzel, Parlamentari-
scher Staatssekretär im Bundes-
wirtschafts- und -klimaministe-
rium, sah den Focus bundesweit 
in einer unbedingt notwendigen 
Beschleunigung der Genehmi-
gungsverfahren, was unter an-
derem durch eine verbesserte 
Kommunikation erreichbar sein 
könnte. Den Menschen im Land 
müsse verständlich gemacht 
werden, dass zum Beispiel auch 
der Stromnetzausbau ein Teil 
des Gemeinschaftswerks „Zu-
kunft der Energieversorgung“ 
ist, bei dem alle mit anpacken 
sollten. Jeder Kilometer Lei-
tung, der in Betrieb genommen 
wird, trägt zu einer Stärkung der 
Stromversorgung und zur Sta-
bilisierung der Netzgebühren in 
Deutschland bei. Die Inbetrieb-
nahme des ersten Teilabschnitts 

des Ostbayernrings ist dabei ein 
wichtiger Meilenstein.

Auch für das Bayernwerk ist 
der Ostbayernring ein wichti-
ger Meilenstein, die Aufnahme-
kapazitäten für Solar- und Wind-
strom spürbar zu verbessern. 
Auf rund 21 Kilometern führt 
das Bayernwerk leistungsfähi-
gere 110.000-Volt-Hochspan-
nungsleitungen ihres regionalen 
Verteilnetzes auf dem Ostbay-
ernring mit. 

Natur und Umwelt im Visier

Dr. Egon Westphal, Vor-
standsvorsitzender der Bayern-
werk AG, sieht in dieser beispiel-
gebenden Zusammenarbeit mit 
TenneT ein sichtbares Zeichen, 
dass beide Unternehmen mög-
lichst wenig Natur und Umwelt 
durch die Baumaßnahmen be-
einträchtigen wollen. So habe 
das Bayernwerk mit der gemein-
samen Trassenführung neun Ki-
lometer Leitungen abbauen und 
vermeiden können. Deshalb fin-
de auch der weitere Ausbau der 
Übertragungs- und Verteilnet-
ze in Bayern dort, wo es sinnvoll 
ist, gemeinsam statt. Der Ost-
bayernring sei mit der Bünde-
lung unterschiedlicher Span-
nungsebenen ein sichtbares 
Zeichen für die gemeinsame 
Gestaltung regionaler und über-
regionaler Stromnetze.

Die Inbetriebnahme des ers-
ten Abschnitts des Ersatzneu-
baus des Ostbayernrings steht 
für das gemeinsame Ziel, die 
Energiewende mit Klimaneu-
tralität und grünen Energien 
zum Erfolg zu führen; darin wa-
ren sich Politik und Unterneh-
men sichtbar einig, genauso wie 
bei der Dringlichkeit, den Tur-
bobooster für die notwendigen 
Genehmigungsverfahren einzu-
schalten. JK

Ostbayernring
Der Ursprung des Ostbayernrings geht auf den Aufbau eines 
bayerischen Hochspannungsrings durch Oskar von Miller in 
den Zwanzigerjahren des letzten Jahrhunderts zurück und 
verlief auf 294 Kilometern von Redwitz bis ins niederbaye-
rische Pleinting.

Der heutige Ostbayernring ist eine rund 185 Kilometer lan-
ge Höchstspannungs-Freileitung zwischen den Umspannwer-
ken Redwitz, Mechlenreuth, Etzenricht und Schwandorf. Pa-
rallel zur bisherigen 220.-/380.000-Volt-Freileitung wird seit 
2013 in vier Teilstücken ein Ersatzneubau geplant und zum Teil 
gebaut. Im Zuge des Ersatzbaus wird die Freileitung durchge-
hend auf 380.000 Volt verstärkt. Nach Fertigstellung und In-
betriebnahme des Ersatzneubaus wird die bisherige Leitung 
vollständig zurückgebaut.

Einzelne Leitungsabschnitte des neuen Ostbayernrings ge-
hören TenneT und Bayernwerk gemeinsam. Im jetzt in Betrieb 
gesetzten Teilstück zwischen Redwitz und Mechlenreuth ver-
laufen 21 Kilometer 110.000 Volt Hochspannungsleitungen 
des Bayernwerks auf 53 Masten des neuen Ostbayernrings. 
Dadurch wurden Eingriffe in die Landschaft minimiert.

Der Ersatzneubau des Ostbayernrings erfolgt in vier Pla-
nungsabschnitten, für die jeweils ein eigenes Genehmigungs-
verfahren bei der zuständigen Bezirksregierung stattfindet. 
Das Teilstück zwischen Redwitz und Mechlenreuth wurde im 
November 2021 durch die Regierung von Oberfranken geneh-
migt und Ende Oktober offiziell in Betrieb genommen. 

Nach dem Planfeststellungsbeschluss der Regierung der 
Oberpfalz im August 2022 für die Trasse zwischen Etzenricht 
und Schwandorf befindet sich dieser Abschnitt derzeit im Bau. 
Die beiden Planungsabschnitte zwischen den Umspannwer-
ken Mechlenreuth und Etzenricht befinden sich noch im Plan-
feststellungsverfahren. Die Planfeststellungsbeschlüsse für 
diese zwei Abschnitte erhofft sich TenneT bis Herbst 2023. Die 
Fertigstellung des Ostbayernrings neu ist bis Ende 2025 ge-
plant. Der Rückbau der alten Leitung soll ein Jahr später abge-
schlossen sein. JK

V.l.: Stefan Wenzel, MdB, Parlamentarischer Staatssekretär im Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Klimaschutz, Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder, TenneT-Geschäftsführer Tim Meyerjürgens und Dr. Egon West-
phal, Vorstandsvorsitzender der Bayernwerk AG. Bild: Jan Kiver

Kurzporträt TenneT
TenneT GmbH & Co. KG ist die deutsche Netztochter des 1998 
geformten niederländischen, staatlichen Übertragungsnetz-
betreibers TenneT. Im Jahr 2010 kaufte Tennet das deutsche 
Hoch- und Höchstspannungsnetz von E.ON. Damit wurde  
TenneT zu Europas erstem grenzüberschreitenden Übertra-
gungsnetzbetreiber.

TenneT ist ein führender europäischer Netzbetreiber. Als 
erster grenzüberschreitender Netzkonzern plant, baut und be-
treibt TenneT ein knapp 25.000 Kilometer langes Hoch- und 
Höchstspannungsnetz in den Niederlanden und großen Teilen 
Deutschlands. Über dieses Stromnetz werden rund 42 Millio-
nen Haushalte und Unternehmen rund um die Uhr zuverläs-
sig mit Strom versorgt. Mit einer Netzverfügbarkeit von 99,99 
Prozent zählt Tennet weltweit zu den Besten in diesem Metier. 
16 Interkonnektoren stellen die Stromleitungsverbindungen 
zu den Nachbarländern und den europäischen Energiemarkt 
her. Mit einem Jahresumsatz von 6,4 Mrd. Euro und einer Bi-
lanzsumme von 32 Mrd. Euro ist Tennet einer der größten In-
vestoren in nationale und internationale Stromnetze zu Was-
ser und an Land.

Über 6.600 TenneT-Mitarbeiter stellen die Sicherheit der 
Stromversorgung und die Aufrechterhaltung des Netzgleich-
gewichts in Nordwesteuropa sicher. Dafür gibt es komplexe 
Kontrollsysteme. Sie sollen Stromausfälle verhindern, falls die 
Nachfrage nach Strom das Erzeugungsangebot übersteigt. JK

https://www.bayernwerk.de/de/ueber-uns/engagement/oekologie-und-energiezukunft/buergerenergiepreis.html
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Studie Agora Energiewende:

Mit Zukunftsinvestitionen die 
fossile Inflation bekämpfen

Mit einer Investitionsoffensive in Erneuerbare Energien, Ener-
gieeffizienz und strombasierte Technologien in Industrie und 
Gebäuden kann Deutschland die fossile Energiekrise strukturell 
überwinden und zugleich seine Ausgaben für Gas- und Öl-Impor-
te massiv senken. Ein entsprechendes Inflationsbekämpfungs-
paket im Umfang von 92 Milliarden Euro, das Herstellungs- und 
Umsetzungskapazitäten für klimaneutrale Technologien deutlich 
ausweitet, bürokratische Hürden drastisch abbaut und eine sozi-
algerechte Förderung sowie die Absicherung von Investitionen fi-
nanziert, hat jetzt der Thinktank Agora Energiewende vorgelegt.

Aus der neuen Studie „Vol-
le Leistung aus der Energiekri-
se“ geht hervor, dass sich ein sol-
ches Maßnahmenpaket durch 
die eingesparten Ausgaben für 
fossile Energieimporte vollstän-
dig selbst tragen würde: Den er-
forderlichen Haushaltsmitteln 
stehen Einsparungen bei Öl- und  
Gasimporten in Höhe von 160 
Milliarden Euro über einen Zeit-
raum von 15 Jahren gegen-
über. Für Simon Müller, Direktor 
Deutschland von Agora Energie-
wende, „hat unser Maßnahmen-
paket eine dreifache Wirkung – 
für Klimaschutz und Energiesi-
cherheit und gegen die Inflation“.

Abhängigkeit von fossilen 
Brennstoffen beenden

Die bisherigen Politikmaßnah-
men zielten überwiegend auf 
schnelle Entlastungen für Haus-
halte und Industrie ab – wie zu-
letzt auch die Vorschläge der 
Gas-Kommission. „Aktuell kon-
zentriert sich die Bundesregie-
rung auf das Krisenmanagement, 
um die kurzfristigen Folgen der 
fossilen Energiekrise über Entlas-
tungspakete abzufedern. Ange-
sichts der drastischen Preisstei-
gerungen ist das richtig und 
wichtig. Um die fossile Energie-
krise jedoch tatsächlich zu über-
winden, müssen wir jetzt die In-
vestitionen auf den Weg brin-
gen, die unsere Abhängigkeit von 
fossilen Brennstoffen beenden“, 
betont Müller.

Für eine strukturelle Krisenbe-
kämpfung sorgt laut Agora-Vor-
schlag ein Zusammenspiel von fi-
nanziellen Mitteln für klimaneut-
rale Technologien einerseits und 
dem Aufbau von Herstellungs- 
und Umsetzungskapazitäten so-
wie dem Abbau bürokratischer 
Hürden andererseits. Die Erwei-
terung der Umsetzungskapazitä-
ten bei Herstellern, im Handwerk 
und bei Behörden erhöht das An-
gebot an klimaneutralen Techno-
logien und ist die Voraussetzung, 
um eine gesteigerte Nachfrage 
bedienen zu können. Der Abbau 

bürokratischer Hürden beschleu-
nigt die Transformation und 
senkt die Kosten. Durch die Kom-
bination von Finanzmitteln und 
Politikinstrumenten würde ein 
massiver Hochlauf von Erneuer-
baren Energien, klimaneutraler 
Wärme, Energie- und Rohstoffef-
fizienz in der Energiewirtschaft, 
Industrie und Bauwirtschaft er-
möglicht sowie der Verbrauch 
von fossilen Energien strukturell 
reduziert. In der Folge würden 
die Energiepreise in Deutschland 
wieder dauerhaft sinken.

Das Agora-Paket veranschlagt 
15 Milliarden Euro, um die Um-
setzung – Herstellung, Fachkräf-
te und Behörden – der Energie-
wende zu stärken: Zwei Drittel 
des Betrags ist für den Aufbau 
von Fertigungskapazitäten für 
Windkraftanlagen, PV-Anlagen, 
Wärmepumpen, Wasserstoff-, 
Speicher- und Stromnetztech-
nologien in Europa vorgesehen; 
ein Drittel zur Stärkung der Fach-
kräfte sowie Planungs- und Ge-
nehmigungsbehörden. Auf die- 
se Weise würden die Umsetzung 
beschleunigt und Lieferketten 
abgesichert.

Genehmigungsverfahren  
verkürzen

Aktuell, so heißt es, vergehe  
zwischen dem Zeitpunkt, zu 
dem Investitionsmittel bereitge-
stellt werden, und der Fertigstel-
lung eines Investitionsvorhabens 
zu viel Zeit. Damit ein Investi- 
tionspaket der Bundesregierung 
in den Wintermonaten 2023/24 
und 2024/25 die Energieprei-
se relevant dämpfen kann, gel-
te es, insbesondere die Dauer 
von Genehmigungsverfahren in 
Deutschland zu verkürzen. Dies 
sei auch möglich, ohne Beteili-
gungs- und Schutzrechte einzu-
schränken. Unzureichende Per-
sonalkapazitäten in den Geneh-
migungsbehörden seien ein häu-
fig genannter Grund für die lange 
oder sehr lange Dauer der Geneh-
migungsverfahren. Analog gel- 
te dies für Planungsprozesse, die 

im Bereich der öffentlichen Hand 
liegen. Gleiches gelte für die Ver-
fügbarkeit von Fachkräften, ins-
besondere im Bereich der Wär-
mewende. Auch hier brauche es 
innovative Lösungen, um Perso-
nalengpässe zu überwinden und 
eine schnelle, kostengünstige 
Umsetzung zu gewährleisten.

20 Milliarden Euro sollen in die 
Energiewirtschaft fließen, um In-
vestitionen in Erneuerbare Ener-
gien abzusichern, das Strom- und 
Wasserstoffnetz auszubauen, 
die Offshore-Industrie zu unter-
stützen und einen intelligenten 
Netzbetrieb sowie Flexibilitäten 
zu schaffen, etwa mit Zuschüs-
sen für Smart-Meter Nachrüs-
tungen oder dem Bau von re-
gelbaren Kraftwerken. Zudem 
schlägt Agora Energiewende die 
Absicherung langfristiger Strom-
lieferverträge vor: Über die Ein-
führung einer symmetrischen 
Marktprämie kann Anlagenbe-
treibern eine feste Einspeisever-
gütung garantiert, aber zugleich 
ab einem bestimmten Gewinn 
auch eine Rückzahlung eingefor-
dert werden. Ebenso sollen Flä-
chen für Windkraft- und PV-An-
lagen schneller gesichert und An-
tragsverfahren verkürzt werden.

Grüne Wärmenetze

30 Milliarden Euro sieht das  
Paket vor, um den Ausbau 
CO2-freier Wärme in Häusern  
sozial gerecht voranzubringen: 
Die Mittel sollen in die Förde-
rung von Sanierung und Hei-
zungstausch, insbesondere für 
einkommensschwache Haushal-
te, in einen klimakompatiblen 
sozialen Wohnungsbau sowie 
für den Ausbau grüner Wärme-
netze fließen. Vor allem in städ-
tischen Quartieren seien grü-
ne Wärmenetze das Mittel der 
Wahl, um Gebäude mit klima-
neutraler Wärme zu versorgen, 
während Gasverteilnetze bis hin 
zur Stilllegung zurückgehen. Um 
die notwendigen Neuanschlüsse 
zu erreichen und die Netze zu de-
karbonisieren, seien erhebliche 
Investitionen erforderlich, die 
zügig angegangen werden müs-
sen. Neben Großwärmepumpen 
sei insbesondere ein schnellerer 
Hochlauf von Geothermie und 
Solarthermie erforderlich.

Auf regulatorischer Ebene sol-
len verbindliche Sanierungspfa- 
de und die zügige gesetzliche  
Festschreibung der 65-Prozent- 
Anforderung, nach der ab 2024 

jede neue Heizung auf Basis von 
65 Prozent Erneuerbaren Energi-
en betrieben werden muss, die 
Transformation im Wärmebe-
reich beschleunigen. Laut Studie 
„ist diese Regel zentral, um den 
Ausstieg aus Öl- und Gaskesseln 
und den Umstieg auf Wärme-
pumpen und Wärmenetze zu 
schaffen und die dafür notwen-
digen Investitionen bei Herstel-
lern und Handwerk anzureizen“. 
Biomasse und grüne Gase sei-
en knapp und sollten nur in be-
gründeten Ausnahmefällen zu-
gelassen werden; im Neubau sei-
en Verbrennungsheizungen aus-
zuschließen. Der Einbau fossil 
befeuerter Hybridsysteme soll-
te bis 2028 befristet werden. Ein 
digitales Gebäuderegister unter-
stütze den Vollzug der Regelung.

15 Milliarden Euro sind für ei-
ne Modernisierung der Indus-
trie gedacht. Hieraus soll ein 
Sonderförderprogramm für In-
vestitionen in Wärmepumpen, 
Elektrodenkessel und Energieef-
fizienztechnologien, etwa zur 
Abwärmenutzung oder fort-
schrittliche Sortier- und Recyc- 
lingtechnologien bereitgestellt 
werden.

Weitere Mittel werden zur Fi-
nanzierung von Klimaschutzver-
trägen für die Stahl-, Chemie und 
Zementindustrie veranschlagt, 
mit denen die Differenzkosten 
von klimafreundlicher gegen-
über der CO2-intensiven Produk-
tion abgesichert werden. Zusätz-
lich sollte ein gesetzlicher Rah-
men die industrielle Wärmewen-
de unterstützen, indem etwa 
durch Quoten Absatzmärkte für 
klimafreundliche Grundstoffe ge- 
schaffen werden.

Einen weiteren Posten von 12 
Milliarden Euro sieht das Maß-
nahmenpaket zur Inflationsbe-
kämpfung für die Sicherung von 
Energieimporten und die Unter-
stützung der globalen Transfor-
mation vor: So soll der schnel-
le Hochlauf von grünen Wasser-
stoff-Importen finanziert und 
zugleich sollen internationale Kli-
ma- und Energiepartnerschaften 
gestärkt werden.

Strategische Neuaufstellung

„Wir brauchen jetzt eine stra-
tegische Neuaufstellung für den 
Hochlauf von Zukunftstechno-
logien. Nur so sichern wir unse-
ren Wirtschaftsstandort und füh-
ren das Land gestärkt in die neue 
Energiezukunft“, stellt Müller klar. 
„Jedes Windrad, jede PV-Anla-
ge und jede Wärmepumpe bringt 
uns einen Schritt näher an die Un-
abhängigkeit von fossilen Energie- 
importen und stellt sicher, dass 
sich Deutschland und Europa als 
zentraler Markt für Zukunftstech-
nologien etablieren.“ DK

VKU-Stadtwerkekongress 2022:

Auszeichnung für  
SWW Wunsiedel GmbH

Mehr als 500 Teilnehmer verzeichnete der diesjährige VKU-Stadt-
werkekongress in Leipzig, seit 1999 der Pflichttermin für Stadt-
werke und kommunale Energieversorger. Neben der Versorgungs-
sicherheit in der aktuellen Energiekrise ging es um das Thema 
Cybersicherheit, sowie Themen des Personalrecruitings und der 
digitalen Souveränität.

Der für Energie zuständige 
Staatssekretär im Bundeswirt-
schaftsministerium, Patrick Grai-
chen, zeigte sich zuversichtlich, 
gut durch den Winter zu kom-
men, „wenn beim Gas alle Spar-
maßnahmen mobilisiert wer-
den“. Gleichzeitig sei es Aufga-
be der Stadtwerke, Lastspitzen 
zu reduzieren. Auch müssten 
die Investitionen in erneuerbare 
Energien „geboostert“ werden. 
VKU-Präsident Michael Ebling 
zufolge führt die unsichere Lage 
dazu, „dass wir uns bei Investiti-
onen zurückhalten“.

Lebensqualität im Blick

Bei der digitalen Daseinsvor-
sorge geht es laut VKU-Haupt-
geschäftsführer Ingbert Liebing 
im Grundsatz immer um die Le-
bensqualität der Menschen. Da-
für sei freilich die passende In- 
frastruktur erforderlich. Liebing 
verwies darauf, dass die Stadt-
werke viel leisten können, wenn 
man nur den richtigen Rahmen 
bietet. „Wir brauchen für Digita-
le Daseinsvorsorge einen Rechts-
rahmen, der Sicherheit schafft, 
und den entsprechenden Hand-
lungsspielraum.“

„Digitalisierung kann alles bes- 
ser machen; sie zu verschlafen 
kann sich keine Kommune leis-
ten“, unterstrich Volker Wis-
sing, Bundesminister für Verkehr 
und digitale Infrastruktur. Ziel 
sei es, bis 2030 Glasfaser bis ins 
Haus und den neuesten Mobil-
funkstandard für alle Nutzer zu 
erreichen. Da dies der Bund aber 
nicht alleine schaffen kann, sei je-
der gefragt, auch die Stadtwerke.

Beim Thema smarte Infrastruk-
turen vertrat Prof. h.c. Dr. Chiri-
ne Etezadzahdeh die Ansicht, dass 
seit Jahren der politische Wille 
fehlt, Smart City Themen umzuset-
zen. Auch seien für Smart City Pro-
jekte Kooperationen das A und O.

Die VUCA Welt steht als Syno-
nym für die zunehmende Dyna-
mik in digitalen Märkten. Über 
deren Auswirkungen auf das 
Stadtwerkegeschäft informierte 
der Publizist und Blogger Sascha 
Lobo, der auch mit Impulsen für 
den Umgang mit diesem Umfeld 
aufwartete. Denn wichtig neben 
dem Umgang mit Krisen, so Lobo, 

sei insbesondere der Lerneffekt, 
den man aus aktuellen Heraus-
forderungen für künftige Krisen 
gewinnen kann.

Zum bereits 13. Mal wurde 
auch der Stadtwerke Award ver-
geben. Jährlich zeichnet er Vor-
zeigeprojekte aus der Stadtwer-
ke-Landschaft aus und setzt ein 
Ausrufezeichen hinter das En-
gagement von Stadtwerken. Bei  
der diesjährigen Preisverleihung 
in Leipzig lobten Sven Becker, 
Sprecher der Geschäftsführung 
der Stadtwerke-Kooperation Tria- 
nel und VKU-Hauptgeschäfts-
führer Ingbert Liebing die unge-
brochene Innovationskraft von 
Stadtwerken auch in einem her- 
ausfordernden Umfeld und ho-
ben den Vorbildcharakter der  
Gewinner-Projekte Stadtwerke 
Iserlohn GmbH, Stadtwerke Kiel 
AG und Stadtwerke Wunsiedel 
GmbH hervor.

Energieversorgung aus  
klimaneutralen und 
nachwachsenden Ressourcen

Mit dem „Wunsiedler Weg - 
Energie 2.0“ schloss die SWW 
Wunsiedel GmbH an ihr im Jahr 
2016 mit dem ersten Platz aus-
gezeichnetes Projekt „Wunsied-
ler Weg“ an und erreichte in die-
sem Jahr den dritten Platz. Mit 
einem weiteren Schritt auf dem 
Weg zu einer klimaneutralen 
Energieversorgung zeigt das Pro-
jekt einen ganzheitlichen Ansatz 
für eine dezentrale Energiever-
sorgung auf.

In Zusammenarbeit mit ver- 
schiedenen Branchenpartnern 
wurde ein System entwickelt, das 
Energieversorgung aus klimaneu-
tralen und nachwachsenden Res-
sourcen ermöglicht. Überschüssi-
ge Energie wird in Batterien und 
in Form von Wasserstoff gespei-
chert oder durch Teilnahme am 
Intraday-Handel an der Strom-
börse vermarktet. Das zentrale 
Steuerungssystem der Energie-
versorgung wird zudem durch 
Künstliche Intelligenz gelenkt. „In 
Wunsiedel geht man konsequent 
den Weg in eine klimaneutrale Zu-
kunft und zieht dabei alle techni-
schen und prozessualen Register, 
die zur Verfügung stehen“, laute-
te das Jury-Urteil. DK

https://www.tvbayernlive.de/
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Straubing:

Erfolgreiches Wasserkraft- 
Seminar von VWB und LVBW

Innovative Anlagenkonzepte und Wissenswertes für den Anlagenbetrieb im Mittelpunkt

Rund 80 Teilnehmer aus der Wasserkraftbranche, von Behörden 
und aus der Wissenschaft kamen zum dritten Wasserkraftseminar 
nach Straubing. Getagt wurde im neuen Gebäude für Forschung 
und Lehre des Straubinger Campus für Biotechnologie und Nach-
haltigkeit der Technischen Universität München (TUMCS). Im Mit-
telpunkt standen Berichte aus der Praxis und aus der Forschung, 
die in Diskussionsrunden vertieft wurden. Eingeladen hatten die 
Vereinigung Wasserkraftwerke in Bayern (VWB) e.V. und der Lan-
desverband Bayerischer Wasserkraftwerke (LVBW) eG. 

In seiner Begrüßung dank-
te Fritz Schweiger, Vorsitzender 
der VWB, den Anlagenbetrei-
bern sowie den der Wasserkraft-
nutzung verbundenen Stakehol-
dern für ihr großes Engagement 
in diesem Jahr, um im Erneuer-
bare-Energien-Gesetz (EEG) 2023 
sowie in weiteren einschlägigen, 
gesetzlichen Regelungen stabi-
le Rahmenbedingungen für klei-
ne Wasserkraftanlagen aufrecht-
zuerhalten. Es sei versucht wor-
den, die kleine Wasserkraft inner-
halb der Erneuerbaren Energien 
als zweitklassig einzustufen, kri-
tisierte Schweiger. „Mit unseren 
intensiven Anstrengungen konn-
ten wir die Benachteiligung der 
Wasserkraft verhindern“, betonte 
Schweiger, appellierte aber auch, 
nicht nachzulassen im Einsatz und 
in den Bemühungen für die kleine 
Wasserkraft.

Schachtkraftwerke in  
Großweil und Dietenheim 

In dem ersten Themenblock 
drehte es sich um die Schacht-
kraftwerke in Großweil im Land-
kreis Garmisch-Partenkirchen 
und Dietenheim an der Iller. Der 
neue Kraftwerkstyp wurde nach 
einer Idee von Dipl.-Ing. (FH) Al-
bert Sepp von diesem und Profes-
sor Peter Rutschmann am Lehr-
stuhl für Wasserbau und Was- 
serwirtschaft an der TU München 
entwickelt. Für ein Schachtkraft-
werk muss der Flusslauf nicht 
umgelenkt werden. Stattdessen 
wird vor dem bestehenden Wehr 
ein Schacht in das Flussbett ein-
gebaut. In Großweil sind es zwei 
Schächte mit jeweils einer Turbi-
ne und einem Generator, die un-
ter der Wasseroberfläche arbei-
ten und nicht sichtbar sind. Die 
besondere Anordnung der Re-
chengitter stellt technisch und 
fischbiologisch eine Innovation 
dar. Zudem wird der Rechen we-
gen der geringen, nur 2 cm großen 
Stababstände von Fischen kaum 
passiert. Zusätzlich wurden zu bei-
den Seiten Fischwanderhilfen ge-
baut. So ist die Anlage für Fische 
in beide Richtungen durchgängig. 

Im Herbst 2020 und Frühling 
2021 wurden in der Pilotanlage 
in Großweil von Prof. Jürgen Geist 
vom Lehrstuhl für aquatische Sys-
tembiologie der TU München Un-
tersuchungen im Rahmen eines 
fischökologischen Monitorings 
durchgeführt. Deren Resultate 
liegen in einem seit kurzem ver-
öffentlichten Schlussbericht vor. 
Prof. Peter Rutschmann berichte-
te, dass die öffentlich kommuni-
zierten Resultate der Studie Geist 
eigentlich nur Turbinenmortalitä-
ten beinhalteten und dass in die-
sem Fall korrekterweise von der 
Turbine in Großweil und nicht von 
einem Schachtkraftwerk gespro-
chen werden dürfe. 

Ökologische Konzepte arbeiten 
damit, dass sie versuchen, Fische 
am Durchtritt durch die Turbine 
zu hindern, sei dies durch Fein-
rechen oder Bypass-Systeme. Die 
Versuche mit Zuchtfischen und 
deren Art der Zugabe in Groß-
weil kann aus Sicht von Rutsch-
mann keine realitätsnahen Resul-
tate liefern. 

Deshalb stellte Rutschmann die 
Resultate der an der Versuchsan-
stalt in Obernach am 35 kW Pro-
totypen durchgeführten Ver-
suche mit Wildfischen vor. Er 
führte aus, dass sowohl der 

Durchtritt von Fischen durch den 
Rechen, als auch die Schädigung 
der Fische an einer Turbine ei-
ne längenabhängige Wahrschein-
lichkeit aufweist und die beiden 
Kurven gegenläufig sind. Aus die-
sen Kurven ergibt sich für die An-
lage in Großweil (Stababstand 20 
mm, Einlaufgeschwindigkeit 0,3 
m/s) eine prognostizierte Morta-
lität von 2,3 Prozent für die Ge-
samtmenge der von oben nach 
unten wandernden Fische. 

Um diesen Wert zum Abschluss 
doch noch mit den Untersuchun-
gen von Prof. Geist vergleichen zu 
können, müsse die von Prof. Geist 
kommunizierte reine Turbinen-
mortalität auf die Anlagenmorta-
lität umgerechnet und die an der 
Turbine vorbeiwandernden Fi-
sche berücksichtigt werden. Die 
Größenordnung von Fischen, die 
nicht durch die Turbine abstei-
gen, liegt bei den Wildfischun-
tersuchungen von Prof. Geist (65 
Prozent für oberflächen- und bo-
dennahen Abstieg) sehr ähn-
lich wie in den Obernacher Un-
tersuchungen (50 Prozent bzw. 
75 Prozent für oberflächen- bzw. 
bodennahen Abstieg). Berück-
sichtigt man diesen Aspekt, der 
überhaupt erst das patentierte 
„Konzept Schachtkraftwerk“ von 
einer beliebigen Kaplanturbine 
unterscheidet, so resultiert rech-
nerisch eine identische Mortali-
tät von 2,3 Prozent Schädigung in 
Bezug auf die Gesamtheit der ab-
wandernden Fische.

Energiebilanz 

Markus Poettinger, einer von 
drei Gesellschaftern des Schacht-
kraftwerks in Großweil, ging an-
schließend auf die Bauarbeiten 
und die Energiebilanz ein. Zehn 
Jahre haben sie auf die Genehmi-
gung gewartet, dann verzögerten 
Klagen vom Fischereiverband und 
Naturschutzverband den Bau-
start nochmals um ein Jahr. Zu-
dem mussten sie eine große und 
eine kleine Fischaufstiegshilfe 
bauen. Mit den Ergebnissen ist er 
jetzt aber sehr zufrieden. 

Das Schachtkraftwerk in Groß-
weil läuft nun seit zweieinhalb 
Jahren. Die Jahreserzeugung liegt 
bei 2,3 Millionen Kilowattstun-
den. In der Spitze erreicht die An-
lage 410 Kilowatt Leistung. „Wir 
sind glücklich, dass wir es ge-
macht haben“, resümierte Poet-
tinger. „Das Konstrukt wird sicher 
noch an vielen Orten die Möglich-
keit geben, Wasserkraft sinnvoll 
zu nutzen.“ Die aktuelle Energie-
krise zeige auch die Notwendig-
keit für stabil erzeugten, kosten-
günstigen Strom aus Wasserkraft-
anlagen. 

Von einem zweiten Schacht-
kraftwerk berichtete Dr. Mathias 
Fontin. Sein Unternehmen hat im 
September 2020 begonnen, ein 
Schachtkraftwerk in Dietenheim 
an der Iller zu bauen. Im Novem-
ber 2021 ging es in Betrieb. Wäh-
rend des Baus hatten sie mit eini-
gen Schwierigkeiten zu kämpfen. 
So gab es beispielsweise fünf Ex- 
trem-Hochwasser, welche die 
Baugrube überfluteten. In der 
Summe hat Fontin rund 2,7 Mil-
lionen Euro in das innovati-
ve Schachtkraftwerk investiert. 
Es gab keine Förderung und die 
Fischaufstiegsanlagen haben sie 
auf ihre Kosten gebaut. Das Was-
serkraftwerk erreicht eine Leis-
tung von 315 Kilowatt. „Nach den 

üblichen Kinderkrankheiten im 
Rahmen der Inbetriebnahme sind 
wir momentan sehr zufrieden“, 
sagte Fontin. „Wir würden es de-
finitiv noch einmal machen.“ Sein 
Unternehmen hat noch drei wei-
tere Schachtkraftwerke in Pla-
nung. Ein großes Potenzial sieht 
Fontin auch in anderen Ländern 
wie Österreich und Skandinavien.

Regionalstromtopf  
mit Direktvermarktung 

Um die regionale Direktver-
marktung von regenerativem 
Strom drehte es sich im Vortrag 
von Josef Pauli, Geschäftsführer 
Elektrizitäts-Versorgungs-Genos-
senschaft Perlesreut eG. Er stellte 
den Regionalstromtopf der EVG 
Perlesreut im Bayerischen Wald 
vor. „Wir wollten uns beim Stro-
meinkauf aus dem Risiko raus-
ziehen und wir wollten für unse-
re Kunden einen verträglichen 
Strompreis schaffen“, erläuterte 
er die Motivation für das Direkt-
vermarktungsmodell. Seit 2022 
kauft der Energieversorger Strom 
nicht mehr an der Börse, sondern 
nur noch direkt von Anlagenbe-
treibern in der Region. Dabei un-
terscheidet die EVG zwischen 
Strom aus Bioenergie- und Was-
serkraftanlagen, der stabil und 
planbar erzeugt werden kann, so-
wie volatil erzeugtem Strom aus 
Windenergie- und Photovoltaik-
anlagen, für die Lieferprognosen 
schwieriger zu erstellen seien. 

Die einzige Voraussetzung, um 
Strom an die EVG Perlesreut zu lie-
fern, ist die Viertel-Stunden-Mes-
sung. Dafür müssen eine Lastgang-
messung (RLM) oder ein intelligen-
tes Messsystem vorhanden sein. 
Über den Einbau von Messsyste-
men entscheidet der Netzbetrei-
ber. Anlagenbetreiber liefern zu 
einem festen Strompreis, der für 
ein Jahr festgelegt wird. Für 2023 
erhalten sie 16 Cent je Kilowatt-
stunde. Die EVG Perlesreut ver-
kauft den Strom dann für 17,5 Cent 
je Kilowattstunde an Lieferanten 
und Kunden. „Pauli lud die Anla-
genbetreiber ein, ihren Wasser-
kraftstrom an die EVG zu liefern: 
„Wir nehmen jede Kilowattstun-
de und auch Strom von Anlagen, 
die die Möglichkeit des Eigenver-
brauchs nutzen.“ Von mehreren 
Teilnehmern wurde dies begrüßt, 
da sie die Erfahrung gemacht ha-
ben, dass Direktvermarkter häufig 
erst Strom aus Anlagen über 100 
Kilowatt Leistung abnehmen. „Un-
ser Ziel ist zu 100 Prozent regene-
rativ und zu 100 Prozent regional 
zu jeder Viertelstunde“, betonte 
Pauli. Seines Wissens nach ist der 
Regionalstromtopf bisher einma-
lig in Bayern.

Viele Einflüsse auf Gewässer 

Otto Mitterfelner, Vorstand 
des Landesverbandes Bayeri-
scher Wasserkraftwerke (LVBW), 
ging in seinem Vortrag auf die di-
versen Faktoren ein, die Gewäs-
ser beeinträchtigen. Von Gegnern 
der kleinen Wasserkraft wür-
den die Anlagen für den schlech-
ten ökologischen Zustand von 
Gewässern und die mangeln-
de Durchgängigkeit verantwort-
lich gemacht, kritisierte er. Mit-
terfelner berichtete, dass es 1925 
rund 12.000 Wasserkraftanlagen 
in Bayern gab, zu der Zeit habe es 
viele Fische und Fischarten gege-
ben, was für einen guten ökologi-
schen Zustand spricht. Heute gibt 
es nur noch rund 4.200 Wasser-
kraftanlagen im Freistaat. Zahl-
reiche andere Einflüsse würden 
Gewässer beeinträchtigen, sagte 
Mitterfelner. Als Beispiele nann-
te er invasive Arten wie Aale, Re-
genbogenforellen und Fische, die 
aus privaten Aquarien in öffentli-
che Gewässer entsorgt werden, 

zum Beispiel Goldfische. Außer-
dem verunreinigten Medikamen-
te aus Kläranlagen, Reinigungs-
mittel und Spülmaschinentabs so-
wie Reifenabrieb Gewässer. 

Die kleinen Wasserkraftanlagen 
in Bayern erzeugen CO2-freien 
Strom und vermeiden klimaschäd-
liche CO2-Emissionen. Darüber  
hinaus zeichnen sie sich durch die 
gesicherte Leistung, Bereitstel-
len von Momentanreserve, das 
Unterstützen der Netzstabilität 
und Spannungsqualität sowie teil- 
weise durch Schwarzstartfähigkeit 
und Inselbetriebsfähigkeit aus.

Zertifizierung in der Nieder- 
und Mittelspannung

Um die Zertifizierung von Was-
serkraftanlagen in der Nieder- und 
Mittelspannung drehte es sich an-
schließend in dem Vortrag von Dr. 
Peter Zimmermann, der das Was-
serkraftwerk Heinzenmühle in 
Oberfranken betreibt. Die Anwen-
dungsrichtlinie VDE-AR-N 4105 
fordert für jede Erzeugungsanla-
ge, für die kein Einheitenzertifikat 
vorliegt, die Zertifizierung durch 
eine akkreditierte Stelle. Die Norm 
wurde durch einen „VDE FNN Hin-
weis“ ergänzt, der für die Zertifi-
zierung ein vereinfachtes Einzel-
nachweisverfahren beschreibt. 

„Wenn man die Leistung um 
weniger als 10 Prozent verändert, 
keinen Neubau hat oder keinen 
Wechselrichter einbaut, braucht 
man keinen Nachweis im Nieder-
spannungsnetz“, sagte Zimmer-
mann. Bei der Zertifizierung von 
Anlagen im Mittelspannungsnetz 
bis 950 kW gibt es ebenfalls ein 
vereinfachtes Einzelnachweisver-
fahren durch die Änderung A1 der 
Anwendungsrichtlinie VDE-AR-N 
4110. Die Anforderungen sind hö-
her und die Messungen etwas auf-
wändiger. „Im Wesentlichen sind 
es aber die gleichen Kriterien.“ 

Florian Lugauer und Prof. Dr. 
Josef Kainz, der eine Professur 
für Energietechnik an der Hoch-
schule Weihenstephan-Tries-
dorf am TUMCS hat, nahmen für 
die Hochschule an dem Wasser-
kraftseminar teil. Lugauer, wis-
senschaftlicher Mitarbeiter an 
dem Lehrstuhl, referierte über 
die Auswirkungen der aktuellen 
Entwicklungen am Energiemarkt 
auf Speichertechnologien am Bei-
spiel eines Kleinstpumpspeichers.

Mehr Solarstrom durch 
Kleinstpumpspeicher

So präsentierte er zum einen 
seine Forschungsergebnisse, wie 
ein Kleinstpumpspeicher auf die 
Optimierung des Eigenverbrauchs 
von Solarstrom als eine mögliche 
Alternative zu Batteriespeichern 
wirkt, und bezog diese auf die ak-
tuellen Energiepreise. Da Energie-
speicherung immer verlustbehaf-
tet ist, habe der Gesamtwirkungs-
grad des Speichers einen hohen 
Einfluss auf die Wirtschaftlichkeit, 
vor allem bei hohen Spotmarkt-
preisen, so Lugauer. 

Eine weitere Betriebsweise ei-
nes Kleinstpumpspeichers wä-
re, Energie zuzukaufen, wenn der 
Strompreis mittags niedrig ist, da 
viel Solarstrom im Netz ist. So 
könnte Energie eingekauft und 
gespeichert werden. Bei höhe-
ren Strompreisen, zum Beispiel 
am Morgen oder Abend, könnte 
er wieder verkauft werden. Dies 
seien zwei Szenarien, wo Kleinst-
pumpspeicher wirtschaftlich wer-
den könnten, allerdings sei es auf-
grund der langen Amortisations-
zeiten auch keine „super Wirt-
schaftlichkeit“, betonte Lugauer. 
Zudem gibt es nur wenige Stand-
orte für diese Kombination, da 
zumindest ein Speicherbecken 
für das Pumpspeicherkraftwerk 
vorhanden sein müsste.

Regionales Notstromkonzept 

Zum Abschluss stellte VWB- 
Vorsitzender Fritz Schweiger ein 
von seinem Unternehmen ent-
wickeltes Notstromkonzept vor. 
Das E-Werk Schweiger in Schwa-
ig/Oberding am Münchner Flug-
hafen ist regionaler Energiever-
sorger und Netzbetreiber zu-
gleich. Der Strom stammt aus 
vier kleinen Wasserkraftanlagen, 
die der alteingesessene Famili-
enbetrieb seit vielen Jahrzehn-
ten betreibt. 

Als ein Schneechaos im Müns-
terland Ende 2005 für tagelan-
gen Stromausfall in 25 Gemein-
den sorgte, wollte der damali-
ge Bürgermeister der Gemeinde 
Oberding vorbeugen. Er bat den 
Energieversorger, ein Notfallpro-
gramm für den Krisenfall zu ent-
wickeln. Die Firma Schweiger ent-
warf ein Konzept, in dem die vier 
Wasserkraftanlagen vor Ort mit 
insgesamt 450 Kilowatt Leistung 
in die Notstromversorgung ein-
gebunden wurden. Diese waren 
schon schwarzstart- und inselbe-
triebsfähig, um einen stets siche-
ren Betrieb der Schleusen und 
Rechenreinigung zu gewährleis-
ten und die betriebsinterne Not-
stromversorgung zu sichern. 

Die Gemeindeverwaltung teil-
te Schweiger mit, welche Einrich-
tungen zur kritischen Infrastruk-
tur gehören, zum Beispiel Rathäu-
ser, Arztpraxen und Apotheken. 
Daraufhin gestaltete das E-Werk 
Schweiger die Netztopologie in  
der Gemeinde Oberding und 
der Ortschaft Attaching so, dass 
die Wasserkraftanlagen die Not-
stromversorgung für die wichti-
gen Einrichtungen in relativ kur-
zer Zeit übernehmen können. Das 
Notstromkonzept bestand 2006 
einen Praxistest mit einem loka-
len Unternehmen und ist bis heu-
te einsatzbereit. r

https://lfa.de/website/de/index.php
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Energiegeladenes Oberfranken
KPV beschäftigt sich intensiv mit Energiethemen

Der Bezirksverband Oberfranken der Kommunalpolitischen Verei-
nigung (KPV) und der Arbeitskreis „Energiewende“ der CSU Ober-
franken informieren sich seit dem Frühjahr intensiv darüber, wie 
die Region ihre Ressourcen für eine weitgehend autarke Energie-
versorgung einsetzen kann. Vorläufiger Höhepunkt der zahlreichen 
Ortstermine und Diskussionsrunden ist jetzt ein Energiegipfel der 
beiden Arbeitsgemeinschaften, der am 25. November 2022 im Ener-
giepark Wunsiedel und im Luisenburg-Ressort stattfindet. 

Im Energiepark Wunsiedel 
kann die Vision einer klimaneu-
tralen, effizienten Energieerzeu-
gung live erlebt werden. In Anwe-
senheit von Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder feierten die Stadt-
werke Wunsiedel (SWW Wunsie-
del) hier im September die Eröff-
nung der bislang größten Anlage 
für grünen Wasserstoff in Bayern. 
Sie erzeugt jährlich aus Wind und 
Sonne bis zu 1.350 Tonnen Was-
serstoff. Abnehmer soll die re-
gionale Wirtschaft sein, von der 
Glas- und Keramikindustrie über 
Transportunternehmen, Autozu-
lieferern bis zum Sägewerk. 

Wunsiedler Weg

Nun besuchte der Bezirksvor-
stand der KPV Oberfranken mit 
ihrem Vorsitzenden Karl Philipp 
Ehrler, Bürgermeister der Ge-
meinde Stammbach, den Ener-
giepark und das Betriebsgelän-
de der SWW. Wunsiedels Bür-
germeister Nicolas Lahovnik 
und SSW-Geschäftsführer Mar-
co Krasser erläuterten den Kom-
munalpolitikerinnen und Kom-
munalpolitikern den „Wunsied-
ler Weg“, ein bis ins kleinste De-
tail durchdachtes Konzept des 
konsequenten Einsatzes und Aus-
baus nachhaltiger Technologien 
und regenerativer Energien.

Ganzheitlicher Ansatz

Die globalen Geschehnisse for-
dern die Kommunalpolitik her-
aus, die Energieversorgung der 
Zukunft vor Ort sicherzustellen. 
In Wunsiedel sieht man sich be-
reits in dieser Zukunft angekom-
men. Klimaschutz und energeti-
sches Raumkonzept gehen hier 
Hand in Hand. Ein Biomasse-Heiz-
kraftwerk erzeugt in einem ers-

ten Schritt Strom. Die Abwärme 
wird dann für die Produktion von 
Holzpellets genutzt. 

Der ganzheitliche Ansatz steht 
im Vordergrund bei der sog. Sek-
torenkopplung, also der Vernet-
zung der Teilbereiche der Ener-
giewirtschaft wie Elektrizität, 
Wärmeversorgung, Verkehr und 
Industrie. Eine Schlüsselrolle 
spielt dabei der Wasserstoff als 
Energieträger der Zukunft. Kras-
ser betonte, Wasserstoff sei hier-
bei aber nicht vorrangig für die 
Mobilität wichtig, sondern für die 
Energieausstattung der Industrie. 

KPV und AK  
ergreifen die Initiative

Durch die an die Führung an-
schließende Diskussion der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer 
mit CSU-Bezirksvorsitzendem 
MdB Hans-Peter Friedrich und 
Landrat Peter Berek, Land-
kreis Wunsiedel, entstand der 
Wunsch, zeitnah Politik und In-
dustrie in kommunalen Partner-
schaften zusammenzuführen und 
drängenden Fragen, wie etwa 
nach der Speicherung und dem 
Transport von Energie, nachzuge-
hen. Künftig werden deshalb der 
Arbeitskreis Energiewende der 
CSU und die KPV in Oberfranken 
verstärkt gemeinsame Aktivitä-
ten entwickeln.

Solarenergie  
auf dem Vormarsch

Einen weiteren Impuls setzte 
eine Informationsveranstaltung 
der Kommunalpolitiker bei dem 
Solarfachbetrieb Münch Ener-
gie in Rugendorf nahe Kulmbach. 
Sven Hammer stellte den ganz-
heitlichen Ansatz des Unterneh-
mens vor. Kern seines Vortrags 

war die Agri-PV, die Doppelnut-
zungsmöglichkeiten eröffnet, in-
dem trotz Solaranlage landwirt-
schaftliche Flächen weiterhin für 
die Nahrungsmittelproduktion 
genutzt werden können.

Außerdem beschrieb Hammer 
ein Konzept, bei dem alle Stake-
holder, also Interessensgruppen 
wie Bürger, Landwirtschaft, In-
dustrie und Kommunen, mittels 
Crowdinvesting einbezogen wer-
den und finanziell von der rege-
nerativen Stromerzeugung profi-
tieren. So können Unternehmen, 
Hammer zufolge, mittels einer 
grünen und zuverlässigen Strom- 
erzeugung ihre Standortvorteile 
sicherstellen.

Kommunen sind aufgerufen

Wie auch schon in Wunsiedel 
wurden die Kommunen aufge-
rufen, sich aktiv um den Prozess 
der regionalen Energiewende zu 
kümmern. KPV-Bezirksvorsitzen-
der Karl Philipp Ehrler brachte es 
auf den Punkt: „Jede Kommune 
ist gefordert, sich mit ihrer Ener-
giesituation zu beschäftigen, zu 
analysieren und aktiv zu werden. 
Wer jetzt nicht handelt, wird be-
handelt!“ Hammer empfahl den 
kommunalen Vertreterinnen und 
Vertretern einen Kriterienkatalog 
für Erneuerbare-Energie-Projek-
te zu beschließen. Nur so könne 
sichergestellt werden, dass die 
Wertschöpfung auch wirklich in 
der Region verbleibt.

Schattenseiten  
der Sonnenenergie

Ausgiebig diskutiert wurden 
auch kritische Aspekte der Solar- 
energiegewinnung. Die Bestim-
mung und Beanspruchung von 
Flächen für Solarparks sorgt für 
Skepsis bis hin zu Ablehnung. Kri-
tische Stimmen kamen aus den 
Reihen der Landwirte, weil die 
Solarbetreiber die Pachtpreise 
in die Höhe trieben und dadurch 
die bäuerlichen Betriebe in Exis-
tenznot bringen. Andere beklag-
ten die Vereinnahmung von Flä-
chen, die für die Naherholung 

Die KPV Oberfranken informierte sich auf dem Gelände des Energieparks Wunsiedel. Vorausgegangen 
war ein hochinteressanter Vortrag von SWW-Geschäftsführer Marco Krasser (vorne links). Mit im Bild 
sind KPV-Bezirksvorsitzender Karl Philipp Ehrler (2. v. links) und Nicolas Lahovnik (6. v. rechts), Vorsit-
zender des AK Energiewende.  Bilder (2): Tristan Förtsch

Fragen rund um die verstärkte Nutzung der Solarenergie beschäftigten die Vertreter der KPV Oberfran-
ken und des AK Energiewende beim Besuch der Firma Münch-Energie in Rugendorf bei Kulmbach. r

und den Tourismus geschätzt 
werden. Diese Bedenken wur-
den in der Aussprache ernst ge-
nommen. Hier gelte es, die Betei-
ligten an einen Tisch zu bringen. 
Grundsätzlich sei es wünschens-
wert, wenn auf kommunaler Ebe-
ne Flächen gesichtet und kartiert 
würden, die geeignet und verfüg-
bar sind.

Energiegipfel  
am 25. November

Durch die Informationen, die 
mit diesen beiden Informations-
reisen nach Wunsiedel und Ru-
gendorf gesammelt wurden, ent-
stand der Wunsch, die Jahrhun-
dertchance „Energiewende in 
Oberfranken“ praxisnah und er-
lebbar in die Fläche zu tragen. 

Der Arbeitskreis Energiewen-
de der CSU Oberfranken und die 
KPV Oberfranken veranstalten 
daher am 25. November 2022 ei-
nen gemeinsamen Energiegipfel. 

Das Programm

Mit einer Führung durch den 
Energiepark Wunsiedel beginnt 
die Fachtagung. Im Anschluss fin-
det das weitere Programm im  
Luisenburg-Ressort statt. SWW- 
Geschäftsführer Marco Krasser 
steht für einen Vortrag zur Verfü-
gung und im Anschluss folgt ein 
Podiumsgespräch. Vorläufig als 
Teilnehmer gesetzt sind Staats-
ministerin a. D. Kerstin Schreyer, 
Andreas Schmuderer (Fa. Sie-
mens), Marco Krasser, KPV-Be-
zirksvorsitzender Karl Philipp Ehr-
ler und Bürgermeister Nicolas 
Lahovnik. Die Veranstaltung rich-
tet sich an Kommunal- und Lokal-
politiker aller Ebenen mit dem 
Ziel, sich für die Energiewende in 
den Kommunen an die Spitze der 
Bewegung zu setzen. 

Kontakt: wolfgangfoertsch.
kpv@gmx.de Tristan Förtsch

Verleihung der Bayerischen Energiepreise 2022:

Innovative  
Best-Practice-Lösungen

Für ihre Hochtemperaturwärmepumpe für industrielle und kommu-
nale Wärmeversorgung hat die AGO GmbH Energie + Anlagen mit Sitz 
in Kulmbach den Hauptpreis des Bayerischen Energiepreises 2022 er-
halten. Darüber hinaus prämierte das Bayerische Wirtschaftsministe-
rium weitere fünf innovative Energieprojekte aus dem Freistaat.

Anlässlich der Preisverleihung 
lobte Wirtschafts- und Energie-
minister Hubert Aiwanger den 
Pioniergeist und das Engage-
ment der Preisträger: „In Zei-
ten, in denen Energieeffizienz 
und regenerative Energieerzeu-
gung höchste Priorität haben, 
sind wir angewiesen auf inno-
vative Best-Practice-Lösungen 
für eine nachhaltige Energie-
zukunft. Dies zeigen alle Preis-
träger in vorbildlicher Weise.“ 
Der Hauptpreisträger AGO hat 
die weltweit erste Hochtem-
peraturwärmepumpe namens 
„AGO Calora“ auf Basis des na-
türlichen Stoffpaars Ammoni-
ak/Wasser entwickelt, mit der 
eine Wärmeversorgung bis zu 
150 °C möglich ist. Der Wär-
mebedarf in der Industrie und 
auch in der Fernwärmeversor-
gung liegt häufig bei Tempera-
turen deutlich über 100 °C und 
wurde bisher fast ausschließ-
lich durch die Verbrennung fos-
siler Energieträger erreicht. Ge-
meinsam mit den Stadtwer-
ken Neuburg an der Donau hat 
AGO daher 2021 eine erste De-
monstrationsanlage mit einer 
Heizleistung von rund 1 Mega-
watt errichtet, bei der die Wär-
me aus einem Niedertempera-
turwärmenetz als Wärmequel-
le genutzt und in ein Heißwas-
sernetz zur Versorgung einer 
Mälzerei mit 135 °C eingespeist 
wird. Mit dieser erfolgreich pa-
tentierten Wärmepumpenlö-
sung ist eine CO2-freie Wär-
meversorgung im industriellen 
Maßstab von ca. 0,5 bis 10 Me-

gawatt pro Wärmepumpe und 
einmalig hoher Effizienz mög-
lich. Mit dem Projekt „Erdgas- 
und Stromverbraucher eliminie-
ren – Innovationen in Kernpro-
zessen der Metallverarbeitung 
machen es möglich“ siegte die 
BSH Hausgeräte GmbH, Dillin-
gen a. d. Donau, in der Katego-
rie „Energieeffizienz in industri-
ellen Prozessen und Produktion 
sowie Energieeffizienznetzwer-
ke“. Ihr gelang es am Standort 
Dillingen, mit Effizienzmaßnah-
men und einer kontinuierlichen 
Optimierung in der Produktion 
von jährlich 2,5 Millionen Ge-
schirrspülern insgesamt 6,6 Mil-
lionen Kilowattstunden pro Jahr 
einzusparen.

Flexible Biogasnutzung

In der Kategorie „Energieer-
zeugung – Strom, Wärme“ wur-
de die Reverion GmbH, Eresing, 
mit dem Projekt „Flexible Bio-
gasnutzung mit höchster Effi-
zienz“ ausgezeichnet. Ein mo-
dular erweiterbares, hocheffi-
ziente Brennstoffzellensystem 
auf Containerbasis erzeugt so-
wohl Strom als auch umgekehrt 
Gas. Die Anlage erreicht somit 
in beiden Betriebsarten elektri-
sche Wirkungsgrade von 80 Pro-
zent und verdoppelt somit die 
Stromproduktion aus der glei-
chen Biogasmenge.

Die Forschungsstelle für Ener-
giewirtschaft München gemein-
sam mit der Bayernwerk Netz 
GmbH, Regensburg, sind die Ge-
winner des Energiepreises in der 
Kategorie „Energieverteilung in-
klusive Netzdienstleistungen – 
Wärme, Strom, Gas etc. sowie 
Speichertechnologien“. Mit dem 
Projekt „Altdorfer Flexmarkt – 
dezentrale Flexibilität im netz-
dienlichen Realbetrieb“ gelang 
es in Altdorf bei Landshut, über 

die Entwicklung einer marktba-
sierten digitalen Plattform-Lö-
sung sowie die verantwortungs-
volle Mitwirkung der Bürger als 
Energieverbraucher und dezent-
rale Kleinanlagenerzeuger Netz- 
engpässe zu vermeiden.

Der Wunsiedler Weg

Mit dem Projekt „Der 
Wunsiedler Weg Energie – 
Kopplung der Sektoren“ hat-
te die SWW Wunsiedel GmbH 
in der Kategorie „Systemver-
trägliche Sektorenkopplung – 
Strom, Wärme, Mobilität“ die 
Nase vorn. Die Wunsiedler Ener-
gieversorgung hat erneuerba-
re Energien und nachwachsen-
de Rohstoffe aus der Region als 
Basis. Windkraft, PV-Anlagen, 
Blockheizkraftwerke, Pelletver-
gaser, ein Li-Ionen Batteriegroß-
speicher, Elektromobilität und 
vor allem einer der deutschland-
weit größten Elektrolyseure zur 
Wasserstofferzeugung bilden in 
Wunsiedel die Grundlage für ein 
sicheres und zukunftsweisendes 
Energiesystem.

In der Kategorie „Gebäude als 
Energiesystem/Gebäudekon-
zept“ wurden die RAAB Bauge-
sellschaft mbH & Co KG, Ebens-
feld in Oberfranken, gemein-
sam mit der Technischen Hoch-
schule Nürnberg Georg Simon 
Ohm, Arbeitsgruppe „Effizienz“ 
im Energie Campus Nürnberg, 
für ihr Projekt „Energiespeicher-
häuser Herzo Base – ein ener-
gieflexibles Gebäude- und Ener-
giekonzept von morgen“ geehrt. 
Bezahlbare Klimaneutralität 
wurde hier in einem Gemein-
schaftsprojekt in Form von Rei-
henhäusern verwirklicht. 

In den Herzo Base-Plus- 
Energiehäusern in Herzogen-
aurach kommen völlig neue in-
novative Baustoffe, Geother-
mie und Photovoltaik, elektri-
sche und thermische Speicher 
zum Einsatz. Die mehrjährige 
wissenschaftliche Begleitung 
führte zur weiteren Optimie-
rung des Gebäudes. DK

Ostbayern räumt Bayerische 
Klimaschutzpreise ab

Auf der Nürnberger Kaiserburg hat Bayerns Umweltminister Thorsten 
Glauber die diesjährigen Klimaschutzpreise verliehen. Alle Preisträger 
kommen heuer aus ostbayerischen Regionen. Für ihre Arbeit im Sinne 
des Umwelt- und Klimaschutzes wurden der Jugendrat Viechtach und 
der Verein Char2Cool aus Reisbach in Niederbayern sowie die ober-
pfälzische Benediktinerabtei Plankstetten ausgezeichnet. Der Bayeri-
sche Klimaschutzpreis ist insgesamt mit 15.000 Euro dotiert.

Der Jugendrat Viechtach (Land-
kreis Regen) besteht aus elf ge-
wählten Jugendlichen zwischen 
14 und 21 Jahren. Gemeinsam 
haben sie 2021 die Fahrrad-Kam-
pagne #VitRadelt ins Leben geru-
fen und sich zum Ziel gesetzt, mit 
einer Reihe von Aktionen und 
Veranstaltungen das Rad nicht 
nur als Freizeitaktivität, sondern 
als nachhaltiges Verkehrsmit-
tel im Bayerischen Wald zu stär-
ken. Dabei adressieren und ver-
bessern sie vor allem die bisher 
nicht ausreichend ausgebaute 
Infrastruktur für Fahrradfahren-
de in Viechtach und Umgebung 
und sensibilisieren ihre Mitmen-
schen. Der Jugendrat ist eine eta-
blierte Institution in Viechtach 
und bringt dort allen Generatio-
nen den Themenkomplex Klima-
schutz ohne erhobenen Zeige-
finger und mit tief verwurzelter 
Überzeugung näher.

Der Verein Char2Cool e.V. aus 
Reisbach (Landkreis Dingolfing- 
Landau) wurde von einem nie-
derbayerischen Vater-Tochter- 
Gespann gegründet und be-
gegnet der Aufgabe des Klima-
schutzes sehr vielseitig. Das Ab-
fischen der invasiven Wasser- 

hyazinthen, die Verkohlung zur 
Pflanzenkohle sowie die Kompos-
tierung und Aufbringung auf land-
wirtschaftlichen Böden verbindet 
die Themen Ökosystemschutz, 
regionale Wertschöpfung, Bo-
den- und Klimaschutz. Char2Cool 
zeichnet sich durch ein hohes En-
gagement, Innovation und eine 
Mentalität des Zupackens aus.

Leuchtturm-Projekt

Der Grundsatz des Benedik-
tinerklosters Plankstetten „Le-
ben und Wirtschaften im Ein-
klang mit der Schöpfung“ zeigt 
sich auch im Neubau des drei-
geschossigen Holz-Stroh-Hau-
ses St. Wunibald, dem größten 
holzgedämmten Gebäude Süd-
deutschlands. Das Mehrzweck-
gebäude für Kindergarten, Bü-
ros und Seminargäste im Land-
kreis Neumarkt gilt als Leucht-
turm-Projekt für ökologisches 
Bauen, regionale Ressourcen-
nutzung und Energieeinsparung. 
Die Abtei berät und unterstützt 
mittlerweile andere Projekte,  
die ähnliche Pläne verfolgen 
und vor ähnlichen Herausforde-
rungen stehen. DK
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BayernLabo – Kommunalkredit- und Förderbank des Freistaats Bayern
Mit Zinsbindungen bis zu 30 Jahren im klassischen Kommunalkredit sowie mit 

speziellen Förderkrediten unterstützen wir Investitionen in die Sicherheit Ihrer 

Kommune, von Feuerwehr bis Hochwasser schutz.  

Mehr erfahren unter www.bayernlabo.de
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Landesverbandsversammlung des LFV Bayern:

Zukunftsaufgaben im Visier
Große Resonanz: Rund 400 Feuerwehrführungskräfte aus dem ge-
samten Freistaat und zahlreiche Gäste aus Wirtschaft und Politik 
nahmen an der 29. Landesverbandsversammlung des LFV Bayern in 
Obertraubling teil. Die Versammlung stand ganz im Zeichen der Di-
gitalisierung, Anerkennungskultur und Weiterentwicklung des Ka-
tastrophenschutzes, insbesondere der Unterzeichnung der Koope-
rationsvereinbarung zwischen Freistaat Bayern und LFV Bayern. In 
guter Tradition eröffnete Innenminister Joachim Herrmann zudem 
die Feuerwehraktionswoche 2022.

In seiner Grundsatzrede hob 
der Vorsitzende des Landesfeu-
erwehrverbands Bayern, Johann 
Eitzenberger, die Rolle der Feuer-
wehren im Katastrophenschutz 
hervor: „Egal, ob Katastrophen, 
Zivil- oder Bevölkerungsschutz: 
Unsere Feuerwehren sind mit 
rund 7.700 Standorten in Bayern 
und über 330.000 Aktiven hier an 
erster Stelle! Wer, wenn nicht die 
Feuerwehren, betreibt denn täg-
lich Bevölkerungsschutz?“, so Eit-
zenberger.

Die Feuerwehren seien des-
halb grundsätzlich, egal auf wel-
cher Ebene, bei allen Fragen und 
Angelegenheiten zur Weiterent-
wicklung des Katastrophenschut-
zes zu beteiligen. Als Repräsen-
tant aller bayerischen Feuerweh-
ren müsse der LFV Bayern hier 
künftig verstärkt einsatzunter-
stützende Funktionen überneh-
men. Angesichts zunehmender 
Großschadenslagen und Kata- 
strophen mit dynamischen Lage-

entwicklungen sei die Weiterent-
wicklung des Katastrophenschut-
zes die vornehmste Aufgabe aller 
verantwortlichen Feuerwehrfüh-
rungskräfte.

Vor diesem Hintergrund unter-
zeichneten der LFV Bayern-Vor-
sitzende und Innenminister Herr-
mann eine wegweisende Koope-
rationsvereinbarung zwischen 
dem Bayerischen Staatsministeri-
um des Innern, für Sport und In-
tegration als oberster Katastro- 
phenschutzbehörde und dem 
Landesfeuerwehrverband Bay-
ern. Mit der Vereinbarung be-
kennt sich der Freistaat Bayern zu 
einer noch intensiveren Zusam-
menarbeit mit den kommunalen 
Feuerwehren und dem LFV Bay-
ern im Katastrophenschutz.

Das Kooperationspapier zielt 
insbesondere auf die Etablierung 
einer noch schnelleren und effi-
zienteren Kommunikation und 
Koordination der Einsatzkräfte 
bei Katastrophen und Großscha-

denslagen. Das umfangreiche 
Fachwissen der jeweiligen Feuer-
wehrführungskräfte kann durch 
die frühzeitige Einbindung in Ka-
tastrophenlagen noch schneller 
zur Bewältigung solcher Extrem-
lagen und damit zum Schutz der 
Bevölkerung herangezogen wer-
den. Dies gilt vor allem bei über-
regionaler und länderübergrei-
fender Hilfe.

Feuerwehrrente

Ein weiteres zentrales Thema 
der Verbandsversammlung war 
die Anerkennungskultur des Eh-
renamtes Feuerwehr. Auch wenn 
vieles in den vergangenen Jahren 
auf den Weg gebracht worden 
sei, reiche dies angesichts der 
Dienstpflichten und nicht unwe-
sentlichen Einschränkungen der 
persönlichen Lebensumstände, 
die die Ehrenamtlichen zur Erfül-
lung dieser kommunalen Pflicht-
aufgabe in Kauf nehmen, nicht 
aus, betonte Eitzenberger. Als ei-
ne sinnvolle und nachhaltige An-
erkennung erachtet der LFV Bay-
ern die sogenannte Feuerwehr-
rente, für die bereits eine Rechts-
grundlage besteht. Vorreiter ist 
hier Aschaffenburg, die als ers-
te Stadt im Freistaat bereits vor 
einer bayernweiten Regelung 
durch einen einstimmigen Stadt-

ratsbeschluss die Feuerwehrren-
te eingeführt hat.

Digitalisierung

Ein wichtiges Thema der nächs-
ten Jahre stellt die Digitalisierung 
im Feuerwehrwesen dar. Exem-
plarisch nannte Eitzenberger die 
Anmelde- und Verwaltungsver-
fahren für die Staatlichen Feu-
erwehrschulen, den digitalen 
Feuerwehrdienstausweis, die 
Verwaltung in den Feuerwehr-
vereinen und der Öffentlichen 
Einrichtung Feuerwehr, sowie die 
Vereinheitlichung und Zusam-
menführung bereits bestehen-
der Lösungen, auch im Hinblick 
auf das Einsatz- und Berichtsma-
nagement.

„Eine weitreichende Wirkung 
versprechen wir uns auch von 
der Überarbeitung der Alarmie-
rungsbekanntmachung“, erklär-
te der Verbandschef. In die mög-
lichen Änderungsplanungen war 
der LFV Bayern frühzeitig mit-
einbezogen worden. Ziel der Än-
derungen sei es, eine schlankere 
und dadurch schnellere und ef-
fektivere Alarmierung zu erzie-
len.

Abschließend hob Eitzenber-
ger die hervorragende Zusam-
menarbeit zwischen Freistaat 
Bayern und LFV Bayern in vie-
len Bereichen hervor. Beispiel-
haft nannte er die wichtige Real- 
brandausbildung der Atem-
schutzgeräteträger, die der Frei-
staat für die nächsten vier Jah-
re mit insgesamt 1,3 Mio. Euro 
fördert. Auch verwies er auf die 
jährliche Kampagnen-Förderung 
zur Mitgliederwerbung für die 
bayerischen Feuerwehren in Hö-
he von 275.000 Euro.

„Unsere Feuerwehren sind für 
die Gefahrenabwehr und den 
Katastrophenschutz die bedeu-
tendste Ressource auf kommu-

Innenminister Joachim Hermann und LFV-Vorsitzender Johann Eitzen-
berger unterzeichnen die Kooperationsvereinbarung zum Katastro-
phenschutz. Bild: LfV Bayern

naler Ebene“, bekräftigte Staats-
minister Herrmann. Möglichst 
noch im Herbst sollen die Eck-
punkte des Konzepts Katastro-
phenschutz Bayern 2025 gemein-
sam mit allen beteiligten Akteu-
ren erarbeitet werden. Der Frei-
staat setze auch alles daran, dass 
die Einsatzkräfte beste Bedingun-
gen haben. So habe sich die Aus-
bildung an den Feuerwehrschu-
len dank der kräftigen finanziel-
len Investitionen des Freistaats 
enorm fortentwickelt. Dies gel-
te sowohl für den baulichen und 
personellen Ausbau als auch für 
die Ausweitung des Lehrgangsan-
gebots. „Die Zahl der angebote-
nen Lehrgangsplätze ist von rund 
10.000 im Jahr 2010 auf über 
15.000 im Vor-Corona Jahr 2019 
gestiegen und wird 2023 noch 
einmal weiter zulegen“, berichte-
te Herrmann.

Insgesamt ist es dem Minister 
ein wichtiges Anliegen, den ho-
hen Standard bei der Ausrüstung 
der Feuerwehren zu verbessen: 
„Allein in den letzten fünf Jah-
ren haben wir mehr als 253 Mil-
lionen Euro für die Beschaffung 
von Fahrzeugen und Geräten so-

wie den Bau von Feuerwehrhäu-
sern ausbezahlt.“ Bei der Verlän-
gerung der Feuerwehr-Zuwen-
dungsrichtlinien sei der Katalog 
der förderfähigen Fahrzeugty-
pen erweitert worden, um spe-
ziell Mobilität und Schlagkraft 
kleinerer Feuerwehren zu stär-
ken. „Wir wollen die Gemein-
den und ihre Feuerwehren aber 
auch bei der herausfordernden 
Zukunftsaufgabe der Mitglieder-
gewinnung unterstützen“, mach-
te Herrmann deutlich. Hierzu ha-
be das Innenministerium 2021 
ein Forschungsprojekt mit der 
TH Nürnberg gestartet. Wesent-
licher Baustein ist eine Umfrage 
bei allen aktiven Feuerwehrmän-
nern und -frauen.

Im Rahmen der Veranstaltung 
eröffnete der Minister auch die 
diesjährige bayerische Feuer-
wehr-Aktionswoche unter dem 
Motto „Helfen ist Trumpf – Tag 
und Nacht!“. Mit ihr startete 
die Kampagne zur Mitglieder- 
und Nachwuchsgewinnung für 
die bayerischen Feuerwehren, 
die vom Innenministerium seit 
Jahren erfolgreich unterstützt 
wird.  DK

Lebensmittel-Notfall-Versorgung durch öffentlich-private Synergien: 

Forschungsprojekt stellt Leitfaden 
für Behörden zur Verfügung

Daten austauschen, Reserven dezentralisieren, Supermärkte ins 
Boot holen und einen gemeinsamen öffentlich-privaten Arbeits-
kreis einrichten: Ein Forschungsprojekt der Technischen Universi-
täten in Freiberg, Dresden und Karlsruhe sowie der Logistikbera-
tung 4flow AG untersuchte, wie Behörden und Unternehmen in 
Krisenfällen effektiver zusammenarbeiten können, um die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Lebensmitteln sicherzustellen. Ihre 
Ergebnisse stellen die Forschenden nun als Leitfaden interessier-
ten Behörden zur Verfügung.

Stromausfall, Naturkatastro-
phe oder Pandemie: In einer aku-
ten Krise kommt es bei der Ver-
sorgung der Bevölkerung mit 
Trinkwasser, Lebensmitteln und 
Medikamenten vor allem auf ei-
ne sichere und effiziente Logis-
tik an. Das bisherige Konzept für 
die Ernährungsnotfallvorsorge 
stammt aus den 1960er Jahren 
und sieht zentrale staatlich ver-
waltete Lager für haltbare Grund-
nahrungsmittel vor. Eine Ko-
operation zwischen öffentlicher 
Hand und privaten Firmen ist da-
rin bisher nicht vorgesehen.

„Dabei könnte so eine Zu-
sammenarbeit im Krisenfall der 
Schlüssel zu flexibleren und ef-
fektiveren Logistikketten sein“, 
sagt Prof. Marcus Wiens von der 
TU Bergakademie Freiberg. „Tei-
len private Akteure, insbeson-
dere Supermärkte, ihre tagesak-
tuellen Verkaufs- und Nachfra-
ge-Statistiken mit den Behörden 

können diese schneller reagie-
ren, Störungen frühzeitig erken-
nen und damit Bedarfe der Bevöl-
kerung besser decken. Würde zur 
Verteilung der Lebensmittel au-
ßerdem das erprobte Lager- und 
Filialnetz genutzt werden, kä-
men die benötigten Güter näher 
an die Menschen“, so der Profes-
sor für Innovations- und Risiko-
management. „Über IT-Schnitt-
stellen hätten Behörden im Not-
fall Zugang zu diesen Daten sowie 
zu privaten Supermarkt-Lagern.“

Logistikketten  
werden simuliert

Zu den Ergebnissen gelangte 
das Team mithilfe der Spieltheo-
rie, dem Ansatz der logistischen 
Optimierung, rechtswissenschaft-
lichen Analysen sowie Befragun-
gen von interessierten Super-
märkten und Behörden. „Wir un-
tersuchten unter anderem, wie 

die Interessen privater und öf-
fentlicher Akteure bestmöglich 
berücksichtigt werden können. 
Die Forschungsmethoden erlau-
ben es außerdem, Modelle für 
robustere Logistikketten sowie 
Ansätze zur optimierten Vertei-
lung der Lebensmittel im Krisen-
fall zu entwickeln“, erklärt Prof. 
Marcus Wiens.

Empfehlung

Die Empfehlung der Forschen-
den: Ein ständiger Arbeitskreis 
aus öffentlichen und privaten Ak-
teuren, in dem sie regelmäßig 
Know-how und Erfahrungen mit 
neuen Risikolagen austauschen 
und für die Weiterentwicklung 
der Ernährungsnotfallvorsorge 
nutzen. Die Ergebnisse stellt das 
Team nun Politik, Wirtschaft und 
Verwaltung in einem Leitfaden 
zur Verfügung (https://www.no-
lan-sifo.de/brochures.html).

Ziel des Projekts „Skalierbare 
Notfall-Logistik für urbane Räu-
me als öffentlich-private Part-
nerschaft im Katastrophenfall“ 
(NOLAN) ist es, ein ganzheitli-
ches Konzept einer Notfalllogistik 
zu entwickeln. Durch die Zusam-
menarbeit von Behörden und pri-
vaten Unternehmen soll sowohl 
die Grundversorgung der Bevöl-
kerung als auch der Informati-
onsfluss zwischen den Akteu-
ren sichergestellt werden. Paral-
lel werden Rahmenbedingungen 
für eine Krisenkooperation zwi-
schen Behörden und Unterneh-
men erarbeitet und hinsichtlich 
ihrer juristischen Ausgestaltung 
und Umsetzbarkeit geprüft. Ne-
ben der TU Bergakademie Frei-
berg sind die Technischen Uni-
versitäten in Dresden und Karls-
ruhe, die 4flow AG sowie weitere 
assoziierte Partner beteiligt. Die-
se sind: Nestlé Deutschland AG, 
Bundesanstalt für Landwirtschaft 
und Ernährung, Ministerium für 
Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz Baden-Württemberg, 
das Regierungspräsidium Stutt-
gart (Katastrophenschutz), Land-
ratsamt Ludwigsburg (Infrastruk-
tur und Katastrophenschutz), die 
Spedition Ansorge GmbH & Co. 
KG, die Beratungsfirma Deloitte 
sowie der Bundesverband zum 
Schutz Kritischer Infrastrukturen 
(BSKI).  r

Ehrenamtskampagne  
#MehrAlsPflicht gestartet

Innenminister Joachim Herrmann hat gemeinsam mit den bay-
erischen Hilfsorganisationen die Kampagne #MehrAlsPflicht 
des Helfernetzes Bayern in Erlangen gestartet: „Ein großarti-
ges Projekt, um nachhaltig unser sicherheitsrelevantes Ehren-
amt in Bay ern zu stärken”, lobte Herrmann die großflächige 
Aktion mit mehr als 900 Plakaten und digitalen Werbeflächen. 

Wichtig sei es, mit neuen Ideen für diese wertvolle Arbeit zu 
sensibilisieren. Hier setze die Kampagne an, um möglichst vie-
le Bürgerinnen und Bürger anzusprechen und vor allem bei jun-
gen Leuten das Interesse zu wecken und zu begeistern. „Das 
Helfernetz Bayern greift hiermit ein Herzensanliegen der Staats-
regierung auf. Darum fördern wir das Projekt auch jährlich mit 
90.000 Euro“, betonte Herrmann.

Das Helfernetz Bayern wurde 2014 von den sieben Hilfs- und 
Einsatzorganisationen in Bayern ins Leben gerufen: Der Ar-
beiter-Samariter-Bund, das Bayerische Rote Kreuz, die Deut-
sche-Lebens-Rettungs-Gesellschaft, die Johanniter-Unfallhilfe, 
der Malteser Hilfsdienst, das Technische Hilfswerk und das Me-
dizinische Katastrophenhilfswerk. 

Kontakt und Informationen:
https://www.helfernetz.bayern/startseite.html  r

https://bayernlabo.de/
https://www.nolan-sifo.de/brochures.html
https://www.nolan-sifo.de/brochures.html
https://www.helfernetz.bayern/startseite.html
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Kommunaler Hochwasserschutz profitiert 
von Unipers Westfeld-Rekultivierung

Kommunaler Hochwasserschutz ist existenziell für das Wohl und 
Wehe einer Gemeinde. So auch in Wackersdorf: Die Gemeinde in-
vestiert daher systematisch in den kommunalen Hochwasserschutz. 
Schwandorfs Landrat Thomas Ebeling und die beiden Ersten Bür-
germeister von Wackersdorf, Thomas Falter, und Steinberg am See, 
Harald Bemmerl, überzeugten sich vor Ort auf dem rekultivierten 
Westfeldgelände der Firma Uniper: Dort war ein wichtiges Teilstück 
der neuen Hochwasserableitung für Wackersdorf im Zuge der Arbei-
ten zum Gesamtabschluss der Rekultivierung fertiggestellt worden.

Die Zusammenarbeit von Uni-
per und der Verwaltungsgemein-
schaft Wackersdorf bot sich an, 
da Uniper auf seinem Westfeld-
gelände einen alten Grubenwas-
sergraben wieder reaktivieren 
und Platz für zusätzliche Regen-
rückhaltebecken zur Verfügung 
stellen konnte.

So entstand im Zuge der Bau-
maßnahmen für den letzten Re-
kultivierungsabschnitt im West-
feld auf 400 Meter Länge ein 
bis zu zwei Meter breiter und 
50 Zentimeter tiefer Hochwas-
servorfluter als weitgehend of-
fenes und naturnahes Gewäs-
ser mit zwei offenen Regenrück-
haltebecken im Westfeld und ei-
nem weiteren außerhalb des 
Westfelds. Wie schon bei vor-
angegangenen Rekultivierungs-
maßnahmen von Uniper sind die 
drei Sammelbecken so angelegt, 
dass sie sich als Biotope entwi-
ckeln können. Zielführend mün-
det der neue Hochwasserabfluss 
im hochwertigen Naturschutzge-
biet des Hirtlohweihers, der über 
diese Maßnahme zusätzlich drin-
gend benötigtes Frischwasser ge-
gen die drohende Austrocknung 
durch die Klimaveränderungen 
bekommt.

Der anfallende Aushub konnte 
zur Modellierung der neuen Hü-
gellandschaft im Westfeld ver-
wendet werden.

Baumaßnahmen vorzeitig 
und im Budget fertiggestellt

Alle Beteiligten zeigten sich 
über den Verlauf der Baumaß-
nahmen auf dem Westfeld hoch 
zufrieden. Nach nur 16 Mona-
ten (inklusive der Wintermona-
te) Bauzeit endeten die Rekul-
tivierungsarbeiten von Uniper 
im letzten Bauabschnitt 03 des 
Westfeldgeländes vorzeitig An-
fang August und voll im geplan-
ten Budget. Das erfolgreiche Pro-
jektende fasste Dr. Arne Bayer, 
Leiter der Standortentwicklung 
bei Uniper, so zusammen: Uniper 
sehe die rund 55 Millionen Euro, 
die die Rekultivierung des insge-
samt 80 Hektar großen Westfelds 
in den vergangenen 13 Jahren ge-
kostet habe, als sehr gut ange-
legt. Die Maßnahmen werden 
einen nachhaltigen und spürba-
ren Mehrwert für die Oberpfalz 
schaffen, denn die Region habe 
dadurch neue, ökologisch wert-
volle Flächen erhalten.

Andreas Stake, Leiter des Uni-
per-Standorts Wackersdorf, er-
gänzte, dass jahreszeitlich be-
dingt die neu entstandene 30 
Hektar große Hügellandschaft 
in der Südhälfte des Westfelds 
dieser Tage durch eine regio-
nale Gartenbaufirma per Nass-
spritz-Begrünung noch das 
„Sahnehäubchen“ in Form ei-
ner Saatgutmischung erhalten 
habe. Auf die Rekultivierungs-
schicht seien pro Quadratmeter 
bis zu 155 Gramm einer homo-
genen Nass-Ansaat-Emulsion ge-
spritzt worden. Das Saatgutge-
misch aus Kräutern, Winterrog-
gen, Dünger-, Bodenhilfs- und 
Bodenverbesserungsstoffen ent-
spricht den naturschutzfachlich 
festgelegten Bestimmungen zur 
extensiven Bewirtschaftung und 
schafft neben den zahlreichen 
neuen Totholz- und Steinbio-
topen neue Lebensräume für die 
regionale Flora und Fauna.

Schwandorfs Landrat Thomas 
Ebeling zeigte sich sehr zufrieden 
mit dem Erreichten. Der Land-
kreis als zuständige Genehmi-
gungsbehörde wertet das Ende 

der jahrelangen Rekultivierungs-
arbeiten von Uniper auf dem 
Westfeld als Einlösung seines 
Versprechens, aus einem ehema-
ligen Kohleumschlagplatz und ei-
ner bisher unzugänglichen, mit 
Asche- und Abraumablagerun-
gen durchsetzten Industriebra-
che neue, teilweise dem Natur-
schutz dienende Flächen zu mo-
dellieren.

Wie eine mögliche Nachfolge-
nutzung des Westfelds aussehen 
könnte, sei Gegenstand umfang-
reicher Gespräche, sorgfältiger 
Abwägungen und abhängig von 
den Beschlüssen der politischen 
kommunalen Gremien, betonten 
die Bürgermeister der beiden be-
troffenen Gemeinden Wackers-
dorf und Steinberg am See. Es ge-
be auf dem Areal Chancen und 
Risiken, die sehr genau bewer-
tet werden müssten, kommen-
tierte Wackersdorfs Bürgermeis-
ter Thomas Falter. Sein Steinber-
ger Amtskollege Harald Bemmerl 
erklärte, dass die Diskussionen 
über eine Nachfolgenutzung 
durch die beiden Kommunen in 
naher Zukunft mit Uniper ergeb-
nisoffen geführt würden.

Zeigten sich über die erfolgreichen Baumaßnahmen von Uniper für 
den kommunalen Hochwasserschutz von Wackersdorf und den Ge-
samtabschluss der Rekultivierung des Westfelds (im Hintergrund) sehr 
zufrieden (v.l.): Thomas Ebeling, Landrat des Landkreises Schwandorf, 
Dr. Arne Bayer, Leiter Standortentwicklung bei Uniper, Andreas Sta-
ke, Leiter des Uniper-Standorts Wackersdorf, Thomas Falter, Erster 
Bürgermeister der Gemeinde Wackersdorf, Harald Bemmerl, Erster 
Bürgermeister der Gemeinde Steinberg am See, Dr. Matthias Alte, Ge-
schäftsführer BASE Technologies, Uwe Knutzen, Bauamtsleiter der VG 
Wackersdorf.  Bild: Jan Kiver

Wirtschaftlich und logistisch 
sinnvoll

Nicht verhehlen wollte Falter, 
dass Wackersdorf bereits jetzt 
schon direkt von der Rekultivie-
rung des Westfelds profitiert ha-
be, denn die „Baustelle in der 
Baustelle“ innerhalb der großen 
Rekultivierungsmaßnahme habe 
für die Gemeinde vor allem wirt-
schaftlich, aber auch logistisch 
einfach Sinn gemacht. Die Ge-
meinde habe für ihren zukunfts-
sicheren Hochwasserschutz ge-
schätzt einen niedrigen sechs-
stelligen Eurobetrag einsparen 
können. Dadurch habe sich der fi-
nanzielle Aufwand der Gemeinde 
für diesen ersten, insbesondere 
für den Bauhof wichtigen Hoch-
wasserschutz-Abschnitt auf rund 
925.000 Euro beschränkt. Das sei 
durch die mustergültige Zusam-
menarbeit zwischen Unterneh-
men und Gemeinde gelungen, 
lobte Falter.

Stake ergänzte dazu, dass sich 
Uniper und die Region aus Sicht 
des Unternehmens in einem en-
gen partnerschaftlichen Verhält-
nis befinden und Uniper sehr 
gern dazu beitragen werde, sich 
gegenseitig zu unterstützen und 
auf nachhaltige Ergebnisse set-
zen. Stake betonte besonders, 
dass es erklärtes Ziel der auf-
wendigen Rekultivierungsarbei-
ten von Uniper auf dem West-
feld gewesen sei, der Region und 
den dort lebenden Menschen auf 
Dauer gesicherte und nutzba-
re Flächen zurückzugeben. Alle 
Maßnahmen seien kontinuierlich 
von den Genehmigungsbehör-
den und unabhängigen Gutach-
tern begleitet und geprüft wor-
den.  (JK)

Blick auf das so weit wie möglich naturgerecht gestaltete zweite 
Hochwasserrückhaltebecken für den neuen Hochwasserschutzablauf 
der Gemeinde Wackersdorf im rekultivierten Westfeldgelände von 
Uniper.  Bild: Jan Kiver

Metropolregion Nürnberg:

Krisenfeste Ernährungswirtschaft
Beteiligungsprozess „Heimat für Regionalprodukte“ bringt Akteure  

aus Land- und Ernährungswirtschaft – vom Erzeugerbetrieb bis zur Politik – zusammen 
Gemeinsam sollen Projekte entwickelt werden und Grundlagen für 
die Bewerbung als Welt-Agrarkulturerbe gelegt werden. Landwirt-
schaft, Weinbau oder Fischzucht – die Ernährungswirtschaft in der 
Metropolregion Nürnberg ist eine ökonomisch hoch relevante Bran-
che, in der über 100.000 Menschen beschäftigt sind. Das sind mehr 
als fünf Prozent der Gesamtbeschäftigten. Rund 50 Prozent der Flä-
che der Metropolregion wird landwirtschaftlich genutzt. Die Region 
hat ein reiches Angebot an regionalen Lebensmitteln und profiliert 
sich durch eine große Vielfalt an Spezialitäten. 

Dieses regionale Ernährungs-
system steht allerdings unter 
Druck: Felder, Wiesen und Wäl-
der schrumpfen jährlich um 1.400 
Hektar, das entspricht knapp 
2.000 Fußballfeldern. Rund 1.000 
Landwirtinnen und Landwirte ge-
ben pro Jahr ihre Höfe und Felder 
auf – überwiegend in landschaft-
lich besonders attraktiven Regi-
onen, haben Wissenschaftler im 
Bundesforschungsprojekt „Re-
gionalproduktspezifisches Land-
management in Stadt-Land-Part-
nerschaften am Beispiel der Met-
ropolregion Nürnberg“ (ReProLa) 
herausgefunden. 

Ernährungssouveränität  
gefährdet

Damit ist die Ernährungssou-
veränität gefährdet, also die freie 
Wahl der Bürger zwischen regi-
onalen und globalen Lebensmit-
teln. Zudem gewinnt das Thema 
Ernährungssicherheit an Bedeu-
tung. „Wir müssen uns klarma-
chen, was der Verlust von Land-
wirtschaftsfläche bedeutet. Wir 
brauchen eine Kehrtwende hin 
zur mehr Wertschätzung für regi-
onal erzeugte Produkte und das 
Bewusstsein, dass wir ohne Flä-
chen keine regionalen Produkte 
erzeugen können. Dabei zeigt uns 
doch die aktuelle Situation der 
gestiegenen Lebensmittelprei-
se und der Lieferengpässe, wie 
wichtig eine gesicherte regiona-
le Lebensmittelversorgung ist“, 
sagt Dr. Hermann Ulm, Landrat 
des Landkreises Forchheim und 
Sprecher des Projekts ReProLa.

Wie lässt sich die Wertschöp-
fung von regional erzeugten Pro-
dukten steigern, den damit ver-
bundenen Bestand an landwirt-

schaftlichen Flächen für die Her-
stellung von Regionalprodukten 
dauerhaft sichern und damit ei-
nen Beitrag zur Ernährungssou-
veränität leisten? Im Forschungs-
projekt ReProLa erarbeiteten 
WissenschaftlerInnen gemein-
sam mit den regionalen Akteu-
ren das Konzept „Metropolregi-
on Nürnberg als Heimat für Re-
gionalprodukte“ mit Maßnah-
men und Projektideen im Bereich 
Wertschöpfung und Flächener-
halt. Der Rat der Metropolregi-
on mit 57 (Ober-)Bürgermeistern 
und (Ober-)Bürgermeisterinnen, 
Landrätinnen und Landräten hat 
das Konzept im Juli 2021 einstim-
mig verabschiedet. 

Unterstützung erhofft sich die 
Metropolregion dabei vom Bay-
erischen Staatsministerium für 
Landwirtschaft, Ernährung und 
Forsten. „Wir unterstützen die 
Bemühungen der Metropolre-
gion Nürnberg für mehr Wert-
schätzung für regional erzeug-
te Produkte und wir sehen gro-
ße Anknüpfungspunkte bei 
den Handlungsfeldern im Kon-
zept ‚Heimat für Regionalpro-
dukte‘. Die Umsetzung des Kon-
zepts wird eine große Chance für 
die Metropolregion sein, sich als 
Modellregion für eine nachhalti-
ge, resiliente und zukunftsfähige 
Land- und Ernährungswirtschaft 
in Position zu bringen“, sagt Amt-
schef Hubert Bittlmayer.

Wie gelingt die Umsetzung 
in die Praxis?

Dafür sieht die Region einen 
breiten Beteiligungsprozess der 
regionalen Akteure vor: „Dabei 
sind wir auf das Wissen und die 
Erfahrung derjenigen angewie-

sen, die schon seit Jahren in Stadt 
und Land auf diesem Gebiet aktiv 
sind. In einem breit angelegten 
Beteiligungsprozess bringen wir 
nun relevante Akteure – Erzeuger- 
Innen, weiterverarbeitende Be-
triebe, Handel, Gastronomie, Po-
litik und Verwaltung – zusammen 
und gestalten damit gemeinsam 
den notwendigen Wandel in der 
Metropolregion mit“, sagt Jo-
seph Bühler von der Regional-
entwicklungsagentur neuland+, 
die mit der Organisation des Pro-
zesses beauftragt wurde. Bei der 
Auftaktveranstaltung im Kloster 
Plankstetten kamen gut 110 Ak-
teure erstmalig zusammen und 
brachten ihre Leidenschaft, ihre 
Erfahrungen und ihre Ideen ein.

Praktische Umsetzungspro-
jekte laufen im Übrigen bereits: 
Gut 700.000 Euro stehen für die 

Sprachen über die Zukunft von regionalen Produkten bei der Konferenz „Heimat für Regionalprodukte“ 
(v.l.): Philipp Hertwig (Landschaftspflegeverband Mittelfranken), Claudia Schreiber (Bundesverband der 
Regionalbewegung e.V., Umsetzungsprojekt Transportkooperationen), Norbert Metz (Landschaftspflege-
verband Mittelfranken, Umsetzungsprojekt Streuobst), Josef Harasser (CENTOURIS Universität Passau), 
Dr. Kerstin Engelhardt-Blum (Regierungspräsidentin Mittelfranken), Martin Schüßler (Stellv. Referatsleiter 
von Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten), Josef Bühler (Geschäfts-
führer von neuland+), Carola Wilhelm (Projektpartnerin ReProLa an der Friedrich-Alexander-Universität 
Erlangen-Nürnberg, Umsetzungsprojekt Begehbare Wertschöpfungsketten), Prof. Dr. Tobias Chilla (Fried-
rich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, Umsetzungsprojekt Begehbare Wertschöpfungsketten), 
Dr. Christa Standecker (Geschäftsführerin Metropolregion Nürnberg), Hubert Bittlmayer (Amtschef des 
Bayerischen Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten), Dr. Hermann Ulm (Landrat 
Landkreis Forchheim und Sprecher des Projekts „ReProLa“), Dr. Andrea Früh-Müller (Forschungsgruppe 
Agrar- und Regionalentwicklung Triesdorf, Umsetzungsprojekt Kommunales Flächenmanagement), Wolf-
gang Neukirchner (Behördenleiter des Amtes für Ländliche Entwicklung Mittelfranken).  Bild: neuland+

Umsetzung aus Fördermitteln 
des Bundesforschungsministeri-
ums zur Verfügung. Dazu gehört 
das Projekt Streuobst, in dem 
sich fünf Vermarktungsinitiativen 
aus der Region unter dem Label 
„Streuobstwiesenliebe“ zusam-
mengetan haben und gemeinsam 
neue Märkte erschließen. Eine 
neue Logistikplattform Regiothek 
ist im Aufbau zur Bündelung von 
Transportaktivitäten und CO2-Re-
duktion beim Transport von Regi-
onalprodukten. Zur Bewusstseins-
bildung entstehen begeh- und be-
greifbare Wertschöpfungsket-
ten wie etwa zur Kirsche sowie 
zu Roggen und Brot in der Frän-
kischen Schweiz. Schließlich wer-
den Handlungsempfehlungen zur 
Außenentwicklung von Kommu-
nen im Bereich Landwirtschafts-
flächen erarbeitet und in einer 

Konferenz mit Kommunen aus 
der Metropolregion im Sommer 
nächsten Jahres präsentiert.

Durch den Beteiligungspro-
zess nimmt auch die Bewerbung 
der Metropolregion als Welt- 
Agrarkulturerbe weiter Form an: 
Der Beteiligungsprozess und der 
entstehende mittelfristige Akti-
onsplan werden ein Teil der Be-
werbung sein. „Mit der Bewer-
bung werden wir die positi-
ve Aufbruchsstimmung, die be-
reits durch das Konzept ‚Heimat 
für Regionalprodukte‘ spürbar 
ist, noch weiter verstärken. Die 
Bewerbung wird außerdem das 
Image der Metropolregion als 
Region mit hoher Lebensquali-
tät und Ort der Zukunft festigen“, 
sagt Dr. Christa Standecker, Ge-
schäftsführerin der Metropolregi-
on Nürnberg.  r

64 Katastrophenschutzfahrzeuge 
übergeben

Bayerns Innenminister Joachim Herrmann hat gemeinsam mit 
dem Präsidenten des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe (BBK), Ralph Tiesler, 64 Fahrzeuge des 
Katastrophenschutzes an Einsatzkräfte der freiwilligen Hilfs-
organisationen, der Feuerwehren und des Technischen Hilfs-
werks (THW) übergeben. „Allein 53 Fahrzeuge mit einem 
Volumen von mehr als 6,4 Millionen Euro und somit den Lö-
wenanteil finanziert der Freistaat Bayern“, erklärte Herrmann 
in Erlangen. Der Minister versicherte: „Wir werden auch wei-
terhin kräftig investieren, allein im laufenden Jahr stehen 21 
Millionen Euro für den Katastrophenschutz zur Verfügung.“
Herrmann dankte ausdrücklich dem Bund, der im Rahmen 
seiner Zuständigkeit und Mitverantwortung für den Bevölke-
rungsschutz auch Fahrzeuge für die bayerischen Einsatzorga-
nisationen finanziert und bereitstellt. Völlig unverständlich sei, 
dass der Bund in Anbetracht der Herausforderungen und Er-
fahrungen aus den Katastrophen der letzten beiden Jahre, den 
Rotstift beim Bevölkerungsschutz ansetzen wolle. Die im Haus-
haltsentwurf des Bundes 2023 vorgesehenen Kürzungen beim 
BBK und THW seien absolut indiskutabel.  r
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Bayerisches FachkräfteForum in Neu-Ulm:

Innovative Wege
Über alle Branchen hinweg wird der Ruf nach qualifiziertem Personal 
lauter. Viele Betriebe richten ihr Augenmerk auf die unterschiedli-
chen Potenziale und Möglichkeiten, dem eigenen Fachkräftemangel 
entgegenzuwirken. Wie man Fachkräfte mit Migrationshintergrund 
gewinnen und beschäftigen kann, darüber informierte das Bayeri-
sche FachkräfteForum in Neu-Ulm. Ziel der Veranstaltungsreihe – 
initiiert von Bayerischem Landkreistag, Migra-Net - IQ Netzwerk 
Bayern und der Bayerischen GemeindeZeitung mit freundlicher Un-
terstützung des Bayerischen Integrationsministeriums – ist es, den 
Wirtschaftsstandort Bayern nachhaltig zu sichern.

Laut Anne Güller-Frey vom 
MigraNet-IQ Netzwerk Bayern 
ist MigraNet als eines der 16 
Landesnetzwerke Teil des bun-
desweiten Förderprogramms 
„Integration durch Qualifizie-
rung (IQ)“ und vernetzt seit 
2005 relevante Organisatio-
nen, Einrichtungen, Institutio-
nen, Unternehmen und Migran-
tinnen- und Migrantenorgani-
sationen, um die Arbeitsmarkt-
integration von Menschen mit 
Migrationshintergrund in Bay-
ern nachhaltig zu verbessern. 
Die 16 Landesnetzwerke wer-
den von fünf Fachstellen beglei-
tet, die bundesweit migrations-
spezifische Themen bearbeiten. 
Im Freistaat bündelt MigraNet – 
das IQ-Netzwerk Bayern 41 Teil-

projekte mit 25 verschiedenen 
Netzwerkpartnern.

Integration in 
den Arbeitsmarkt

Von verbesserter Integration  
in den Arbeitsmarkt profi-
tieren Wirtschaft und Gesell-
schaft. MigraNet wird von vie-
len strategischen Partnern un-
terstützt, die das Potenzial von 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund als wichtigen Zukunfts-
faktor sehen. Zu den Netzwerk-
partnern zählen unter anderem 
die Bundesagentur für Arbeit, 
Arbeitgeberverbände, Bildungs-
träger, Kommunen, Kammern, 
Gewerkschaften und Migran-
tenorganisationen.

Zur Fachkräftesicherung für 
Bayern beschreitet MigraNet 
innovative Wege, zum Beispiel 
über Mentorenprogramme, Zu-
wanderungsberatung und An-
passungsqualifizierungen.

Über lokale Koordination in 
Augsburg, München und Nürn-
berg werden Beratungsangebo-
te und Modellprojekte gesteu-
ert. Sie bündeln Informationen 
aus den IQ-Handlungsfeldern, 
vernetzen Akteure auf regiona-
ler Ebene, sowie aus Landes-, 
Bundes- und EU-Ebene und ini-
tiieren entsprechende Projekte.

Fachkräftezuwanderung

Die Fachkräftezuwanderung 
aus wissenschaftlicher Sicht be-
leuchtete Tanja Fendel, IAB – In-
stitut für Arbeitsmarkt und Be-
rufsforschung. Aus ihrer Sicht 
geht das Fachkräfteeinwande-
rungsgesetz in die richtige Rich-
tung, insbesondere was die  
Öffnung des Arbeitsmarktes 
für Personen aus Drittstaaten 
mit nichtakademischer Qualifi-
kation anbelangt. Gleichwohl, 
so Fendel, sei eine substanziel-

le Erhöhung der Fachkräftezu-
wanderung nicht zu erwarten. 
Bei weiterhin 10 Prozent Er-
werbsmigration aus Drittstaa-
ten dürften sich die Qualifika-
tionsstruktur und die Arbeits-
marktchancen von Zuwande-
rern in Deutschland in Zukunft 
deutlich verschlechtern. Fen-
del zufolge muss die rechtliche 
und institutionelle Steuerung 
der Einwanderung in eine breit 
angelegte Strategie eingebun-
den sein, die neben der Rekru-
tierung auch die Integration von 
Arbeitskräften aus dem Ausland 
beinhaltet.

Das beschleunigte Verfahren 
des Fachkräfteeinwanderungs-
gesetzes erfolgreich genutzt hat 
Zahntechnik Eger in Neu-Ulm. 
Auf der Suche nach einem fähi-
gen Labormitarbeiter erreich-
te Zahntechnikermeister Egner 
eine Initiativbewerbung eines 
Kosovaren, der über eine pas-
sende Ausbildung verfügte und 
in seinem Heimatland ein zahn-
technisches Labor betrieb. Doch 
für Personen, die nicht in der Eu-
ropäischen Union beheimatet 
sind und aus sogenannten Dritt-
staaten kommen, sind die Hür-
den für eine Arbeitsaufnahme 
hoch. Deshalb wandte man sich 
an die MigraNet-Stelle der Hand-
werkskammer für Schwaben 
(HWK) und schilderte den Fall 
der HWK-Expertin Dr. Brigitte Ei-
sele. Mit deren Unterstützung 
konnte der Kosovare schließlich 
die Arbeitsstelle antreten.

Thementische sowie ein 
„Markt der Möglichkeiten“ run-
deten das Bayerische Fachkräf-
teForum ab. Dort trafen sich 
Vertreter von Firmen, Kammern 
und Behörden, um vor dem Hin-
tergrund des wachsenden Fach-
kräftemangels Chancen zur Ver-
besserung der Arbeitsmarktin-
tegration zu erörtern. DK

Bayerischer Tourismustag:

Mit Zuversicht in die Wintersaison
Optimistisch zeigten sich sowohl Vertreter der Tourismuswirtschaft 
als auch Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger beim Bayeri-
schen Tourismustag in München: „Obwohl steigende Lebensmittel-
preise und hohe Energiekosten der Tourismusbranche zu schaffen 
machen, sehe ich mit Zuversicht auf die nächsten Monate. Die Be-
triebe können sich auf eine stabile Nachfrage verlassen. Wir erwar-
ten den ersten Winter wieder ohne Corona-Beschränkungen. Und 
auch wenn viele Haushalte sparen müssen, stehen Urlaub und Frei-
zeit ganz oben auf der Wunschliste“, betonte der Staatsminister.

Nach seinen Worten ist die 
Sommersaison für den Touris-
mus sowohl in der Natur als auch 
in den Städten erfolgreich verlau-
fen. In den Monaten Juni bis Au-
gust 2022 waren 12,3 Millionen 
Menschen zu Gast im Freistaat. 
Die Zahl der Übernachtungen be-
trug 33,5 Millionen. Damit wurde 
das Niveau des Vor-Corona-Jahres 
bei der Anzahl der Übernachtun-
gen mit einem Plus von 0,1 Pro-
zent wieder erreicht, während die 
Zahl der Gäste noch 4,2 Prozent 
darunter lag. Aiwanger zeigte sich 
überzeugt, dass sich dieser Trend 
auch Richtung Weihnachten fort-
setzen werde. „Wir wollen die-
ses Jahr Weihnachten feiern, wie 
wir das immer getan haben. Das 
ist wichtig für die Volksseele. Und 
dazu gehören auch Weihnachts-
feiern und der Besuch von Weih-
nachtsmärkten.“

Auch beim Thema Beschnei-
ung von Skigebieten will der Mi-
nister keine Grundsatzdebatte  

aufkommen lassen. Ohne Be-
schneiung würden die Skisport-
ler ins Ausland fahren, was am En-
de für mehr CO2-Ausstoß sorge, 
zeigte sich Aiwanger überzeugt. 
Er appellierte an die Bürgerinnen 
und Bürger, die heimische Touris-
musbranche nach Kräften zu un-
terstützen: „Machen Sie Urlaub 
in Bayern, fahren Sie bei uns Ski 
und gehen Sie bei sich in der Regi-
on zum Essen. Das ist gelebte Soli-
darität mit den Menschen, die vor 
Ort die Wirtschaft am Laufen hal-
ten und für Arbeitsplätze sorgen. 
Hier kann jeder seinen Beitrag 
leisten, bestehende Strukturen zu 
erhalten.“

Erfreuliche Buchungslage

Von einer „aktuell sehr guten 
Buchungslage“ sprach auf dem 
Bayerischen Tourismustag un-
ter anderem der Vorstand des 
Tourismusverbandes Ostbayern,  
Michael Braun. Allerdings wür-

den Buchungen und Stornie-
rungen immer kurzfristiger, was 
Unsicherheiten für die Betriebe 
nach sich ziehe. Sie müssten vor 
allem flexibel onlinebuchbare, 
freie Kapazitäten am Markt zur 
Verfügung stellen. Von der Poli-
tik forderte Braun mehr Engage-
ment bei der Bekämpfung des 
Personalmangels in der Gastro-
nomie. Benötigt würden die Zu-
lassung flexiblerer Arbeitszeiten 
sowie mehr Arbeitsgenehmi-
gungen für zugewanderte oder 
geflüchtete Personen.

Mehrere Tourismusexperten 
informierten darüber, dass vor al-
lem wegen der höheren Energie-
kosten Hoteliers und Gastrono-
men ihre Preise „anpassen“ müss-
ten. Teurer würden zudem die Ti-
ckets für Skilifte: um rund zehn 
Prozent für die Tages- und etwa 
fünf Prozent für die Saisonkarte.

Weitreichende Maßnahmen 
zum Energiesparen hat die Zug-
spitzbahn angekündigt: Unter an-
derem wird es laut Mitteilung an 
Deutschlands höchstem Berg we-
niger Kunstschnee, keine warmen 
Sesselliftsitze, keine Heizstrahler 
an Brotzeithütten und nachts kein 
Licht an den Bergstationen mehr 
geben. Zudem sollen die Bahnen 
jenseits der Stoßzeiten langsa-
mer fahren. Bei schlechtem Wet-
ter oder unter der Woche könne 
die Geschwindigkeit um bis zu 50 
Prozent gesenkt werden, hieß es. 
Damit will das Unternehmen in 
diesem Winter rund 10 Prozent 
Energie sparen.

Wie Barbara Radomski, Ge-
schäftsführerin der Bayern Tou-
rismus Marketing GmbH, fest-
stellte, seien Lust und Zeit für 
einen Urlaub Studien zufol-
ge ausreichend vorhanden. Die 
Menschen seien erschöpft und 
sehnten sich nach einer Auszeit. 
„Dennoch werden wir uns diese 
Wintermonate auf sehr kurzfris-
tige und auch spontane Buchun-
gen einstellen müssen. Viele zö-
gern und warten ab, wie sich die 
eigene finanzielle Situation ent-
wickelt. Grundsätzlich verzichten 
wollen jedoch die wenigsten und 
reagieren eher mit Einsparungen 
beim oder im Urlaub, beispiels-
wiese bei der Unterkunft, dem 
Reiseziel oder bei der Länge der 
Urlaubsreise“, so Radomski. Wer 
genau jetzt in eine positive Kom-
munikation gegenüber poten-
ziellen Gästen investiert, habe 
somit beste Chancen, die Lust 
auf den Urlaub zu wecken und 
„Zögerer“ vom eigenen Angebot 
zu überzeugen. DK

Tourismus im September 2022 
weiter im Aufwärtstrend

Im September 2022 meldet das Bayerische Landesamt für Statistik für 
die 11 590 geöffneten Beherbergungsbetriebe Bayerns gut 3,8 Milli-
onen Gästeankünfte (+19,7 Prozent im Vergleich zum Vorjahresmo-
nat) und rund 10,0 Millionen Übernachtungen (+5,9 Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat). Die Gästezahl aus dem Inland steigt im 
September 2022 um 8,3 Prozent auf knapp 3,0 Millionen (Übernach-
tungen: -3,2 Prozent). Die Zahl der ausländischen Gäste erhöht sich 
um 95,0 Prozent auf rund 815 000 (Übernachtungen: +84,0 Prozent).

Die höchsten Zuwächse bei 
den Gästeankünften weisen un-
ter den Regierungsbezirken Bay-
erns im September 2022 Ober-
bayern mit einem Plus von 37,6 
Prozent (Übernachtungen: +18,6 
Prozent) und Mittelfranken mit 
einem Plus von 20,8 Prozent 
(Übernachtungen: +14,1 Prozent) 
im Vergleich zum Vorjahresmo-
nat auf. Die Landeshauptstadt 
München verzeichnet deutliche 
Steigerungen. Nahezu 781 000 
Gäste (+68,4 Prozent) übernach-
ten gut 1,7 Millionen Mal (+53,6 
Prozent) im September 2022 in 
einem Münchener Beherber-
gungsbetrieb. 

Seit Ausbruch der Corona-Pan-

demie fand ab dem 17. Septem-
ber 2022 erstmals wieder das 
Oktoberfest in München statt 
und sorgt vermutlich für das 
Plus. Unter den Betriebsarten 
melden für September 2022 bis 
auf die Campingplätze (Gästean-
künfte: -13,1 Prozent; Übernach-
tungen: -15,9 Prozent) alle Be-
triebsarten bei den Gästezahlen 
positive Veränderungsraten im 
Vergleich zum September 2021. 
Die Hotels garnis können hier 
mit 35,4 Prozent mehr Ankünf-
ten den größten Zuwachs verbu-
chen. Bei den Übernachtungen 
liegen die Erholungs-, Ferien-, 
und Schulungsheime mit einem 
Plus von 22,3 Prozent vorne. r

Staatsminister Thorsten Glauber:

Förderung von Naturerlebnis 
und Besucherlenkung 

wird ausgebaut
Sanften Naturtourismus stärken

Die Fördermöglichkeiten für eine naturverträgliche Besucher-
lenkung und attraktive Naturerlebnisse werden deutlich er-
weitert. Das teilte Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber 
in München mit: „Die Suche nach Schätzen der heimischen 
Natur soll noch attraktiver werden. Ziel der neuen Förderung 
ist es, den Menschen bayernweit die Natur näher zu bringen. 
Mit der Ausweitung der Fördermöglichkeiten wird der freie 
Zugang zu unseren Naturschätzen gesichert. Wir wollen den 
Trend zur Natur vor der Haustüre aktiv fördern, neue Ange-
bote schaffen und dabei sensible Arten und Lebensräume si-
chern. Insbesondere der Schutz der Moore spielt eine heraus-
ragende Rolle.“

Fördermaßnahmen individuell anpassen

Die möglichen Fördermaßnahmen können flexibel an die je-
weiligen Bedürfnisse in den Regionen angepasst werden. Sie 
reichen von Türmen zur Vogelbeobachtung an den bayerischen 
Seen, Holzbohlenwegen am Rande von Mooren oder Konzep-
ten zur Besucherlenkung und erläuternden Infotafeln. Das Um-
weltministerium stellt für das Themenfeld Besucherlenkung 
und Naturerlebnis zukünftig jährlich 10 Millionen Euro zur Ver-
fügung. Förderanträge können von Naturschutz- und Land-
schaftspflegeverbänden, Kommunen und Naturparken gestellt 
werden. Der Fördersatz beträgt im Regelfall 70 Prozent.

Schutz der Moore

Über die neue Förderrichtlinie wird auch der Schutz der 
Moore weiter gestärkt. Natürliche Moore sind Hotspots der 
Artenvielfalt und speichern in ihrem Torfkörper enorme Men-
gen Kohlenstoff. Werden Moore entwässert, wird allerdings 
der Torfboden zersetzt und klimaschädliches Kohlendioxid 
entweicht in die Atmosphäre. Deshalb sollen Moore wieder 
vernässt und hierzu Großprojekte in den Moorregionen Bay-
erns angeschoben werden, beispielsweise im Königsauer-
moos im Landkreis Dingolfing-Landau.

Grundlage für die Förderung sind die neu gefassten Land-
schaftspflege- und Naturparkrichtlinien des Umweltministeriums 
(LNPR). Weitere Informationen zu den Fördermöglichkeiten der 
LNPR sind verfügbar unter: www.stmuv.bayern.de/lnpr.htm r

https://www.bvk-zusatzversorgung.de/Produkte/Freiwillige-Versicherung-PlusPunktRente
http://www.stmuv.bayern.de/lnpr.htm
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Die Stadt Stein mit 15.193 
Einwohnern in insgesamt zehn 
Ortsteilen.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Das Amt des hauptamtlichen 
Bürgermeisters habe ich am 1. 
Mai 2008 angetreten und befin-
de mich nun in meiner 3. Amts-
zeit. Nach nun 14 Jahren übe ich 
es noch immer mit großer Freu-
de aus.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Ihrem Amtsantritt nachge-
gangen bzw. üben Sie diesen 

ren stellt das Thema Verkehr ei-
nen wesentlichen Schwerpunkt 
meiner Arbeit dar, da die Bun-
desstraße 14 durch Stein führt 
und zu einer der meist befahre-
nen Bundestraßen Bayerns mit 
rund 30.000 Fahrzeugen täg-
lich zählt. Hier sind wir mit der 
Stadt Nürnberg und dem Land-
kreis Fürth im Gespräch, um ei-
ne entsprechende Lösung zu 
finden.
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Ein Schwerpunkt für die Stadt 
Stein wird in den nächsten Jah-
ren das Thema Ganztagsschule 

Kurt Krömer
Erster Bürgermeister der Stadt Stein

nach wie vor aus?
1983 absolvierte ich meine Ausbildung zum 

Verwaltungsfachangestellten. Anschließend war 

ich in der Straßenverkehrsbehörde tätig und ha-
be berufsbegleitend 1989 erfolgreich den Ange-
stelltenlehrgang II zum Verwaltungsfachwirt ab-
geschlossen. Danach durchlief ich verschiedene 
Sachgebiete. Angefangen vom ÖPNV, über EDV 
bis hin zum stellvertretenden Büroleiter und stell-
vertretenden Pressesprecher des Landratsamtes 
Fürth. Von 1996 bis 2008 war ich bei der N-Ergie 
Aktiengesellschaft in Nürnberg der Pressereferent 
und für Vorstandsangelegenheiten zuständig.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kom-
munalpolitik zu gehen?

Inspiriert für die Kommunalpolitik wurde ich 
durch meinem Vater, nachdem er selbst 24 Jah-
re Gemeinde- und Stadtrat in der Stadt Stein war 
und 1990 nicht mehr bei der Wahl antrat. Im sel-
ben Jahr bewarb ich mich um einen Sitz im Stadt-
rat und wurde von den Steiner Bürgern gewählt, 
was mich sehr freute und mich bestärkte, mich 
kommunalpolitisch entsprechend zu engagieren. 
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Auf das Amt des Bürgermeisters habe ich mich 
nicht vorbereiten müssen. Durch die 18-jährige 
Stadtratstätigkeit habe ich die Entwicklung der 
Stadt mitentscheiden können und war in die lau-
fenden Projekte mit eingebunden. Durch meine 
Verwaltungstätigkeit beim Landratsamt Fürth 
waren mir die Abläufe einer Verwaltung und das 
Zusammenspiel der unterschiedlichen Behörden 
bereits bekannt. 
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Die erste Herausforderung für mich war bereits 
2008, als die Entwicklung des Krügelareals zu ei-
nem Einkaufszentrum bereits beschlossene Sache 
war, ich dann aber wenige Monate nach meinem 
Amtsantritt die Nachricht erhielt, dass sich der 
damalige Investor zurückgezogen hat. So galt es, 
die Entwicklung dieses Areals neu zu starten und 
in die richtige Richtung zu lenken. Ferner war mir 
wichtig, die Lebensqualität in Stein zu verbessern 
und das Stadtbild zu verschönern.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Derzeit beschäftigen wir uns sehr intensiv 
mit dem Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen. 
Denn der Bedarf ist, wie in nahezu allen Kom-
munen Bayerns, enorm gestiegen und die Su-
che nach qualifizierten Fachkräften im Bereich 
der Kinderbetreuung sehr schwierig. Des Weite-

sein, sowie die Schulentwicklung im Allgemeinen. 
Denn der Zuzug von jungen Familien ist ungebro-
chen. Nachdem wir nun zwei größere Baugebie-
te mit rund 400 Wohneinheiten ausgewiesen ha-
ben, wird der Stadtrat die Schulentwicklung, so-
wie das Thema Ganztagsbetreuung neu aufset-
zen und hier entsprechende Lösungen finden. 
Dazu kommen derzeit noch die Auswirkungen 
des Ukraine-Krieges und die damit einhergehen-
de eventuelle Energie- und Gasmangellage. Die 
Stadt Stein hat eine diesbezügliche Notfallpla-
nung ausgearbeitet und ist darauf vorbereitet. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?

Die jungen Kollegen sollten die großartige 
Möglichkeit nutzen, die Kommune zu gestalten, 
sich mit einzubringen und dabei aber auch immer 
ein offenes Ohr für den Bürger zu haben.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Wir haben in verschiedenen Projekten der 
Stadt Stein – wie beispielsweise im Ausbau des 
Radverkehrs als zertifizierte fahrradfreundliche 
Kommune in Bayern – die unterschiedlichen Insti-
tutionen und Organisationen wie auch Bürger in 
einem Arbeitskreis mit eingebunden. Aber auch 
bei der Gestaltung von Spielplätzen nehmen wir 
die Bürger in Form von Workshops mit, um hier 
die Partizipation vor Ort umzusetzen und die Ge-
danken, Wünsche und Anregungen der Bürger 
mit zu berücksichtigen. Ähnlich verhält es sich 
in Bezug auf die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter. Der Austausch findet in direkten Gesprächen 
entsprechend der Zuständigkeit und des Fachbe-
reiches statt. Um alle Ämter im Rathaus auf den 
gleichen Kenntnisstand zu setzen, finden über-
dies regelmäßige Amtsleiterrunden statt.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Die Pandemie hat uns gezeigt, dass der Ausbau 
der Digitalisierung notwendig ist, um den Bür-
gern den Weg zum Rathaus ersparen zu können. 
Wir haben in diesem Bereich den Bürgerservice 
durch neue Fachanwendungen verbessert. Au-
ßerdem bereiten wir uns auch auf eine Auswei-
tung der digitalen Anwendungen und den digita-
len Kontakt für die nächsten Jahre vor. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

24 Stunden für den Bürger im Einsatz, da der 
Beruf des Bürgermeisters für mich nicht nur ein 
Beruf, sondern eine Berufung ist.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Ich bin kein Freund der Denkmalsetzung, die 
man sich in Form von Gebäuden setzt. Vielmehr 
ist es mir wichtig das gesagt wird: Er war bürger-
nah und hat sich für die Belange der Stadt einge-
setzt. r

Euregio Inntal Preisverleihung 2022:

Starkes Engagement  
für den Grenzraum

Bei der diesjährigen Preisverleihung der Euregio Inntal, die sich in 
den Bezirken Kufstein, Kitzbühel sowie in den bayerischen Landkrei-
sen Rosenheim und Traunstein für grenzüberschreitende Kooperati-
onen einsetzt, wurden die ehemaligen Kommunalpolitiker Gabriele 
Bauer, Wolfgang Berthaler und Hubert Wildgruber für ihr verdienst-
volles politisches Wirken ausgezeichnet. Eine Ehrenpräsidentschaft 
erhielt Ehrenpräsident Professor Walter Mayr für seine Leistungen 
rund um die Euregio, zudem wurden der Kreisfeuerwehrverband Ro-
senheim und der Bezirksfeuerwehrverband Kufstein geehrt.

In ihrer langen politischen 
Laufbahn habe Rosenheims 
Alt-Oberbürgermeisterin Gabrie-
le Bauer zahlreiche wichtige Im-
pulse nicht nur für die Stadt, son-
dern auch den Landkreis setzen 
können, betonte der ehemalige 
Landrat Josef Neiderhell in sei-
ner Laudatio. Mit der Gründung 
eines Tourismusverbands „nach 
Tiroler Vorbild“ habe Bauer auch 
immer den Blick gen Süden ge-
richtet.

Der krankheitsbedingt nicht 
anwesende Wolfgang Berthaler 
war laut Franz Heinritzi (Altbür-
germeister der Gemeinde Bruck-
mühl) Erster Bürgermeister der 
Inntalgemeinde Flintsbach und 
ein volksnaher Landrat im Land-
kreis Rosenheim, der gerade auch 
mit seinen Nachbargemeinden in 
Tirol gute Verbindungen gehal-
ten habe. Hubert Wildgruber ha-
be als früherer Euregio-Präsident 
viele Projekte gestartet, sich vor 

allem in der gemeinsamen Aus-
bildung von Almführern bemüht 
und erstmals das Thema des 
grenzüberschreitenden ÖPNVs in 
der Region bespielt, würdigte Au-
gustin Voit, ehemaliger Bürger-
meister der Gemeinde Amerang, 
den Geehrten.

Grenzüberschreitende  
Hagelabwehr

Der ehemalige Tiroler Landes-
hauptmann Herwig van Staa, der 
die Laudatio auf den ehemaligen 
Präsidenten Prof. Walter Mayr 
hielt, bezeichnete diesen als Ak-
tivposten der Euregio Inntal, der 
viele grenzüberschreitende Pro-
jekte unterstützend begleitet ha-
be. Van Staa nahm vor allem Be-
zug auf die grenzüberschreitende 
Hagelabwehr, die dem gebürti-

gen Traunsteiner heute noch ein 
großes Anliegen sei.

Für den amtierenden Eure-
gio-Präsident Christoph Schnei-
der sind die geehrten Feuerwehr-
verbände in Rosenheim und Kuf-
stein, die seit Jahrzehnten über 
die Grenze kooperierten, ein Aus-
druck für unbürokratisches, einfa-

Ehrenpräsident Walter J. Mayr, Kreisbrandtrat Richard Schrank, Land-
kreis Rosenheim, Hannes Mayr, Bezirksfeuerwehrkommandant Bezirk 
Kufstein, Hubert Wildgruber, Mitglied des Kreistags, Gabriele Bauer, 
Altoberbürgermeisterin der Stadt Rosenheim, Vizepräsidentin Barba-
ra Schwaighofer, Präsident Christoph Schneider. Bild:Hans Osterauer

ches und notwendiges Arbeiten 
über die Grenzen hinweg. Laut Ro-
senheims Landkreischef Otto Le-
derer und Kufsteins Bezirkshaupt-
mann Christoph Platzgummer 
sind sie u.a. bei großen Einsätzen 
in der Region (Beispiel Hochwas-
ser) sowie bei der gemeinsamen 
Aus- und Weiterbildung aktiv.  DK

Das Bild zeigt Bundesaußenministerin Annalena Baerbock mit Vertretern der OTH Regensburg. An der Ver-
leihung nahmen auch Landrätin Tanja Schweiger, Bürgermeisterin Dr. Astrid Freudenstein sowie Melanie 
Bachinger und Birgt Oylum von der rBITech GmbH Regensburg teil.  Bild: DIZF/ Eyal Granith

Wenn Grenzen keine Rolle spielen
Studierende aus Bayern, Israel und Abu Dhabi arbeiten zusammen  

Auszeichnung mit dem Shimon-Peres-Preis durch Außenministerin Annalena Baerbock
Der mit 10.000 Euro dotierte Shimon-Peres-Preis wurde in Berlin 
vom Auswärtigen Amt in Kooperation mit der Stiftung Deutsch-Is-
raelisches Zukunftsforum an das Projekt Bavaria Israel Partnership 
Accelerator (BIPA) verliehen. Das Programm bringt Studierende und 
junge Berufstätige aus Deutschland, Israel und den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten mit bayerischen Unternehmen zusammen, die 
dann gemeinsam unternehmerische Fragestellungen bearbeiten. Im 
vergangenen Jahr hatte das Landratsamt Regensburg mit der Kreis-
klinik Wörth an der Donau und auch die Stadt Regensburg mit der 
Regensburg Development GmbH je eine Aufgabe für die Studieren-
den gestellt. Das Programm sei „ein Zeichen der Hoffnung, dass Ver-
ständigung im Nahen und Mittleren Osten möglich ist und dass alle 
Menschen von dieser Zusammenarbeit profitieren“, sagte Bundes-
außenministerin Annalena Baerbock bei der Preisverleihung.

„BIPA steht beispielhaft zum 
einen für den hohen Praxisbe-
zug, der unser Wirken in Lehre 
und Forschung bestimmt. Zum 
anderen auch für unseren An-
spruch, möglichst vielen Studie-
renden internationale Erfahrun-
gen zu vermitteln“, sagte Prof. Dr. 
Ralph Schneider, Präsident der 
OTH Regensburg. Die OTH ist ei-
ne von drei am Programm betei-
ligten bayerischen Hochschulen. 
Nicht zuletzt leiste BIPA auch „ei-
nen Beitrag zur Völkerverständi-
gung, den man gerade in Zeiten 
wie diesen gar nicht hoch genug 
einschätzen kann,“ befand Tan-
ja Schweiger, Landrätin des Land-
kreises Regensburg. „Dass hier 
Studierende aus Deutschland, 
Israel und den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten auf Augenhö-
he zusammenarbeiten, ist eine 
großartige Sache und die Ergeb-
nisse, die sie gelieferten haben, 
sind beeindruckend.“ Landrätin 
Tanja Schweiger nahm zusam-
men mit Regensburgs Bürger-
meisterin Dr. Astrid Freudenstein 
und Vertretern der Hochschulen 
den Preis entgegen.

Wirtschaftsbeziehungen  
und Verständigung

BIPA wird vom Strascheg Cen-
ter for Entrepreneurship in Mün-
chen zusammen mit der OTH Re-
gensburg und der TH Deggen-
dorf im Auftrag des Bayerischen 

Staatsministeriums für Wirt-
schaft, Landesentwicklung und 
Energie durchgeführt. Ein Ziel 
des Programms ist es, nachhalti-
ge Wirtschaftsbeziehungen zwi-
schen Bayern, Israel und den Ver-
einigten Arabischen Emiraten 
aufzubauen.

Inklusion  
und Wassermanagement

Kurz nach der Preisverleihung, 
fand der diesjährige BIPA-Auftakt 
statt. Für eine Woche intensiver 
Arbeit und gegenseitigem Ken-
nenlernen trafen sich die 39 Teil-
nehmer in München. Landkreis 
und Stadt Regensburg stellen 
auch in diesem Jahr wieder Auf-
gaben für das Projekt. Die Stu-
dierenden beschäftigen sich mit 
Inklusion und Wassermanage-
ment.

Besonders angetan waren die 
Teilnehmer, als sie für zwei Tage 
nach Regensburg durften. Dort 
trafen sie ihre Firmenpartner 
und lernten auch die Stadt ken-
nen. „Können wir für den Rest 
des Programms in Regensburg 
bleiben?”, fragte Sulaiman Ala-
leeli aus Abu Dhabi scherzhaft. 
Auch Naama Mor-Yosef aus Israel 
zeigte sich begeistert: „Das Pro-
gramm ist eine tolle Herausfor-
derung. Wir lernen hier sehr viel“, 
sagte sie. Die Zusammenarbeit in 
den interkulturellen Teams funk-
tioniere reibungslos.

„Die jungen Leute verstehen 
sich großartig“, stellte auch Wolf-
gang Voigt fest, der zusammen 
mit Prof. Dr. Linner die Studieren-
dengruppen betreut: Sie arbeiten 
zusammen, tauschen sich aus, 
entwickeln Ideen und verbringen 
ihre Freizeit zusammen. „Hier 
entstehen echte Freundschaf-
ten. Genauso haben wir uns das 
gewünscht“, so Voigt, denn BIPA 
möchte auch einen Beitrag zum 
Friedensprozess in Nahen Osten 
und zur Verständigung zwischen 
Bayern und Israel leisten. 

In den kommenden acht Wo-
chen arbeiten die Teams on-
line an den Aufgaben und tref-
fen sich Mitte Dezember zur Ab-
schlusspräsentation in Israel.  r
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Ein lange verschollener Be-
griff wird zusehends häufiger 
gebraucht: Der des Helden. 
Viele, jedenfalls ich, verfolgen 
den Kriegsverlauf in der Ukrai-
ne mit Sympathie für das über-
fallene Land, mit unverhohle-
ner Freude über jeden Erfolg 
der Ukraine und mit unendli-
chem Mitgefühl für das Leid 
der Menschen dort.

Es stört mich auch keineswegs das Pathos der 
Ukrainer, allen voran ihres Präsidenten, wenn 
sie von ihren Soldaten als Helden sprechen. 
Denn es ist ja schier unglaublich, wie die Ar-
mee eines armen, an Ressourcen und Bevölke-
rung dem Angreifer vielfach unterlegenen Lan-
des mit einer Armee Katz und Maus spielt, vor 
deren vermeidlicher Kampfkraft und Stärke sich 
alle Länder westlich von Bug und Dnister vie-
le Jahrzehnte lang gefürchtet haben. Jede ihrer 

Aktionen, jede gelungene Rückeroberung von 
Territorium sind Varianten der Geschichte von 
David und Goliath. Deshalb scheint der Begriff 
Helden für die ukrainischen Soldaten auch nicht 
unpassend.

Wobei der Begriff Held in der deutschen Ge-
schichte im Zusammenhang mit militärischen 
Leistungen ja arg strapaziert wurde. Klar, wir 
kennen noch den Fußballhelden, wenn sich die 
Nationalmannschaft (der Männer) in einem gro-
ßen Turnier über die Vorrunde gerettet hat. Die 
wenigen romantisch veranlagten männlichen 
Teenager träumen vielleicht noch davon, dass 
ihnen ein Backfisch „mein Held“ ins Ohr haucht, 
wenn ihm beim Skaten ein Ollie besonders gut 
gelingt. Und dann sind da die Superhelden in 
Comics und auf der Leinwand, all die Super-, Spi-
der- und Ant-Men, die gendergerecht durch ei-
ne Reihe von Frauenfiguren als Superheldinnen 
ergänzt werden. Beispielhaft sei nur Black Cat 
angeführt, die allerdings Spiderman zu offen-
sichtlich anschmachtet, um eine Ikone des Fe-
minismus zu werden.

Da hat es der militärische Held in Deutsch-
land schon schwerer. Schließlich wurden mit 

Verweis auf das anzustreben-
de Heldentum in zwei Welt-
kriegen ganze Jahrgänge jun-
ger Männer dazu verführt, zu 
den Waffen zu eilen, mit denen 
in der Hand sie dann bei Lange- 
marck im Ersten Weltkrieg 
oder auf den Seelower Höhen 
im Zweiten Weltkrieg einen 
sinnlosen Tod starben. Müssen 
Sie auch manchmal an diese 

bedauernswerten, verführten jungen Burschen 
denken, wenn Berichte über Rekrutierungen in 
Russland zu uns kommen?

Das Konzept des Heldens ist übrigens alt, ja ar-
chaisch. In den frühesten Epen der Menschheit 
spielen Gestalten eine tragende Rolle, die allein 
oder mit ganz wenigen Getreuen schier Über-
menschliches an Tapferkeit, Leistung und Op-
ferbereitschaft aufbringen, um einer großen Sa-
che willen. In der antiken Mythologie nahmen 
Heroen eine herausgehobene Stellung ein, die 
sie aus dem Menschengeschlecht hervorhob 
und den Göttern annäherte.

Einer der bekanntesten Helden der Antike 
ist sicher Achilleus aus der Illias von Homer. Ein 
wahres Original von Herkunft, Launenhaftigkeit 
aber eben auch Einsatzbereitschaft. Wenn man 
gelehrte Aufsätze über diese Heldenfigur und 
wie sie von Homer dichterisch geformt wurde 
liest, stößt man auf die These, das wahre Hel-
dentum des Achilleus liege nach Homer nicht in 
seinem Kampfesmut, seiner Kraft oder seiner 
unerbittlichen Entschlossenheit, sondern sei da-
rin zu finden, dass er sich mit seinem Schicksal, 
also seinem baldigen Tod, abgefunden habe, zu 
dem er trotz oder wegen seiner Taten bestimmt 
sei.

Ein Gedanke, der einem nachgehen kann, 
jetzt so im Monat von Allerheiligen, Totensonn-
tag und Volkstrauertag. Heldentum und Tod ge-
hören danach für Homer zusammen. Sollten wir 
deshalb Helden feiern?

Diese Frage wird man den Ukrainern nicht 
stellen dürfen, die neben ihrer staatlichen Exis-
tenz schlicht um ihr Leben ringen. Sie erfahren 
derzeit täglich wie eng Heldentum und Tod zu-
sammengehören. Dabei gilt auch auf tragische 
Weise ein Satz des französischen Schriftstellers 
Romain Rolland: „Ein Held ist derjenige, der tut, 
was er kann.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Ein Held ist derjenige, 
der tut, was er kann.

Exzellente Beiträge  
für ein friedliches Miteinander

Verleihung der schwäbischen und mittelfränkischen Integrationspreise
Gemeinsam mit Regierungspräsident Dr. Erwin Lohner hat Bay-
erns Innen- und Integrationsminister Joachim Herrmann den In-
tegrationspreis der Regierung von Schwaben verliehen. Für 2022 
wurden fünf Initiativen bzw. Projekte ausgewählt, die jeweils 
1.200 Euro Preisgeld erhalten.

Schwaben

Die 2016 gegründete „Integra- 
tionsgruppe der Jugend des 
Deutschen Alpenvereins (JDAV), 
Sektion Augsburg“, hat sich zum 
Ziel gesetzt, Auszubildende mit 
Flucht- und/oder Migrationsge-
schichte für den Verein, für die 
Berge und für gemeinschaftliche 
Wanderprojekte zu begeistern. 
Gleichzeitig soll die Integration 
durch Sport und gemeinschaft-
liche Erlebnisse vorangebracht 
werden. Beim gemeinschaftli-
chen Wandern sollen zudem die 
deutsche Sprache und der Aus-
druck verbessert und kulturel-
le Unterschiede wahrgenommen 
und festgestellt werden. Gleich-
zeitig finden inzwischen regelmä-
ßige Treffen statt, um sich über 
Behördengänge, Arztbesuche, 
Weiterbildungen usw. auszutau-
schen.

Die Veranstaltungs- und Fort-
bildungsreihe „Engagiert für In-
tegration“ der Diakonie Kemp-
ten in Zusammenarbeit mit dem 
Evangelischen Bildungswerk Süd-
schwaben und dem Haus Inter-
national in Kempten ist sowohl 
für ehrenamtlich Engagierte in 
der Flüchtlingsarbeit in Kemp-
ten als auch für das angrenzen-
de Oberallgäu und generell für al-
le interessierten Bürgerinnen und 
Bürger kostenfrei. Die Reihe star-
tet jeweils im Herbst analog zum 
Schuljahr. Im Durchschnitt finden 
jährlich elf Veranstaltungen statt. 
Das Curriculum umfasst die The-
menbereiche Grundlagen Asylge-
setz, Fluchtursachen, Herkunfts-
länder, Interkulturelle Kompe-
tenz, Religionen, Diskriminierung, 
Parolen und Konflikte, Gesund-
heit und Trauma, sowie Nähe und 
Distanz im Ehrenamt, Arbeits-
markt und Erziehung interkultu-
rell. Hinzu kommen Kinoangebo-
te mit Bildungsreferenten. „En-
gagiert für Integration“ ist bislang 
ein Erfolgsmodell, Online-Veran-
staltungen werden sogar bayern-
weit und darüber hinaus abgehal-
ten.

Das „Forum für Migration in 
Meitingen“ (Landkreis Augsburg) 
trifft sich alle zwei Monate und 
steht allen Bürgern offen. Die 
Organisation des Migrationsfo-
rums wird vom Ordnungsamt der 
Marktgemeinde verantwortet, 
über das Quartiersmanagement 
strukturell flankiert sowie über 
die Migrationsberatung fachlich 
begleitet. Flüchtlings- und Fami-
lienpaten begleiten Kinder oder 
auch ganze Familien in ihrem An-
kommens- und Orientierungs-
prozess, bei der Freizeitgestal-
tung, bei Behörden- und Arztbe-
suchen oder einfach nur durch 
Zeit und Zuhören. An der Grund-
schule Meitingen unterstützen 
ehrenamtliche Kinder aus ver-
schiedenen Herkunftsländern 
beim Start ins deutsche Schul-
leben. In Absprache mit den je-
weiligen Lehrkräften werden in-
dividuelle Hilfen beim Lesen und 
Schreiben sowie beim Erlernen 
des Wortschatzes gegeben. Lese-
paten fördern zusätzlich die Lese-
kompetenz sowie die Freude am 
Lesen.

Der Verein „Freunde statt 
Fremde e.V.“ aus dem Land-
kreis Lindau zählt bis zu 60 eh-
renamtliche Mitglieder, die sich 
für Asylbewerber, Geduldete 
und anerkannte Flüchtlinge ein-
setzen, indem sie diese bei der 
Bewältigung des Alltags unter-
stützen. Neben der Beratung 
und Begleitung von Asylbewer-
bern und Geflüchteten bei Fra-
gen, die u.a. Aufenthalt, Unter-
kunft, rechtliche Belange, Dol-

metscher etc. betreffen, bietet 
der Verein „Freunde statt Frem-
de“ auch Deutsch- und Alphabe-
tisierungskurse, Nachhilfeunter-
richt, Sprachlabore, Kontakttref-
fen, Fahrdienste, Begleitung bei 
Arztbesuchen und Behördengän-
gen, Aktionen für Kinder sowie 
eine Mutter-Kind Krabbelgruppe. 
Darüber hinaus werden regelmä-
ßig Ausflüge angeboten. Zweimal 
im Jahr wird ein interkulturelles 
Fest ausgerichtet.

Im Jahr 2015 eröffnete der 
„Weißenhorner Helferkreis Asyl 
e.V.“ (Landkreis Neu-Ulm) in Wei-
ßenhorn eine Kleiderkammer, 
die zunächst als Sammelstel-
le für Kleiderspenden eingerich-
tet wurde, sich inzwischen aber 
mit ihrem reichhaltigen Angebot 
zu einem Second-Hand-Laden 
für alle Bedürftigen entwickelt 
hat und somit zu einem wichti-
gen Treffpunkt geworden ist. Zu-
sätzliche Schwerpunkte liegen 
in der Vermittlung von Angebo-
ten für Sprachunterricht, in der 
Unterstützung des Besuchs von 
Schulen und Kindergärten so-
wie in der Betreuung und Alltags-
bewältigung. Überdies gibt der 
Helferkreis den Geflüchteten In-
formationen über gesellschaft-
liche Werte und Traditionen in 
Deutschland und versucht das In-
teresse an deutscher Kultur und 
Geschichte zu wecken. Auch wer-
den die Geflüchteten bei der Ar-
beits- und Wohnungssuche un-
terstützt.

Mittelfranken

In Nürnberg verliehen Staats-
minister Joachim Herrmann 
und die mittelfränkische Regie-
rungspräsidentin Kerstin Engel-
hardt-Blum die diesjährigen mit-
telfränkischen Integrationsprei-
se. Mit einem ersten Preis wur-
den jeweils die Kontaktstelle für 
Bürger-Engagement des Land-
kreises Roth und die Stabsstel-
le Bürgerliches Engagement der 
Stadt Nürnberg bedacht. Über 
zweite Preise durften sich der In-
ternationale Bund e. V. im Land-
kreis Nürnberger Land sowie der 
Ökumenische Verein für Flücht-
linge, Asylsuchende und Migrati-
on aus Hersbruck freuen.

Derzeit lebt eine Vielzahl ge-
hörloser Ukrainer im Landkreis 
Roth. Ziel der Gehörlosen ist es, 
so schnell wie möglich Deutsch 
zu lernen, um ein autarkes Le-
ben in Deutschland führen zu 
können. Mit Unterstützung der 
Gehörlosenseelsorge wurde ei-
ne Gebärdendolmetscherin ge-
wonnen, die ursprünglich aus 
der Ukraine stammt und sich 
einmal in der Woche mit einer 
Gruppe zum Sprachkurs trifft. 
Parallel wird für Ehrenamtliche 
die Möglichkeit angeboten, an 
diesen Kursen teilzunehmen, 
um als Multiplikatoren mit der 
Gebärdensprache die Gehörlo-
sen bei ihrem Alltagsleben zu 
unterstützen.

Aus Computerspenden von 
Privatpersonen und Unterneh-
men gibt die Stabsstelle Bür-
gerliches Engagement mit Hilfe 
von Ehrenamtlichen eine funk-
tionierende digitale Ausstattung 
an bedürftige Schüler, Auszubil-
dende und Studierende weiter. 
In Zeiten der Pandemie und der 
zunehmenden Digitalisierung ist 
die Ausstattung mit Computern 
für die Teilhabe an Bildung und 
am gesellschaftlichen Leben un-
entbehrlich geworden.

Der Verein „Internationaler 
Bund“ unterstützt seit Anfang 
2021 geflüchtete bzw. zugewan-
derte Frauen landkreisübergrei-
fend niederschwellig, zielorien-
tiert und flexibel, um auch zu 
Pandemiezeiten den wichtigen 
Informationsaustausch zur Inte-
gration zu ermöglichen. Hierzu 
werden an wechselnden Stand-
orten „Pop- Up- Cafés“ als mo-
biler Treffpunkt angeboten, in 
denen sich rat- und kontakt-
suchende Frauen zusammen-
finden. Interessierte Teilneh-
merinnen werden zu Multipli-
katoren ausgebildet und sollen 
als Schlüsselpersonen in ihren 
„Peer- Groups“ erworbenes 
Wissen weitergeben.

Der Sprachtreff des Ökume-
nischen Vereins für Flüchtlin-
ge, Asylsuchende und Migrati-
on ist ein offenes Angebot für 
alle, ungeachtet ihrer Herkunft, 
Hautfarbe, Religion oder Spra-
che. Hier treffen sich Geflüchte-
te, Migrantinnen und Migranten 
sowie Einheimische, um mitein-
ander in einer freundlichen At-
mosphäre Deutsch zu erlernen, 
aber auch, um neue Persönlich-
keiten und Kulturen kennenzu-
lernen.  DK

Stadt Bamberg: 

Auflösung des  
Ankerzentrums gefordert

In einer an die Bundesinnenministerin gerichteten Resolution  
tritt die Stadt für eine dezentrale Unterbringung ein

Deutliche Worte findet eine Resolution der Stadt Bamberg zur An-
kereinrichtung Oberfranken (AEO), hinter die sich der Bamberger 
Stadtrat in der Vollsitzung am 26. Oktober 2022 gestellt hat. „Wir er-
warten einerseits klare Verbesserungen in der jetzigen Situation, die 
durch den rapiden Anstieg der Unterbringungszahlen für alle Betei-
ligten untragbar geworden ist“, betont Oberbürgermeister Andreas 
Starke. „Andererseits erinnern wir an die Zusage des Freistaats, die 
Einrichtung zum Ende des Jahres 2025 zu schließen, und fordern hier 
entsprechende Vorbereitungen.“

Aktueller Anlass für die Reso-
lution ist die zuletzt doppelt so 
hohe Zahl an untergebrachten 
Flüchtlingen in dieser Einrichtung 
in einer ehemaligen US-Kaserne 
in Bamberg. Dies führt auf Grund 
der Anzahl und Dichte der Bele-
gung zu Spannungen innerhalb 
der AEO, aber auch zu Problemen 
mit der Nachbarschaft im Um-
feld. Die hier formulierten For-
derungen werden vollumfänglich 
mitgetragen von den aus dem 
Wahlkreis Bamberg stammen-
den Bundestagsabgeordneten 
Lisa Badum (Bündnis 90/Die Grü-
nen) und Andreas Schwarz (SPD) 
sowie von der Landtagsabgeord-
neten Ursula Sowa (Bündnis 90/
Die Grünen). Gerichtet ist die Re-

solution an Bundesinnenministe-
rin Nancy Faeser, den Vorstands-
sprecher der BiMa (Bundesan-
stalt für Immobilienaufgaben), 
Dr. Christoph Krupp, Staatsmi-
nisterin Reem Alabali-Radovan-
die (Beauftragte der Bundesre-
gierung für Migration, Flüchtlin-
ge und Integration), Bayerns Mi-
nisterpräsident Markus Söder, 
Bayerns Innenminister Joachim 
Herrmann, Oberfrankens Regie-
rungspräsidentin Heidrun Piwer-
netz und alle Landtags- und Bun-
destagsabgeordneten der Regi-
on.

Bürgermeister und Sozialre-
ferent Jonas Glüsenkamp stellt 
klar: „Die Stadt Bamberg wird 
weiter alles tun, um solidarisch 

gegenüber den Geflüchteten zu 
sein, dazu braucht es aber grund-
legende organisatorische Ände-
rungen des Freistaats Bayern, 
damit die Situation geschultert 
werden kann.“ Bei der Forderung 
nach einer planmäßigen Schlie-
ßung der Einrichtung Ende 2025 
sieht sich die Stadt auf einer Linie 
mit den Flüchtlingsverbänden 
und Engagierten in Bamberg, 
wie etwa Freund statt Fremd und 
den Wohlfahrtsverbänden. Die-
se würden laut Glüsenkamp „die 
Auswirkungen der Überbelegung 
der AEO durch erstklassige sozi-
ale Arbeit in der Stadt Bamberg 
und ein nicht müde werden-
des Engagement noch irgend-
wie versuchen abzufedern“. Be-
denklich stimmt jedoch, dass bei 
den Flüchtlingshelfern vermehrt 
Frustration aufkommt in dieser 
Lage.  r

Landkreis München:

Erstmals Zukunftspreis verliehen
Sechs Unternehmen und fünf ehrenamtliche Initiativen ausgezeichnet 

Verantwortung für die Zukunft übernehmen, sich für eine sozialere, 
umwelt- und klimafreundlichere Welt einsetzen – das sollte, ja das 
kann jeder Einzelne von uns tun. Im Landkreis München gibt es zahl-
reiche ehrenamtlichen Initiativen, die sich vorgenommen haben, die 
Welt ein wenig besser zu machen. Und auch viele Unternehmen ha-
ben erkannt, dass ressourcenschonendes und soziales Handeln nicht 
erfolgshemmend, sondern im Gegenteil wirtschaftlich sogar äußerst 
gewinnbringend sein kann. Genau dies will der Landkreis München 
mit seinem neuen Zukunftspreis sichtbar machen und andere dazu 
anregen, es den Ausgezeichneten gleich zu tun. 

Fünf Unternehmen unter-
schiedlicher Größe – von zwölf 
bis 1.200 Mitarbeitenden – und 
aus ganz verschiedenen Bran-
chen gehören zu den ersten 
Preisträgern. Sie alle überneh-
men freiwillig Verantwortung für 
Gesellschaft und Umwelt – ganz 
im Sinne der Corporate-Soci-
al-Responsibility-Initiative (CSR) 
des Landkreises. Die Bandbrei-
te des Engagements ist ebenso 

vielfältig. Nachhaltige Beschaf-
fung, selbst erzeugte regenera-
tive Energie, emissionsfreie Fir-
menfahrzeuge, das Verwenden 
schadstoffarmer und regionaler 
Produkte sind genauso Teil der 
CSR-Strategien wie Spenden- und 
Hilfsaktionen etwa für Geflüchte-
te, die Zusammenarbeit mit Be-
hindertenwerkstätten, flexible, 
auf die Bedürfnisse der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter ange-
passte Arbeitszeitmodelle oder 
die Gewinnbeteiligung der An-
gestellten. Diese und viele ande-
re Aspekte mehr haben die Jury 
vom herausragenden Engage-
ment der ausgezeichneten Un-
ternehmen überzeugt. 

Sonderpreis für  
partnerschaftliches Handeln

Nicht weniger groß ist die Palet-
te bei den ehrenamtlichen Initiati-
ven. Sie leisten auf vielen Feldern 
Überzeugungsarbeit und setzen 
Ideen für ein nachhaltigeres Le-
ben in die Tat um – vom Unver-
packtladen und dem Handel mit 
fairtrade-Produkten, über einen 
klimafreundlichen, aus übrig ge-
bliebenen Lebensmitteln erzeug-
ten Schulpausenverkauf bis hin zu 
Workshops und Arbeitskreisen, 
aus denen wiederum viele kon-
krete Projekte hervorgehen. Ein 

Sonderpreis soll sich jedes Jahr 
einem der 17 Ziele für nachhalti-
ge Entwicklung der Agenda 2030 
widmen. Im Jahr 2022 war es das 
Ziel Nummer 17 „Partnerschaften 
zu Erreichung der Ziele“. Gewin-
ner des Sonderpreises ist in die-
sem Jahr der Taufkirchner Sport-
artikelhersteller Ortovox, der sich 
gemeinsam mit seinen Konkur-
renten am Markt für eine nach-
haltige Produktion unter Achtung 
von Menschenrechten und Tier-
wohl einsetzt.

Insgesamt haben sich für den 
ersten Zukunftspreis des Landkrei-
ses München 61 Unternehmen 
und 16 ehrenamtliche Initiativen 
beworben. Der neue Preis ver-
quickt die CSR-Initiative des Land-
kreises mit der Umweltehrung 
und bringt Unternehmen, Initiati-
ven und Menschen aus Wirtschaft 
und Gesellschaft zusammen.

„Mit unserem neuen Preis 
möchten wir zeigen, wie wich-
tig es ist, dass jeder Einzelne von 
uns Verantwortung für die Zu-
kunft übernimmt – sowohl auf 
unternehmerischer wie auf pri-
vater Ebene“, sagt Landrat Chris-
toph Göbel über die neu geschaf-
fene Auszeichnung. „Es braucht 
nur ein bisschen Mut, neue Wege 
einzuschlagen. In unserem Land-
kreis gibt es eine ganze Menge 
an Menschen und Unternehmen, 
die sich erfolgreich auf diesen 
Weg gemacht haben.“

Alle Ausgezeichneten des Jah-
res 2022 werden jeweils in ei-
nem kleinen Film auf der Home-
page des Landkreises München 
vorgestellt: https://www.land-
kreis-muenchen.de/themen/
buergerschaftliches-engage-
ment/zukunftspreis-2022/zu-
kunftspreistraeger-2022/  r
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Vorschau auf GZ 23/2022
In unserer Ausgabe Nr. 23, die am 1. Dezember 2022  
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Wasser l Abwasser
• Umwelttechnologien und Ressourcenschutz
• Entsorgungsmanagement und technische Lösungen
• Kommunales Verkehrswesen l ÖPNV
• Kommunalfahrzeuge l Fuhrpark
• Garten- und Landschaftsbau l Forst l Friedhof

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Beilage des Landesbunds für Vogel-
schutz e.V (LBV) bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.  r
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Fahnenmasten / Fahnen

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
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www.erlus.com
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F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
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Kommunale IT

www. .de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Recyclingbaustoffe

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale  
Immobilienentwicklung

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.
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Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/ 
akademieGemeindeZeitung auf folgenden 

Social Media Kanälen:

     

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kommunalfahrzeuge

Erneuerbare Energien

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Martha Müller · 0711/900357-72 ·  
windimwald@juwi.de · www.juwi.de 

KFB Leasfinanz GmbH 
 

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 
 

für Mobilien und Immobilien 
 

    www.kfb-reuth.de 

www.insidas.de
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Daten sind das wichtigste Thema 
des 21. Jahrhunderts. Sind Sie vorbereitet? 
Kontaktieren Sie uns für eine professionelle, nachhaltige und tatkräftige 
Unterstützung in Sachen Datenschutz und Informationssicherheit.
Tel.: 0871 205494-0 oder vertrieb@insidas.de

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Kommunen kompetent erreichen: 
www.gemeindezeitung.de

Altersversorgung

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Bayerische Landesausstellung „Typisch Franken?“:

Positive Bilanz
Mit knapp 66.000 Besuchern ist die Bayerische Landesausstel-
lung 2022 „Typisch Franken?“ im mittelfränkischen Ansbach 
zu Ende gegangen. „In Anbetracht der nach wie vor spürba-
ren Auswirkungen der Coronakrise sind dies erfreuliche Zah-
len“, teilte das Haus der Bayerischen Geschichte mit. Über-
wiegend hätten Familien und Einzelpersonen die Ausstellung 
in der Orangerie aufgesucht.

„Voll und ganz“ aufgegangen sei die Einbindung der Kir-
che St. Gumbertus als Nebenstandort der Landesausstellung. 
Rund 50.000 Interessierte hätten die dortigen Ausstellungstei-
le besucht und sich von der Orangerie auf den Weg ins Herz 
der Ansbacher Altstadt gemacht. Laut einer Besucherbefra-
gung fanden 81 Prozent die Ausstellung „gut“ oder „sehr gut“. 
Diese Bewertung zieht sich durch alle Altersgruppen. 82 Pro-
zent gaben an, extra wegen der Landesausstellung nach Ans-
bach gekommen zu sein. Dieser hohe Wert deutet an, dass der 
Bekanntheitsgrad der Stadt durch die Landesausstellung ge-
stiegen ist.

Mit dem Ende der Bayernausstellung „Wirtshaussterben? 
Wirtshausleben“ am 11. Dezember starten im Donausaal des 
Hauses der Bayerischen Geschichte in Regensburg bereits die 
Arbeiten für das nächste binationale Ausstellungsvorhaben: 
Die Bayerisch-Tschechische Landesausstellung „Barock! Bay-
ern und Böhmen“ wird von 10. Mai bis 3. Oktober 2023 in Re-
gensburg zu sehen sein.  DK

BIODROM  
im Landkreis Fürstenfeldbruck

Auf dem Fliegerhorst soll ein weltweit einzigartiges Forschungs- und Entwicklungszentrum entstehen 

„Es ist ein neues und hochspannendes Kapitel für die Entwicklung 
des Landkreises. Ein Kapitel, in dem es darum geht, eine einzigartige 
Chance zu ergreifen, hochwertige Arbeitsplätze zu schaffen mit ei-
ner starken ökonomischen Perspektive, und nicht zuletzt darum, ei-
nen Campus mit landesweiter, ja sogar europaweiter Bedeutung zu 
errichten“ so Landrat Thomas Karmasin. Am Standort Fürstenfeld-
bruck/Maisach soll Forschung und Entwicklung für eine neue Medi-
zin stattfinden, die unter anderem Krebs, Herz-Kreislauferkrankun-
gen und Alzheimer noch besser bekämpfen wird.

Seit über einem Jahr feilen 
Landkreis und Kommunen in vie-
len Gesprächen und Diskussio-
nen an dieser Vision. Nun kristal-
lisiert sich daraus eine konkrete 
Idee und ein fester Plan: Auf ei-
nem Teilgelände des Fliegerhors-
tes soll ein Campus entstehen, in 
dem Forschung und Lehre, Ent-
wicklung und Produktion neuer 
Diagnose- und Heilmittel, und die 
medizinische Versorgung von Pa-
tienten eng miteinander verzahnt 
sein sollen. BIODROM wird der 
Campus heißen, abgeleitet von 
den griechischen Wörtern ‚bios‘ 
– das Leben und ‚dromos‘ – der 
Weg. 

Dieser ‚Weg‘ steht einerseits 
für die strategische Ausrichtung 
des Campus‘ und seiner Ziele, 
aber auch für den Weg des Land-

kreises und der ganzen Region in 
eine wirtschaftlich attraktive und 
nachhaltige Zukunft, mit vielen 
qualifizierten und hochwertigen 
Arbeitsplätzen und einem anhal-
tenden ökonomischen Wachs-
tums-Potenzial für heutige und 
kommende Generationen. Die 
Zeichen für ein solches Projekt 
stehen günstig. Ähnliche Cam-
pus-Konzepte, wie in Martins-
ried oder Garching, hatten gro-
ßen Erfolg. Doch die Kapazitäten 
dieser Standorte sind erschöpft. 
Forschungseinrichtungen und 
Biotechnologie-Startups suchen 
aber weiter händeringend nach 
Flächen – vor allem im Groß-
raum München. Der Landkreis 
kann sich jetzt endlich dem Wis-
senschafts- und Wirtschaftsraum 
der Metropole anschließen. 

14,5 Hektar stehen in einem 
ersten Schritt dafür auf dem Ge-
lände des Fliegerhorstes zur Ver-
fügung. Es handelt sich um das 
ehemalige Flugvorfeld auf Mai-
sacher Flur und die mit Flughal-
len überbauten Flächen auf Flur 
der Großen Kreisstadt Fürsten-
feldbruck. Beide Areale wurden 
schon als militärisch entbehrlich 
ausgegliedert. Sie sind bereits 
versiegelt und befinden sich au-
ßerhalb des FFH-Gebiets Flug-
hafen Fürstenfeldbruck. Leicht 
könnten sie den momentanen 
Bedarf von Startups aus den Be-
reichen der Biotechnologie und 
Biomedizin im Großraum Mün-
chen decken. 

Einzigartige Ausrichtung

Landrat Karmasin macht je-
doch deutlich, dass der Land-
kreis hier noch mehr erreichen 
will. Der Campus BIODROM soll 
in seiner Ausrichtung einzigartig 
sein. Forschung und Entwicklung, 
Spin-Offs und Startups, mittel-
ständische Unternehmen und In-
vestoren und vor allem auch uni-
versitäre Lehre sollen hier wie die 
Zahnräder eines Uhrwerks inein- 
andergreifen und voneinander 
profitieren. Zentraler Ansatz da-
bei ist die Einrichtung eines medi-
zinischen Zentrums, in dem For-
schung und Lehre verschiede-
ner Disziplinen, wie z. B. Umwelt-
medizin, Ernährungsmedizin und 
Prävention, zu einer ganzheitli-
chen medizinischen Betrachtung 
und Versorgung der Menschen 
verbunden sind. Ein derartiges 

Konzept gibt es bislang an keiner 
Universität. 

Ein weiterer Punkt ist die Ver-
schmelzung von Diagnostik und 
Therapie zur neuen Disziplin der 
Theranostik. Und zwar in zwei 
medizinischen Bereichen, die ge-
rade eine rasant wachsende Ent-
wicklung beginnen: die Radio-
pharmazie und Nuklearmedizin. 
Schon heute sind kurzzeitig ra-
dioaktive Substanzen bei der Er-
kennung von Krankheiten mit Hil-
fe von bildgebenden Verfahren 
wie der Positronen-Emissions-To-
mographie (PET) vielfach im Ein-
satz. Und ihr Bedarf wird massiv 
steigen. Denn künftig sollen sie 
nicht nur bei der Erforschung und 
Diagnose von Krebs, kardiologi-
schen- und neurodegenerativen 
Erkrankungen wie Demenz und 
Alzheimer eine große Rolle spie-
len, sondern vor allem auch bei 
der Bekämpfung von Krebs. Und 
zwar weltweit! Dabei gibt es aber 
ein Problem: Radiopharmazeu-
tika werden rar. Die dafür benö-
tigten Bestandteile – sogenann-
te Nuklide – wurden nämlich bis-
lang mit Hilfe von Kernreaktoren 
produziert. Und diese Reaktoren 
werden nach und nach in ganz 
Europa stillgelegt.

Chance auf Zyklotron

Allerdings gibt es andere Wege, 
Nuklide herzustellen. Ganz ohne 
strahlendes Material wie Uran – 
und somit völlig ungefährlich! Die 
Produktionsanlagen dafür wer-
den Zyklotron genannt. Der Land-
kreis hat die Chance, ein Hochleis-
tungs-Zyklotron zu bekommen 
(das zweite in Deutschland), um 
die hochbegehrten Nuklide herzu-
stellen. Gelingt es, das Zyklotron 
am Campus BIODROM anzusie-
deln, wird das ein initiales Signal 
für die folgende erfolgreiche Ent-

wicklung sein. Dann würde von 
hier aus die nächste Revolution in 
der Erforschung von Krebs, Alzhei-
mer und Herz-Kreislauferkrankun-
gen, ihrer Diagnostik und individu-
ellen Behandlung vorangetrieben. 
Ebenso wie die Entwicklung und 
Herstellung neuer Medikamen-
te und Therapien, die direkt in ei-
ner angegliederten Tagesklinik zur 
Anwendung gebracht werden und 
auch vielen Menschen über die 

Landkreisgrenzen hinaus zugute-
kommen können. 

Zentral bei der Verwirklichung 
des Campus BIODROM ist die 
konstruktive Beteiligung der Lan-
despolitik, der Universitäten und 
ihren angeschlossenen Kliniken. 
Sie müssen gemeinsam an dem 
Strang ziehen, den Investoren, 
Unternehmer und Kommunal-
politik längst aufgenommen und 
fest im Griff haben.  r



VORTEILE VON AKTIVEM 
NATUR- UND ARTENSCHUTZ 
FÜR DIE KOMMUNE 

Kostenersparnis bei  
Pflichtaufgaben 

• Reduzierter Aufwand bei der Grün­
flächenpflege 

• Bessere Ausschöpfung von Förder­
möglichkeiten bei der Biotoppflege

• Vereinfachtes Ausgleichsflächen­
management 

• Verbesserter Trink­ und Grund­
wasserschutz, Hochwasserschutz 

• Einfachere Landschaftsplanung

Belebung von Naherholung  
und Tourismus 

• Höhere Attraktivität durch Erhalt der 
Kulturlandschaft 

• Bessere Ansprache von Zielgruppen 
• Höhere Wertschöpfungseffekte 
• Leichtere Förderung touristischer 

Infrastruktur

Attraktiveres Image und  
stärkere Positionierung 

• Erhöhte Aufmerksamkeit für die 
Kommune 

• Vielfältige Ansätze für mediale  
Präsenz 

• Verbessertes Standing in kommuna­
len Netzwerken 

• Stärkere Stellung im Wettbewerb der 
Regionen

Starke Identifikation  
der Bevölkerung 

• Höhere Lebensqualität für die Bürger 
• Verbessertes Bürgerengagement 
• Intensiveres Erleben von Natur und 

Heimat
• Vielfältige Ansätze für die Umweltbildung 

Rote Listen
In den so genannten Roten Listen wird der 
Gefährdungsstatus der Arten dokumen-
tiert. Die Roten Listen zeigen damit, welche 
Tier- und Pflanzenarten besonders selten 
oder in ihrem Bestand zurückgegangen 
sind. Damit können Sie überprüfen, wie 
selten die Arten sind, die in Ihrer Kommu-
ne vorkommen. Die aktuellen Roten Listen 
finden Sie auf der Internetpräsenz des 
Bayerischen Landesamts für Umwelt unter 
www.lfu.bayern.de/natur/rote_lis-
te_tiere/index.htm

Wie gestalte ich 
meine Kommune 
naturnah?

Sehr geehrte Damen und Herren 
Bürgermeister und Gemeindevertreter,  

Naturschutz ist in aller Munde, spätestens seit 
dem erfolgreichen Volksbegehren Artenviel-
falt. Im daraufhin reformierten bayerischen 
Naturschutzgesetz steht nun wörtlich in Arti-
kel 1: „Staat, Gemeinden, Landkreise, Bezirke 
und sonstige juristische Personen des öffent-
lichen Rechts sind verpflichtet, ihre Grund-
stücke im Sinn der Ziele und Grundsätze des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 
bewirtschaften.“ 

Was also kann, darf und sollte eine Kommune 
nun für den Naturschutz tun, und wie stellt 
sie es am besten an? Und wie wird sie beim  
 

Naturschutz Vorbild für ihre Bürgerinnen und 
Bürger? Um eine Hilfestellung zu geben, haben 
wir für Sie in dieser Broschüre die wichtigsten 
Praxistipps zusammengefasst. Ich wünsche 
viel Freude bei der Lektüre!

Herzlichst Ihr,  

Dr. Norbert Schäffer 

Vorsitzender des LBV  

PRAXISTIPPS FÜR BÜRGERMEISTER FÜR MEHR NATUR IN IHRER STADT ODER GEMEINDE

 Wussten Sie, dass ... 
... die Aussterbe-Rate für 
Vögel und Säugetiere 1.000 

Mal höher ist, als aufgrund 
natürlicher Prozesse zu erwarten? 

...  pro Tag in Bayern rund elf Hektar 
Fläche neu versiegelt wird? 

...  nach einem Bericht der Vereinten 
Nationen pro Tag weltweit 130  
Tiere und Pflanzen aussterben? 

...  in Deutschland mittlerweile bereits 
jede dritte Tierart und jede vierte 
Pflanzenart gefährdet ist?

...  73 Prozent der in Deutschland vor-
kommenden Lebensräume gefähr-
det sind? 

...  Deutschland mit diesen Gefähr-
dungsraten die höchsten Werte in 
Europa erreicht?

FOTOS: FREDERIK LAUER/LBV­ARCHIV, KATRIN SCHWUCHOW/LBV, ANDREAS LÜTZELBERGER/LBV
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Mehr Verantwortung für Staat, 
Kommunen und Bürger
Der durchschlagende Erfolg des Volksbegehrens 
„Rettet die Bienen“ für mehr Artenschutz hat Gro­
ßes bewirkt: Am 01.08.2019 ist ein neues Bayeri­
sches Naturschutzgesetz in Kraft getreten. 

Den Kommunen kommt nach Artikel 1 des neuen 
Naturschutzgesetzes eine besondere Vorbildfunk­
tion bei der Bewirtschaftung ihrer Grundstücke 
zu. Sie sind danach sogar verpflichtet, „ihre Grund­
stücke im Sinn der Ziele und Grundsätze des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege zu bewirt­
schaften“. 

Anspruchsvoller Maßnahmenkatalog
Vor allem, um die beiden Interessen Landwirt­
schaft und Naturschutz zu vereinen, hat der Bay­
erische Landtag ein breites Maßnahmenpaket 
verabschiedet. Es soll „die ökologische Gestaltung 
und artenschonendere Bewirtschaftung kommu­
naler Grünflächen“ fördern. Der Freistaat Bayern 
geht mit dem neuen Gesetz weitreichende Selbst­
verpflichtungen ein:

 

NEUES NATURSCHUTZGESETZ IN BAYERN 

Gesetzestext: www.gesetze­bayern.de/Content/Document/BayNatSchG­1
Maßnahmenpaket: www.stmelf.bayern.de/mam/cms01/agrarpolitik/dateien/stmelf_aktuell_artenvielfalt.pdf

Natur- und Artenschutz sollen in Bayern mit dem 
neuen Naturschutzgesetz Priorität bekommen wie 
in keinem anderen Bundesland.  
Viele Kommunen setzen die Vorgaben bereits 
vorbildlich um. Im  Projekt „Marktplatz der biologischen 
Vielfalt“ haben zehn bayerische Gemeinden jeweils 
eine Biodiversitätsstrategie ausgearbeitet, um die 
Artenvielfalt in ihren Kommunen zu erhöhen. Vorbild 
für diese Inititative ist die  Marktgemeinde Tännesberg, 
die erste „Biodiversitätsgemeinde“ Deutschlands, 
wo bereits seit über 30 Jahren naturschutzfachliche 
Maßnahmen umgesetzt werden. Aufbauend auf den 
Erkenntnissen des Projektes können Sie unter www.
kommunale-biodiversitaet.de mehr über die 
Strategien und Maßnahmen erfahren. Entscheiden 
Sie sich für die Erstellung einer eigenen Strategie kann 
eine Förderung im Rahmen der Landschaftspflege- 
und Naturparkrichtlinien (LNPR) beantragt werden.

2

8

9

3

4

5

6

7

1

 

Allgemeine   
Verpflichtung  zum 
Schutz der Natur

1 Naturschutz als ver­
pflichtende Aufgabe für 
Staat und Gesellschaft 
sowie für jeden einzel­
nen Bürger und für 
jede einzelne Bürgerin. 
 

2 Verpflichtung zur Bewirt­
schaftung von kommu­
nalen Grundstücken nach 
den Grundsätzen und 
Zielen des Naturschutzes. 

3 Die jeweilige Zweckbe­
stimmung eines Grund­
stücks bleibt unberührt.  

4 Ökologisch besonders 
wertvolle kommunale 
Grundstücke dienen 
vorrangig den Zielen 
des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege. 

5 Bei Überlassung von öko­
logisch besonders wert­
vollen Grundstücken an 
Dritte ist die Beachtung 
der Verpflichtung nach 
Satz 4 sicherzustellen.

§Art. 1
BayNatSchG

Aufbau eines Biotopverbundes im Offen­
land auf 15 Prozent der Landesfläche bis 
2030 und hierfür auch die vorrangige Be­
reitstellung der eigenen Grundstücke und 
Aufstockung der Förderprogramme

30 Prozent Ökolandbau bis 2030

Halbierung des Einsatzes chemischer Pflan­
zenschutzmittel bis 2028

Schutz wertvoller Wiesentypen, von Streu­
obstbeständen und landschaftlichen Struk­
turelementen (Hecken, Raine und Alleen)

Beibehaltung von mindestens fünf Metern 
breite Uferstreifen beidseitig an allen Ge­
wässern, auch an kleinen Bächen

Aufbau eines Netzwerkes von Naturwald­
flächen ohne forstliche Nutzung auf zehn 
Prozent der Staatswaldflächen bis 2023 
und somit eines Verbundsystems von Na­
turwäldern mit besonderer Bedeutung für 
die Biodiversität

Reduktion der Lichtverschmutzung

Flächendeckende Etablierung von Land­
schaftspflegeverbänden 

Bessere Beratung, Erziehung, Aus­ und 
Fortbildung vor Ort
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Neue Niststation in 
der Biodiversitäts-
gemeinde Ebern



§ Das Rathaus wollte nur etwas Gutes für die Natur 
tun, und trotzdem laufen die Telefone von ver­
ärgerten Bürgern heiß, weil die Verkehrsinseln 
angeblich plötzlich „ungepflegt“ aussehen und 
die Straßenränder „verwildern“: Die Erfahrung 
zeigt, dass eine begleitende Kommunikation zu 
den Naturschutzmaßnahmen unerlässlich ist! 
Um Bürger langsam an mehr „Wildheit“ auf den 
kommunalen Flächen zu gewöhnen, können ein 
Pressetermin mit dem Bürgermeister zur Frei­
gabe einer neuen Blühfläche helfen, Umfragen 
unter den Bürgern oder Informationen auf der 
Homepage der Kommune. 

Am besten eignen sich jedoch ansprechend ge­
staltete Schilder auf den jeweiligen Flächen – mit 
ihnen bekommen dann Spaziergänger die Hin­
tergrundinformationen direkt vor Ort!

Als sinnvoll hat sich auch erwiesen, bei der Grün­
flächenpflege einen schmalen Randstreifen zu 
mähen und den Rest wild zu lassen: So sehen die 
Bürger, dass die Fläche gepflegt wird und durch­
aus so naturbelassen gewollt ist.

Die Bevölkerung einzubinden, sie mit auf den 
Weg zur Biodiversitätsgemeinde zu nehmen, ist 
tatsächlich einer der wesentlichen Erfolgsfakto­
ren für mehr Naturschutz.

Beispiele für Mitmachprojekte

• Online­Beteiligungen (Beispiel: Plattform der 
Stadt Nürnberg www.onlinebeteiligung.nu-
ernberg.de)

• Patenschaften (Baum­, Blühflächen­, Tier­ 
Patenschaften)

• Mitmach­Aktionen (Pflanzaktionen, Bau von 
Nistkästen)

Faktoren für eine gelungene 
Kommunikation

• Über das Projekt und die Ideen informieren
• Identifikation schaffen
• Zur Teilnahme motivieren
• Erfolge für anhaltende Motivation kommunizieren
• Medienpartnerschaften knüpfen
• Für neue Medien und Ideen offen sein

DAS WICHTIGSTE: DIE KOMMUNIKATION!

ERFOLGSFAKTOREN DER KOMMUNIKATION AUF EINEM BLICK

frühzeitig
Bei konkreten Maßnahmen beginnt 
die Kommunikation im Idealfall noch 
vor der Maßnahme. Dadurch fühlen 
sich die Menschen ernstgenommen 
und einbezogen.

handlungsorientiert und positiv
Handlungsmöglichkeiten aufzeigen, 
Verhaltensänderungen anstoßen. Den 
Beitrag jedes einzelnen verdeutlichen.

emotional
Man erreicht die meisten Menschen 
am besten, wenn man an ihre eigene 
Betroffenheit appelliert. Was hat das 
mit mir zu tun? 

kontinuierlich und regelmäßig
Bei kontinuierlicher und regelmäßiger 
Berichterstattung bleiben die Themen 
in der öffentlichen Wahrnehmung.

kurz, klar und prägnant
Einfache Sprache, kurze Sätze, leicht 
formuliert und verständlich.

vernetzt
Partner suchen, Kooperationen einge­
hen, Synergien schaffen: Das hilft, die 
Komplexität des Themas, die vielen 
Zielgruppen und die unterschiedlichen 
Anlässe auch bei knapper Ressourcen­
planung für Öffentlichkeitsarbeit zu 
bewältigen.

visualisiert
„Ein Bild sagt mehr als 1.000 Worte“: 
Bilder machen die Themen und Bot­
schaften greifbarer, schneller ver­
ständlich und sorgen dafür, dass sie 
besser im Kopf bleiben.

vielfältig
Ein breiter Mix aus Methoden und Ka­
nälen erreicht besonders viele Men­
schen. 

wiedererkennbar
Das Rad nicht immer neu erfinden: 
Wiederkehrende Veranstaltungsfor­
mate oder Logos schaffen Identifika­
tion und erleichtern die Arbeit

Ein Leitfaden zur Kommunikation von Klimaanpassung und biologischer Vielfalt für Städte und Gemeinden: 
www.nachhaltige­zukunftsstadt.de/downloads/LEITFADEN_Kommunikation_von_Klimaanpassung_und_Biodiversitat.pdf

NATUR IM SIED-
LUNGSBEREICH: EIN 
ÜBERLEBENSTHEMA
Eine lebenswerte Umwelt ist 
für das menschliche Dasein 
von zentraler Bedeutung. 
Natur im Siedlungsbereich 
spielt also eine grundlegen­
de Rolle bei der Daseinsfür­
sorge durch die Kommunen.

Zu den zahlreichen Vorteilen 
von vielfältiger und intakter 
Natur im Siedlungsbereich, 
den so genannten Ökosys­
temleistungen, zählen:

• besseres Klima
• sauberere Luft 
• Nah­Erholungsmöglichkei­

ten in der Natur
• Abkühlung der Siedlungs­

gebiete durch Frischluft­
schneisen
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Landkreis und Stadt Hof: 

Initiative für mehr 
Insektenreichtum
Unter dem Titel „Wir machen 
Insekten den HOF!“ berei­
ten Stadt Hof und der Land­
schaftspflegeverband Land­
kreis und Stadt Hof e.V. (LPV) 
ein Konzept für mehr Insek­
tenvielfalt.  

  
Wesentlicher Projektbestand­
teil ist die Umstellung zu 
einem insektenfreundlichen 
Mahdregime. Von Verkehrs­
inseln werden etwa nur mehr 
die Randstreifen gemäht, auf 
der übrigen Fläche dürfen 
Wildkräuter hoch wachsen. 

  Pflege vor Neuanlage

Eine Pflegeumstellung ist die kostengünstigere Vari­
ante, um vorhandene Grünflächen zu regenerieren. 
Eine Neuansaat ist immer noch möglich, sollte sich 
der Pflanzenbestand mit dem gewünschten Blühas­
pekt nicht erholen.

2  Karge Böden für mehr Pflanzen- 
 vielfalt und weniger Pflegeaufwand

Bei Neuanlagen von Grünflächen oder Staudenbee­
ten nährstoffarmen Untergrund verwenden. Fette 
Böden durch karge Mischungen, wie Kalkschotter, 
Kies oder Sand – mit wenig Humusanteil – ersetzen. 
Für den jeweiligen Bodentyp geeignete Anpflanzun­
gen und Einsaaten (einheimisches Saatgut – Punkt 7!) 
gedeihen so am besten.  

3  Verzicht auf Pestizide

Pflanzenschutzmittel zerstören das natürliche 
Gleichgewicht, da sie nicht nur unerwünschte Tiere 
und Pflanzen, sondern auch deren nützliche Gegen­
spieler vernichten. Zur Entfernung störender Pflan­
zen gibt es umweltschonendere Möglichkeiten (z.B. 
thermische Behandlung). 
Machen Sie mit und werden auch Sie zur pestizidfreien 
Kommune (Seite 8).

4   Verzicht auf Düngung

Ungedüngte und nährstoffarme Böden sorgen für 
ein artenreiches Grünland mit Blumen und Kräu­
tern. Eine intensive Düngung fördert vorrangig ver­
schiedene Grasarten, welche gegenüber krautigen 
Blütenpflanzen konkurrenzstärker sind. Auf lange 
Sicht fördert das Pflanzenarmut und Vergrasung. 

5   Weniger Mähen – und wenn, dann 
 schonend!  

Mahdrhythmus reduzieren und Mähpraxis än­
dern. Prüfen Sie, ob überhaupt, wann, wie oft, wie 
intensiv und mit welchem Gerät eine Mahd erfor­
derlich ist. Verzichten Sie auf das tödlich­schred­

dernde Mulchen und stellen Sie stattdessen auf 
die alte, biodiversitätsschonende Mähtechnik mit 
modernen Doppelmesserbalken um. Durch Ge­
räteträger in Kombination mit verschiedenen Vor­
satzgeräten können Sie die vielseitigen Arbeits­
schritte der umweltschonenden Mahd abdecken 
und sparen Gerätschaften ein. Nach wie vor ist 
aber auch ein herkömmlicher Traktor mit Mähbal­
ken und Ladewagen eine gute Lösung.   
Bitte weisen Sie ihre Bauhöfe an, die inzwischen 
einschlägig bekannten Leitfäden zur Pflege und Be­
wirtschaftung von Grünland zu berücksichtigen, z.B. 
Praxis-Handbuch für Bauhöfe, Handlungsleitfaden für 
Insektenschutz in Kommunen und Insektenreiche Le-
bensräume im öffentlichen Grün (Seite 11). 

6   Der Umgang mit dem Mähgut

Prinzipiell soll das gemähte Grüngut von der Fläche 
entfernt werden, um einer besonders schädlichen 
Nährstoff­Anreicherung entgegenzuwirken, wegen 
der viele nützliche Pflanzen nicht mehr wachsen 
können (Entsorgung des Grünguts durch 
Kompostierung oder in der Biogasanlage). Dazu gibt 
es inzwischen auch moderne Aufnahmetechniken 
für Kleintraktoren. Wichtig ist ein zeitlicher Abstand 
von ein bis zwei Tagen nach der Mahd, damit die 
Insekten von der gemähten Fläche flüchten können.
Während extremer Trockenperioden auf eine 
Mahd zu verzichten ist sinnvoll. Sollte es dennoch 
notwendig sein, kann das Mähgut zeitweise als 
Verdunstungsschutz für den Boden auf der Fläche 
bleiben. Das ist insbesondere für Baumscheiben 
um jüngere Gehölzpflanzungen wichtig. Nutzen Sie 
für solche Fälle kompetente Beratung (Seite 11).

 Einheimisches Saatgut und Pflanz- 
 material verwenden

Die heimische Tierwelt ist besonders an einheimi­
sches Saatgut und Pflanzmaterial angepasst und 
kann fremdländische Pflanzen oft gar nicht verdau­
en. Deswegen ist es ideal, wenn man für die Neu­
anlage von Grünland Rasenschnitt von artenreichen 
Spenderwiesen ausschüttelt. Auf den Wiesentyp 
und den Naturraum abgestimmte Regio­Saatgutmi­
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Funkferngesteuerte Mähraupe 
mit Grasschneidewerk (oben) und  
mit einem Anbaugerät zur 
Aufnahme des Mähguts (unten). 
Foto: KLP Baumaschinen GmbH 



Stadt Bamberg:  
Umstellung der 
Mahd
In Bamberg wurde die Pfle­
ge von intensiv auf extensiv 
umgestellt durch Herab­
setzen der Mahdhäufigkeit 
und anschließender Auf­
nahme des Mahdguts. Zu­
nächst entlang der Osttan­
gente auf sechs Kilometer 
Länge sind inzwischen fast 
alle zuführenden Straßen 
einbezogen, auf nunmehr 
etwa zehn Hektar Gesamt­
fläche.

schungen sind auch im Handel erhältlich. Fachliche 
Beratung ist hierbei empfehlenswert. Bei Gehölz­
pflanzungen ist heimischen Sträuchern und Bäu­
men der Vorzug zu geben. Insbesondere auf robus­
tes Wildobst darf verstärkt zurückgegriffen werden.

8   Laub einfach liegen lassen     

Auch Falllaub hat ökologische Funktion, vielen Tieren 
dient es als Lebensraum, Nahrung und Winterquar­
tier. Keine Laubsauger verwenden, das vernichtet 
das in der Laubstreu beheimatete Kleingetier.

9   Begrünung wo immer möglich

Schaffen Sie mehr Grün in ihrer Kommune, wo noch 
keines ist. Dächer mit flacher Dachneigung (v.a. In­
dustriegebäude) eignen sich ideal zur Anlage bunter 
Wildkräuterrasen. Trotz Grundversiegelung entste­
hen so Biotope und sorgen zudem für einen verbes­
serten Regenwasserrückhalt. Kahle Außenfassaden 
bekommen mit Rankgewächsen (Efeu, Wilder Wein 
etc.) ein ökologisches Gesicht (Nektarquellen und 
Niststätten für Vögel). Beide Maßnahmen können 
Kommunen bei Baugenehmigungsverfahren zur 
Auflage machen. 

10   Erde ohne Torf 

In Zeiten der Klimawandels sollte die Verwendung 
von torfhaltiger Erde in kommunalen Betrieben tabu 
sein. Moore sind unsere besten CO2­Speicher, wäh­

rend Torfabbau dieses Treibhausgas freisetzt und 
unsere Klimasituation weiter verschlechtert. Ein Ver­
zicht trägt nicht nur zum Klimaschutz bei, sondern 
auch zum Erhalt höchst gefährdeter Lebensräume 
mit seltenen Tier­ und Pflanzenarten.

  Förderung beantragen

Nach den Landschaftspflege­ und Naturparkricht­
linien (LNPR) können Kommunen eine Förderung 
für zahlreiche Maßnahmen beantragen – beispiels­
weise für Hecken­ und Gewässerpflege oder die 
Wiederherstellung von Biotopen. Dabei müssen die 
förderfähigen Gesamtausgaben einen Betrag von 
2.500 Euro übersteigen. Beratung und Einreichung 
der Anträge erfolgt über die Untere Naturschutzbe­
hörde.

  Kompetente Hilfe nutzen

Folgende Ansprechpartner helfen Ihnen nicht nur 
bei Fragen zur Pflege und Neuanlage weiter, son­
dern auch bei der Erstellung von Pflege­ und Um­
setzungskonzepten:
• der Landschaftspflegeverband (LPV)
• Kreisfachberater für Gartenkultur und  

Landespflege
• lokale Umweltverbände (Kreisgruppen von LBV 

oder Bund Naturschutz)
• lokale Verbände für Gartenbau und Landespflege
• die zuständigen Unteren Naturschutzbehörden 

Mehr Mut zur Unordnung
Kleine innerörtliche Bereiche ein­
fach sich selbst überlassen. Das 
spart Pflegeaufwand. Prädesti­
niert sind Randzonen von Parks, 
aber durchaus auch von Sport­
anlagen, Schul­ und Kindergär­
ten oder Friedhöfen. Einfach mal 
Laub­ oder Reisighaufen unter 
einem Gebüsch liegen lassen, als 
Überwinterungsstätte beispiels­
weise für den Igel.

BEST PRACTICE

Verzicht auf Mähroboter 
Bitte kein Einsatz von Mährobo­
tern auf intensiv genutzten Grün­
flächen (Sport­ und Spielplätze, 
Parkbereiche)! Die dabei übel 
verletzten Igel sind nur die Spitze 
des Eisbergs. Von den anderen 
betroffenen Tieren – von der 
Blindschleiche bis zum Laufkäfer 
– bekommt man meist gar nicht 
mit, wenn sie von dem Gerät er­
fasst und zerhäckselt werden.

Naturnahe Strukturen
Ob Wasserstellen, Lesestein­
mauer oder ­haufen, vegeta­
tionsfreie kleine Rohboden­
flächen oder Insektenhotels 
– alles auch gute Elemente 
für Umweltbildung in Schul­ 
und Kindergärten und sons­
tigem öffentlichen Grün. Jeg­
liche Strukturvielfalt fördert 
Biodiversität!

11
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Wenn man an Grünflächen nur 
den Rand mäht und die Wiese in 
der Mitte stehen lässt, sehen die 
Bürger, dass die Fläche gepflegt 
wird und so wild gewollt ist.
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WEITERE TIPPS:



Von der Quelle bis zur Mündung verändert sich 
ein Fließgewässer mit seinen Ufer­ und Auenbe­
reichen ständig und bietet Lebensräume für ver­
schiedenste Tier­ und Pflanzenarten. Nicht nur 
zur Vernetzung von Lebensräumen spielen Fließ­
gewässer eine entscheidende Rolle, auch für den 
Menschen bieten sie großen Nutzen:

• Erhöhung der Siedlungsqualtiät 
• Kühlungseffekt auf die Umgebung  
• Aufwertung des Orts­ und Landschaftsbildes 
• Frischluftschneisen für Siedlungen  
• Hochwasserschutz 
• attraktive Naherholungsorte für Bürger 

Selbstreinigungskraft
Durch ihr komplexes Gefüge können Fließge­
wässer Nähr­ und Schadstoffe teilweise komplett 
selbstständig abbauen. Voraussetzung dafür ist 
ein guter ökologischer Zustand des Gewässers. 

EU-Richtlinie für gesunde Flüsse 
Mit der Wasserrahmenrichtlinie hat es sich die EU 
zum Ziel gemacht, alle Flüsse bis spätestens 2027 
in einen ökologisch guten Zustand zu bringen. 
Auch die Kommunen müssen dieses Ziel verfol­
gen, besonders für Gewässer, die in Ihren Zustän­
digkeitsbereich fallen, wie kleinere Gewässer und 
Bäche. Allein in Bayern machen diese Gewässer 
dritter Ordnung über 90 Prozent des Gesamtfließ­
gewässernetzes aus. 

Für die Verbesserung des Gewässerzustandes 
können Sie bereits jetzt einige wesentliche Punk­
te umsetzen und steigern damit nicht nur die Le­
bensqualität der Bachbewohner, sondern Ihrer 
gesamten Gemeinde:

1  Durchgängigkeit sichern 
Um die Durchgängigkeit zu sichern, sind 

künstliche Querbauten zu beseitigen oder Hilfen, 
wie Fischtreppen, anzulegen. Bebauung und Ver­
siegelung der Uferbereiche ist zu vermeiden bzw. 
nach dem Maßnahmenpaket des BayNatSchG 
sind Gewässerrandzonen von mindestens fünf 
Metern Breite verpflichtend. Dafür können Sie 

Schilf­, Röhricht­ und Hochstaudenstreifen ent­
lang der Uferzonen, sowie störungsarme Freiräu­
me für Tiere und Pflanzen anlegen.  

 Natürlicher Wasserrückhalt 
Gerade Bachläufe mit hoher Fließgeschwin­

digkeit erhöhen die Überflutungswahrscheinlich­
keit bei Starkregenereignissen. Ein Gewässer mit 
vielen Windungen und natürlich bepflanzten Ufer­
bereichen erhöht den Rückhalt – das Wasser kann 
übertreten, aber auch wieder versickern. Zusätz­
lich wird die Fließgeschwindigkeit abgesenkt. 

 Pflege mit Augenmaß 
Bei Pflegemaßnahmen sollten Sie eine ge­

staffelte Bearbeitung bevorzugen, damit Tierarten 
ausweichen können. So können Fließgewässer als 
Biotopverbindungen dienen und trotzdem der öf­
fentlichen Nutzung erhalten bleiben. 

4  Fördermöglichkeiten nutzen
Für die naturnahe Umgestaltung eines Fließ­

gewässers gibt es zahlreiche Fördertöpfe. Die Ab­
stimmung mit den zuständigen Behörden ist nötig 
und sinnvoll:  

• Wasserwirtschaftsamt 
• Untere Naturschutzbehörde  
• Untere Wasserrechtsbehörde 
• Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
• Amt für Ländliche Entwicklung

Nähere Infos, wie Sie kommunalen Hochwasser­
schutz und biologische Vielfalt vereinen können 
erhalten Sie unter www.lbv.de/naturschutz/
lebensraeume-schuetzen/baeche.

GEWÄSSERSCHUTZ - ESSENTIELL FÜR NATUR UND MENSCHGemeinde Burggen: 

Renaturierung des 
Dorfbaches
Im Rahmen eines Dorfer­
neuerungsverfahrens sind 
in der Gemeinde Burggen 
im Landkreis Weilheim­
Schongau Abschnitte eines 
Baches teilweise renatu­
riert und ansprechender 
gestaltet worden. Ein Ge­
winn für die dörfliche Le­
bensqualität.

BEST PRACTICE

Broschüre „Lebendige Bäche in Bayern“ unter: www.lbv.de/naturschutz/lebensraeume­schuetzen/baeche

§
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vorher

Wasseramseln haben vielfältige Ansprüche 
an den Lebensraum. Sie  benötigen vor 
allem klare, schnellfließende Gewässer mit 
dichter Ufervegetation und ausreichend 
Nahrung in Form von im Wasser lebenden 
Kleintieren.

EU-Wasserrahmenrichtlinie 
Alle Flüsse sollen bis spätestens 2027 einen 
ökologisch guten Zustand aufweisen.

BayNatSchG Art. 16 Abs. 1
Es ist verboten, in der freien Natur entlang 
natürlicher Gewässer in einer Breite von fünf 
Metern diese garten­ oder ackerbaulich zu 
nutzen (Gewässerrandstreifen). 

nachher



 Naturgemäße Forstwirtschaft
Was im Staatswald nach dem reformierten 

Bayerischen Waldgesetz bereits als verpflichten­
des Ziel gilt, dem sollten auch Kommunen mit 
gutem Beispiel folgen und zehn Prozent ihrer 
Fläche aus der forstlichen Nutzung nehmen. 
Es sollen Naturwaldparzellen und Naturwald 
mit Prozessschutz geschaffen werden. Primär­
Bestände mit bereits naturnaher Bestockung 
(Laubwälder und Auwälder) gilt es zu entwickeln. 
Der übrige Wald sollte nach den Kriterien der 
„naturgemäßen, nachhaltigen Forstwirtschaft“ 
bewirtschaftet werden. Dazu gehört der Erhalt 
von Horst­, Höhlen­, Biotop­ und Altbäumen und 
insbesondere starkem Totholz (Mindestanteil 25 
Festmeter pro Hektar). Der Waldumbau sollte 
mit klimastabilen, trockenheitsverträglichen und 
standortheimischen Baumarten erfolgen und 
Sonderstandorte wie Moore, Lichtungen, Wald­
wiesen, Gewässer und trockene Kiefernheiden 
nicht aufgeforstet, sondern vorrangig natur­
schutzfachlich bewirtschaftet werden.

Es können auch Fördermöglichkeiten in An­
spruch genommen werden wie z.B. das Bayeri­
sche Vertragsnaturschutzprogramm Wald (VNP 
Wald).  Hierüber sollen besonders wertvolle 
Waldlebensräume wie Mittel­ oder Niederwäl­
der, Alt­ und Biotpbäume, sowie Totholz gesi­
chert werden.

 Biotopverbund mit entwickeln
Das neue Naturschutzgesetz sieht vor, bis 

2030 im Offenland einen Biotopverbund auf 15 
Prozent der Landesfläche aufzubauen. Hierbei 
sind die kommunalen Flächen ein wichtiger Bau­
stein. Dabei kann und soll Landwirtschaft auf 
den Flächen weiterbetrieben werden, aber als 
Flächeneigentümer müssen Sie zukünftig Sorge 
dafür tragen, dass dies in ökologisch­naturver­
träglicher Weise geschieht! 

 Extensive Landnutzung fördern
Kommunen treten häufig als Verpächter 

landwirtschaftlicher Flächen auf. Her haben Sie 
über Pachtverträge die Möglichkeit, die natur­
nahe Bewirtschaftung der kommunalen Flächen 
rechtlich zu verankern, um eine extensive Land­
nutzung von Grünland und Äckern sicherzustel­
len. 
Vorrangig ist hier ein Verzicht von Pestiziden 
und Insektiziden festzulegen, oder im Idealfall 
einfach an Öko­Landwirte zu verpachten (Ziel 
30% Ökolandbau bis 2030).  Eine Teilnahme am 
Vertragsnaturschutzprogramm zu verankern ist 
ebenfalls sinnvoll. 

NACHHALTIG WIRTSCHAFTEN IN WALD UND OFFENLAND

Charakteristischer Offenland-
Bewohner und Indikator für 
intakte Strukturen: das Rebhuhn. 
Es braucht Brachflächen mit 
schützendem Gebüsch und 
Heckenreihen.

der Landesfläche im 
Biotopverbund 
bis 2030,
das gibt Artikel 19 des 
neuen Naturschutzgesetzes 
vor.

zusätzliche  
Obstbäume 
bis 2035,
das gibt der im Oktober 
2021 verabschiedete  
Streuobstpakt vor.

15%

1 Mio

WEITERE TIPPS:
Traditionelle, regionaltypische 
Nutzungsformen unterstützen
Unterstützen Sie z. B. Streuobst, Teich­
wirtschaft oder Schäferei. Dabei sollte 
auch auf Erhalt von alten Landsorten 
und Landrassen geachtet werden, 
da diese einen wichtigen Beitrag zur 
Biodiversität darstellen. Wo immer 
möglich, sollte extensiver Beweidung 
Vorzug gegeben werden, da diese 
Struktur­ und Biodiversität fördert.

Unordnung fördern
Bestehende Landschaftselemente wie Hecken, Raine 
und Alleen sowie Sonderstrukturen (Stein­/Totholzhau­
fen, Brachezonen) sollten erhalten bzw. neu angelegt 
werden. Sie können wie Straßen­, Feldwegränder und 
Gräben als lineare Verbundelemente dienen, sollten 
aber ökologisch sinnvoll entwickelt und gepflegt sein. 

Ganz wichtig dabei: Überlassen Sie das nicht ungere­
gelt den Anrainern, sondern machen Sie nach Beratung 
auch hier Vorgaben.

Beweidung heißt die Zauber-
formel für Streuobst und 
Wiesenflächen – keine andere 
Art der Bewirtschaftung trägt 
mehr zum Wiederaufbau der 
Insektenpopulationen bei.

1 2
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Musterpachtverträge zur naturnahen Bewirtschaf-
tung der kommunalen Flächen können Sie unter 
www.fairpachten.org und www.pestizidfrei-ver-
pachten.de herunterladen. 



Pestitzideinsatz ist kurzsichtig gedacht: 
Hauptursache für das Insektensterben
Pflanzenschutzmittel und Biozide wirken sich 
nicht nur negativ auf die unerwünschten Organis­
men aus, sondern gefährden auch viele nützliche 
Pflanzen und Tiere. So werden Nahrungsketten 
unterbrochen, Lebensräume für Tier­ und Pflan­
zenarten teilweise unbewohnbar gemacht, und 
dies bleibt auch für uns nicht ohne Folgen. Ins­
besondere das Insektensterben wird auch durch 
Pestizide begünstigt, und Sie können helfen, dies 
zu stoppen.

Muss alles sauber aussehen?
Wie „ordentlich“ muss eine Fläche aussehen? Da­
von hängt im Wesentlichen der Einsatz von Pesti­
ziden ab. Wege mit fließenden Übergängen statt 
schnurgeraden Kanten, Gräsern und Kräutern auf 
öffentlichen Flächen: ein Mix aus intensiver und 
extensiver Pflege kann schön aussehen, den Er­
lebniswert steigern und einen Beitrag zu mehr in­
nerstädtischer Biodiversität darstellen. Gehwege 
müssen aus Gründen der Verkehrssicherung von 
Bewuchs freigehalten werden, doch dieses Ziel 
können Sie auch mit anderen Methoden als mit 
Pflanzengift erreichen.
Die Stadt Nürnberg etwa geht diesen Weg seit zir­
ka 30 Jahren. Unerwünschte Beikräuter werden 
dennoch nicht toleriert, sondern bei Bedarf ent­

weder manuell entfernt oder maschinell mittels 
Wildkrautbesen.

Eine Frage des Zeitpunktes
Je früher im Jahr unerwünschte Wildkräuter ent­
fernt werden, desto besser bringt man sie unter 
Kontrolle. Die händische Entfernung einzelner 
Problempflanzen durch Ausreißen klingt zwar 
mühsam, hat sich aber bereits in vielen Fällen 
bewährt. So sorgen Sie und Ihre Kommune für 
Verkehrssicherheit, Blütenpracht und gesunde 
Lebensbedingungen, ohne nützliche Insekten wie 
Bienen, Wildbienen und Schmetterlinge zu ge­
fährden.

Fazit
Ein kompletter Verzicht auf Pflanzenschutzmittel 
in Ihrer Kommune ist schon heute möglich, ohne 
die Unterhaltungspflichten als Gemeinde zu 
vernachlässigen.

PESTITIZIDFREI IST MACHBAR

550...550...

Stadt Glachau:  
Glyphosatverzicht
Nach wie vor werden 
Pflanzenbekämpfungs­
mittel nicht nur auf land­
wirtschaftlichen Flächen 
sondern auch direkt im 
Stadt­ und Gemeinde­
gebiet auf Sport­ und 
Spielplätzen, an Straßen­
rändern und Wegen zum 
Einsatz gebracht, um un­
erwünschtem Bewuchs 
zu entfernen. 
Die Stadt Glachau macht 
es vor: Sie hat sich gegen 
den Einsatz von Glypho­
sat ab dem Frühjahr 
2018 entschieden und 
führt Pflanzenbekämp­
fungen heute nur noch 
mechanisch oder mit 
dem Heißwasserverfah­
ren  durch. Somit sichert 
die Gemeinde aktiv ein 
gesundes  Wohnumfeld 
für ihre Bürger.

ALTERNATIVEN ZUM PESTIZIDEINSATZ:

Thermische Verfahren
Mithilfe von Abflamm­ oder 
Infrarotgeräten und durch 
starke Hitzeeinwirkung wer­
den unerwünschte Wildpflan­
zen abgetötet. HWS­Systeme 
zum Beispiel funktionieren mit 
Heißwasser und einer isolie­
renden Schaumschicht, welche 
unbedenklich für die Umwelt 
ist (siehe kleines Bild).

Mechanische Verfahren
Da die Geräte zur thermischen 
Wildkrautvernichtung meist 
einen hohen Energiebedarf ha­
ben, können Sie auch auf me­
chanische Verfahren setzen. 
So werden an Kehrmaschinen 
beispielsweise spezielle Radial­
besen mit härteren Borsten 
aus Kunststoff oder Metall ein­
gesetzt.

Weitere nicht-chemi-
sche Verfahren
Zur Bekämpfung unerwünschter 
Wildkräuter bietet die Landwirt­
schaftskammer nützliche Tipps: 
www.landwirtschaftskam-
mer.de/landwirtschaft/
pflanzenschutz/genehmi-
gungen/unkrautohneche-
mie/index.htm

...pestizidfreie Städte und 
Gemeinden deutschlandweit. 
Diese verzichten bei der Pflege ihrer 
Grün­ und Freizeitflächen völlig auf 
chemisch­synthetische Pestizide.
Der BUND dokumentiert die­
se Kommunen seit 2018 in ei­
ner interaktiven Karte unter:   
www.bund.net/pestizidfreie-kommune. 
Bereits 100 bayerische Kommunen 
sind in der Karte zu finden. Schauen 
Sie doch mal hinein, ob Sie vielleicht 
bekannte Namen finden.

BEST PRACTICE
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Durch das Heißwasser-Schaum-
Verfahren können unerwünschte 
Wildkräuter effektiv und gezielt 
entfernt werden, ohne die Um-
welt zu belasten. Der Schaum 
basiert je nach Hersteller z.B. auf 
Zuckertensiden, Mais oder Kokos. 
Foto: Iprogreen GmbH

Beschlussvorlage für den Gemeinderat, ab sofort kei-
ne Pestizide mehr auf Gemeindeflächen einzusetzen:   
www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/pu-
blikationen/umweltgifte/umweltgifte_pestizide_
beschlussvorlage.docx



Dramatischer Landverbrauch 
Täglich werden in Bayern rund 11 Hektar Fläche 
versiegelt. Dies entspricht einer Fläche von zir­
ka 15 Fußballfeldern. Während sich Siedlungen 
und die intensive Landwirtschaft immer weiter 
ausbreiten, schrumpft die umgebende Land­
schaft pro Jahr um 40 Quadratkilometer. Der 
Anteil der Siedlungs­ und Verkehrsfläche an der 
Gesamtfläche Bayerns stieg von 1981 bis 2019 
von acht auf 12 Prozent an. 

Negative Folgen für Mensch und Natur
Lebensräume für Tier­ und Pflanzenarten wer­
den zerschnitten oder gehen ganz verloren. Das 
Artensterben setzt sich fort. Dazu kommt, dass 
die Bodenversiegelung in Siedlungen zu so ge­
nannten Hitzeinseln führt, so dass es innerorts 
meist viel wärmer ist als am Rand. 

Auch die Hochwassergefahr durch Starkregen­
ereignisse nimmt immer weiter zu. Das Wasser 
kann so schnell gar nicht versickern, die Kana­
lisation ist schnell überfordert und am Ende 
muss die Feuerwehr anrücken, um Keller auszu­
pumpen. Die mittel­ und langfristigen Folgekos­
ten der Bebauung werden bisher meist nicht in 
Planungen berücksichtigt, obwohl sie die Kom­
munen finanziell stark belasten können.

Der Landschaftsverbrauch wird beschleunigt 
durch zusätzliche Subventionen und steuerli­
che Vergünstigungen für Gewerbegebiete. Fol­
gen sind entleerte Innenstädte und Ortskerne. 
Das Gegenteil sollte der Fall sein. Andernfalls 
führt dies zu einer Unterauslastung wichtiger 
Versorgungseinrichtungen und zu einem At­
traktivitätsverlust der Kernzonen. Nicht aus­
gelastete und gegebenenfalls geschlossene 
Schulen und Kindergärten sowie die Zunahme 
der Wohnungsleerstände bilden bereits heute 
die Situation nicht nur in vielen Stadtteilen, son­
dern auch in ländlichen Gemeinden ab.

Ist die Trendumkehr möglich?
Die Bayerische Staatsregierung möchte bis zum 
Jahr 2030 den Flächenverbrauch auf fünf Hekt­
ar pro Tag senken. Die Bundesregierung strebt 
bis 2050 sogar das Ziel einer Netto­Null­Bilanz 
an. Um diese Ziele auch zu erreichen und die 
Folgen des Flächenverbrauchs zu minimieren, 
ist vor allem ein Abschied von der Wachstums­
philosophie notwendig.

Eine nachhaltige Siedlungsentwicklung, die 
dem so genannten „Innen vor Außen“­Prinzip 
folgt, ist hierbei eine gute Lösung: Also anstatt 
Neubaugebiete auszuweisen lieber leerstehen­
de Objekte in der Innenstadt renovieren lassen.

FLÄCHENVERSIEGELUNG

WEITERE TIPPS:

Renaturierung

Eine Renaturierung von versiegel­
ten Flächen kann für kleine grüne 
Inseln sorgen. Das Anlegen von 
Parkanlagen, kleinen Blüh­Inseln 
oder gar Blühstreifen verbessert 
nicht nur das Siedlungsklima, son­
dern sorgt auch für ein hübsches 
Erscheinungsbild.

Dach- und Fassadenbegrünung

Auch Dach­ oder Fassadenbepflanzungen können grüne Oa­
sen in den Siedlungsgebieten werden! Sie sehen nicht nur 
ästhetisch aus, sondern wirken sich auch positiv auf das Sied­
lungsklima aus. Auch die Biodiversität an diesen Flächen wird 
deutlich gesteigert. So bieten grüne Dächer und Fassaden 
Ersatzlebensräume für gefährdete Pflanzen­ und Tierarten. 
Welche Vorteile eine Dachbegrünung noch mit sich bringt und 
weitere Tipps finden Sie unter: www.eigenheimerverband.
de/wissenwertes-fachinformationen/haus-wohnung/flyer/
dachbegruenung.

Gemeinde Bischofsheim 
an der Rhön:
Leerstand nützen 
statt neu bauen
In Bischofsheim an der 
Rhön werden seit vielen Jah­
ren keine neuen Baugebiete 
mehr ausgewiesen und so­
gar alte Planungen zurück­
gezogen. Zu zahlreich sind 
die Baulücken und Leer­
stände im Ortskern, die nun 
von der Gemeinde über 
Förderprogramme und 
sinnvollem Flächenmanage­
ment dem Markt zugeführt 
werden. Dadurch konnte 
Fläche gespart und dennoch 
ein Einwohnerzuwachs ver­
zeichnet werden.

Stadt Coburg & Erlangen:
Verbot von  
Schottergärten
Städte wie Erlangen und Co­
burg haben private Schot­
tergärten mithilfe einer 
Änderung der Freiflächen­
gestaltungssatzung verbo­
ten.

Private Initativen 
von Bürgern 
Der Berliner Ulf Soltau stellt 
unter der Facebook­Grup­
pe „Gärten des Grauens“ 
anonymisiert Negativbei­
spiele von Gärten zur Schau:  
www.de-de.facebook.com/
GaertenDesGrauens. Jeder 
Bürger kann Bilder einsen­
den. Das Projekt war so er­
folgreich, dass mittlerweile 
sogar Bildbände veröffent­
licht  wurden.

BEST PRACTICE

11 Hektar...11 Hektar...
...Flächenverbrauch pro 
Tag in Bayern.
Das soll sich nun ändern. Bis 2030 
will die Bayerische Regierung die 
tägliche Versiegelung auf fünf Hek­
tar senken und bis 2050 sogar eine 
Netto­Null­Bilanz anstreben. Helfen 
auch Sie mit Ihrer Kommune, diese 
Ziele zu erreichen.
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LICHTVERSCHMUTZUNG

Leitfaden zur Eindämmung von Lichtverschmutzung: www.bestellen.bayern.de/shoplink/stmuv_natur_0025.htm
www.paten­der­nacht.de
www.sternenpark­schwaebische­alb.de

23 Uhr23 Uhr
Keine Bestrahlung 
öffentlicher Gebäude 
nach 23 Uhr...
...das gibt das neue Bayerische 
Naturschutzgesetz vor. Außer­
halb von Siedlungsgebieten sind 
die Regelungen noch strenger.
Zudem sind Himmelsstrahler 
und ähnliche Anlagen nach Arti­
kel 11a BayNatSchG verboten.

So wählen Sie 
die richtige  
Beleuchtung: 

1. Abschirmung    
Licht nur dorthin len­
ken, wo es benötigt 
wird. Leuchte waagrecht 
montieren (ULOR 0%)  

2. Lichtfarbe  
Warmweißes, UV­freies 
Licht ist für den Men­
schen angenehm und 
lockt wenig Insekten an. 
Je gelber desto besser.  

3. Intensität 
Ein gleichmäßiges, schwa­
ches     Beleuchtungsbild
ist meist besser als 
punktweise helle Be­
leuchtung. Keine zu hohe 
Lichtpunkthöhe wählen.  

4. Energieeinsparung
Moderne Natriumdampf­
lampen und LEDs sind 
besonders energieeffi­
zient. Umrüsten ist mit 
BMU­Förderung möglich.  

5. Notwendigkeit
 Licht nur zur Wegesi­
cherheit und Orientie­
rung einsetzen. Zu rein 
dekorativen Zwecken 
sollte von einer Beleuch­
tung abgesehen werden.  
Auch die Dauer der Be­
leuchtung sollte auf das 
Notwendigste redu­
ziert werden. Hier hel­
fen Bewegungsmelder. 

Weiß Du, wieviel Sternlein stehen? Nein, eigentlich 
nicht. Meistens sieht man kaum noch einen Stern, 
denn so richtig dunkel ist es nachts fast nirgendwo 
mehr in Deutschland. 

Romantik versus Überleben
Für den Menschen schön anzusehen, aber für die 
Natur kann eine nächtliche Beleuchtung immense 
negative Folgen bedeuten. Rund 60 Prozent aller 
Tiere sind nachtaktiv und werden durch falsche und 
unnötige Beleuchtung in ihren nächtlichen Aktivi­
täten massiv gestört. Durch ihr differenziertes Seh­
spektrum nehmen Tiere manche Beleuchtungsar­
ten als lebensfeindlich wahr. Hier ist vor allem Licht 
mit einem hohen UV­Anteil ein Problem, also auch 
die modernen LEDs.

Alleine an Deutschlands Straßenlaternen sterben 
100 Milliarden Insekten während des Sommers. Ur­
sachen sind Erschöpfung wegen Dauerumkreisung 
des Lichts, Verbrennen oder Tod durch angelockte 
Fressfeinde. Vor allem blau­kaltes Licht wirkt stark 
anziehend auf Insekten, setzen Sie daher konse­
quent auf warm­gelbliches Licht.

Nächtliche Beleuchtung vor einem Fledermaus­
quartier unterdrückt deren Nahrungssuche, da die 
nachtaktiven Tiere vermuten, es sei immer noch Tag. 
Die Auswirkungen auf die Nachwuchsrate sind da­
her massiv.
Igel meiden bereits Bereiche, die nur minimal be­
leuchtet sind. Vor dem Winterschlaf sind sie jedoch 
darauf angewiesen, Fettreserven anzufressen. 
Durch die Beleuchtung gehen ihnen Nahrungsräu­
me verloren, und sie müssen kräftezehrende Um­
wege zurücklegen. 
Beleuchtete Hochhäuser oder Türme können zu Kol­
lisionen mit Vögeln führen, auch der lichtgesteuerte 
Jahres­ und Tagesrhythmus von Vögeln leidet durch 
Dauerbeleuchtung. Die Folge ist ein verfrühtes Brut­
geschehen, das zum Scheitern verurteilt ist.  
Eine nächtliche Flussbeleuchtung kann fatale Folgen 
für Fische haben und bis zu deren Unfruchtbarkeit 
führen. Bei der Produktion von Duft und Nektar oder 
beim jahreszeitlichen Rhythmus werden auch Pflan­
zen gestört: Das viele Licht suggeriert, dass es noch 
Sommer sei, daher werfen Bäume zum Beispiel im 
Herbst ihr Laub zu spät ab und erfrieren dann.  
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Der Landschaftspflegeverband (LPV) - 
wichtiger Partner bei Planung, Beratung 
und Umsetzung
Die 64 Landschaftspflegeverbände in Bayern sind 
in der Regel auf Landkreisebene organisiert, deren 
Vorstände drittelparitätisch aus Vertretern der Land­ 
und Forstwirtschaft, Naturschutzverbänden und 
Kommunen besetzt sind. Es ist ein langbewährtes 
Vereinsmodell, das vor allem Kommunen bei ihren 
gewachsenen Aufgaben im Umweltbereich entlas­
tet. Als Dienstleister kümmert sich der Landschafts­
pflegeverband um Förderung und Abwicklung von 
Maßnahmen, die überwiegend von Landwirten 
umgesetzt werden, wodurch hohe staatliche Förde­
rungen in die Kommune geholt werden. Ziel ist eine 
flächendeckende Etablierung dieser Form des ko­
operativen Naturschutzes (derzeit 80 Prozent).  

Beratungen zu den Fördermöglichkeiten und för­
derfähigen Maßnahmen erhalten Sie außerdem bei 
den Unteren Naturschutzbehörden bzw. bei den 
neuerdings in den Landratsämtern angesiedelten 
Biodiversitätsberatern. Bei Fragen zum „rechtlichen 
Artenschutz“, „Ausgleichsverfahren“ und „Anlage 
hochwertiger Lebensräume“ hilft Ihnen ebenso die 
Untere Naturschutzbehörde. Weiterhin bieten die 
Kreisfachberater für Gartenbau und Landespflege 
Unterstützung an. 

Beratung durch den LBV
Örtliche Gruppierungen der Naturschutzverbände, 

wie etwa der LBV oder auch der Bund Naturschutz 
können Sie mit Fachwissen unterstützen und bei 
Pflege und bei Neuanlage von kommunalen Flächen 
oder auch bei der Erstellung von Pflege­ und Umset­
zungskonzepten behilflich sein. Einige Beispielpro­
jekte, teils in Trägergemeinschaft, des LBV sind: 

• „Lebendige Bäche in Bayern“
• „Quellschutz in Bayern“ 
• „Kommunalflächenmanagement im Landkreis Roth“
• „Biodiversitätsgemeinde Tännesberg“
• „Markplatz der biologischen Vielfalt“
• Umsetzung der Biodiversitätsstrategien in Nord­

halben und in Titting

Vom Bauhofmitarbeiter zum geprüften Na-
tur- und Landschaftspfleger
Im Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wird von der 
Regierung von Oberfranken ein Fortbildungslehr­
gang zum Geprüften Natur­ und Landschaftspfle­
ger angeboten. Die Fortbildung bietet aufbauend 
auf einen Berufsabschluss in einem „grünen“ Aus­
bildungsberuf wie Landwirt, Gärtner oder Forstwirt 
eine Zusatzqualifikation auf Meisterniveau für alle, 
die sich im Bereich Naturschutz und Landschafts­
pflege weiterbilden möchten.   

In Theorie, Praxis und vielen Exkursionen lernen die 
Teilnehmer nicht nur ökologische Zusammenhänge 
und Fachwissen über Tier­ und Pflanzenarten, son­
dern auch Pflegetechniken, Kostenkalkulationen, 
Umweltbildung, Wirtschaft uvm. 

BERATUNG & BILDUNG Weiterbildung für
Bauhofmitarbeiter 
zum Natur- und
Landschaftspfleger

17 Wochen an verschie­
denen Unterrichtsorten in 
Bayern

Zeitraum:
September bis Juli

Kosten: 
1.000 € Lehrgangsgebühr
250 € Prüfungsgebühr

Anmeldung bei:
Regierung Oberfranken
bis jeweils Ende Juni

weitere Informationen:
www.regierung.ober­
franken.bayern.de/auf­
gaben/253031/253033/
leistung/leistung_61103

Praxis-Handbuch für Bauhöfe
Das neue Handbuch des Blühpakt 
Bayern ist eine wichtige Hilfestellung 
und unterstützt die Mitarbeiter von 
Bauhöfen mit Informationen und 
Tipps, damit diese ihre Flächen im 
Sinne des Insektenschutzes gestalten 
können. 
Im Handbuch sind konkrete Anleitun­
gen für die ökologische Pflege ver­
schiedener Lebensräume enthalten. 
Es unterstützt dabei, Lebensräume 

und Strukturen für Insekten zu er­
kennen, zu erhalten oder bei Bedarf 
neu anzulegen. Ergänzende Lehrvi­
deos  zur Pflegepraxis und zu häufig 
auftretenden Herausforderungen 
runden das staatliche Angebot ab.
Bestellung des kostenlosen Hand­
buches in gedruckter Form oder als 
PDF­Download unter:
www.bluehpakt.bayern.de/kom-
munen/bauhoefe.htm
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Der Freistaat bietet Bauhof-
mitarbeitern eine Fortbildung zum 
Natur- und Landschaftspfleger an. 
Einige Gemeinde- und Stadträte 
haben eine solche Ausbildung 
erfreulicherweise auch schon 
beschlossen.
Foto: Köppl GmbH
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Links
Allgemeine Informationen
Digitaler „kommunaler Leitfaden Biodiversität für kleine und mittlere Gemeinden“ 
mit Tipps und Beispielen: 
www.kommunale­biodiversitaet.de 

Zusammenschluss von im Naturschutz engagierten Kommunen: 
www.kommbio.de/praxisbeispiele

Biodiversität für Kommunen im Internet: www.taennesberg.de

Informationen rund um die nationale Strategie zur biologischen Vielfalt des BMUV. 
Außerdem Darstellung der Aktivitäten der Kommunen und Beispielprojekte:  
www.bayerns­ureinwohner.de/downloads/blaettern­lesen.html

Neun Best­Practice­Beispiele für die Biodiversität und Vorschlag eines Biodiversitäts­
Checks für Gemeinden (Aktionsplan Biologische Vielfalt) des Landes Baden­
Württemberg: www.naturschutz.landbw.de/servlet/is/67650

Leitfaden zur Kommunikation von Klimaanpassung und biologischer Vielfalt für 
Städte und Gemeinden: www.nachhaltige­zukunftsstadt.de/downloads/LEITFADEN_
Kommunikation_von_Klimaanpassung_und_Biodiversitat.pdf

Naturnahe Firmengelände, Projekt der Bodenseestiftung und GNF, gefördert durch 
BMU und BfN: www.naturnahefirmengelaende.de

Pestizidfreie Gemeinde
Anleitung für Insektenschutz im Alltag:  
www.bund.net/insektenschutz­anleitung

Welche Gemeinden sind pestizidfrei? Interaktive Karte: 
www.bund.net/umweltgifte/pestizide/pestizidfreie­kommune

Beschlussvorlage für den Gemeinderat: 
www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/umweltgifte/umwelt­
gifte_pestizide_beschlussvorlage.docx

Beispiel­Pachtverträge finden Sie unter: 
www.fairpachten.org
www.pestizidfrei­verpachten.de

BUND­Ratgeber „Pestizidfreie Kommunen – blütenreich und ohne Gift“:  
www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/umweltgifte/
umweltgifte_pestizidfreie_kommunen.pdf

Nichtchemische Verfahren zur Wildkräuterbekämpfung (Landwirtschaftskammer): 
www.landwirtschaftskammer.de/landwirtschaft/pflanzenschutz/genehmigungen/
unkrautohnechemie/index.htm

Informationen zum Biologischen Pflanzenschutz: 
www.landwirtschaftskammer.de/landwirtschaft/pflanzenschutz/biologisch/index.
htm 
Details zur Bekämpfung heimischer Problempflanzen:  
www.neobiota.bfn.de/handbuch/gefaesspflanzen.html und 
www.korina.info

Die Liste der invasiven Arten Europas („Unionsliste“) finden Sie unter: 
https://neobiota.bfn.de/unionsliste/art­4­die­unionsliste.html
Infos über Insektenschonende Mähgeräte im Kommunaltechnikportal unter:  
www.bauhof­online.de

Produzenten für gebietseigenes Saatgut 
Verband deutscher Wildsamen­ und Wildpflanzenproduzenten e.V.: 
www.natur­im­vww.de/bezugsquellen/graeser­und­kraeuter
Bundesverband Deutscher Pflanzenzüchter e.V. (BDP)  
www.bdp­online.de/de/Branche/Saatguthandel/RegioZert/RegioZert_­_wo_kann_
ich_das_Saatgut_beziehen_/
Naturgarten e.V. Verein für naturnahe Garten­ & Landschaftsgestaltung 
www.naturgarten.org/mitgliedsbetriebe­des­vereins

Kaufen Sie Wildblumen bei Staudengärtnereien. 
Produzenten für heimische Wildstauden finden Sie z. B. hier: 
www.naturgarten­fachbetriebe.de/mitgliedsfirmen/wildpflanzen

Lichtverschmutzung
BfN­Skript „Schutz der Nacht – Lichtverschmutzung, Biodiversität und 
Nachtlandschaft“: www.igb­berlin.de/sites/default/files/media­files/download­files/
BfN­Skripten336_Schutz%20der%20Nacht_web.pdf

Leitfaden zur Eindämmung der Lichtverschmutzung: www.bestellen.bayern.de/
shoplink/stmuv_natur_0025.htm

App, um die Lichtverschmutzung in der Gemeinde zu messen:  
www.verlustdernacht.de/Loss_of_the_Night_App/articles/loss­of­the­night­app.html

www.paten­der­nacht.de
www.sternenpark­schwaebische­alb.de

Weiterbildung
Informationen zur Ausbildung zum geprüften Natur­ und Landschaftspfleger: 
www.regierung.oberfranken.bayern.de/aufgaben/253031/253033/leistung/
leistung_61103
Praxis­Handbuch für Bauhöfe mit Lehrfilmen: 
www.bluehpakt.bayern.de/kommunen/bauhoefe.htm
www.biologischevielfalt.de 

Bildungsmaterialien des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit u.a. zum Thema biologische Vielfalt: 
www.bmuv.de/bildungsservice

Schutzgebiete in Bayern
Alle Schutzgebiete in Bayern finden Sie im BayernAtlas: 
www.geoportal.bayern.de/bayernatlas

Lage, Abgrenzung und Beschreibung aller Schutzgebiete in Bayern und gesetzlich 
geschützter Biotope und Naturdenkmäler: 
www.lfu.bayern.de/natur/fis_natur/fin_web

Die aktuellen Roten Listen finden Sie hier: www.lfu.bayern.de/natur/rote_liste_tiere/
index.htm

Informationen zu Natura 2000: 
www.stmuv.bayern.de/themen/naturschutz/schutzgebiete/natura2000

Wo können Sie Fördermittel beantragen?
Bayerische Landschaftspflege­ und Naturparkrichtlinie (LNPR) 
Bayerischer Naturschutzfonds 
Bundesprogramm Biologische Vielfalt 
Waldbauliches Förderprogramm WALDFÖPR 2007 der Forstverwaltung 
Vertragsnaturschutzprogramm (VNP) 
Kulturlandschaftsprogramm (KULAP) 
Klimaprogramm 2020 (KLIP 2020) 
Richtlinien für Zuwendungen zu wasserwirtschaftlichen Vorhaben (RZWas) sowie die 
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 
Flur­ und Dorferneuerung im Rahmen der Ländlichen Entwicklung (Bay. StMELF)
Liste mit Förderprogrammen für Insektenschutz in Kommunen: 
www.gruen­in­die­stadt.de/finanzieren/bund­laenderprogramme/zukunft­
stadtgruen

Informationen zu den Projektträgern und zur Projektförderung des Bayerischen 
Naturschutzfonds:  
www.naturschutzfonds.bayern.de 

Wettbewerbe & Angebote:
Mit dem Wettbewerb „Naturstadt – Kommunen schaffen Vielfalt“ möchte die 
Bundesregierung die Kommunen dabei unterstützen, neue Projekte zur Förderung 
von Stadtnatur und Insekten zu entwickeln und umzusetzen. Die 40 besten Beiträge 
werden prämiert und erhalten jeweils 25.000 Euro für die Umsetzung der Ideen. Alle 
Informationen und Unterlagen finden Sie unter: 
www.wettbewerb­naturstadt.de

„Mein Dorf hat Zukunft“ will Anreize schaffen, um die Zukunft der Dörfer 
verantwortlich und nachhaltig mitzugestalten und weiterzuentwickeln. Damit sind 
nicht nur die Entscheidungsträger einer Kommune in der Verantwortung, sondern 
auch ihre Bewohner, um die Zukunft ihrer Dörfer aktiv mitzugestalten. Unabhängig 
von der Platzierung, ist dieser Wettbewerb ein Gewinn für Ihre Gemeinde und 
schweißt die Bürger zusammen. 
Weitere Infos unter: www.bmel.de/DE/themen/laendliche­regionen/ehrenamt/
wettbewerb­unser­dorf­hat­zukunft/dorfwettbewerb­tradition.html

„Meine Kommune weiterdenken“ richtet sich an Entscheidungsträger aus den 
Kommunen, welche weg von dem Motto „weiter wie bisher“ hin zu einer nachhaltigen 
Stadt­ und Gemeindeentwicklung gelangen wollen . Dazu sind drei eineinhalbtägige 
Arbeitstreffen von November bis März vorgesehen. Anmelden kann man sich unter: 
www.kommunal­nachhaltig.de/forum­meine­kommune­weiterdenken
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